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Beginn der Sitzung: 9.02 Uhr. 

Präsident Bernd Busemann: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich eröffne die 36. Sit-
zung im 14. Tagungsabschnitt des Niedersächsi-
schen Landtages der 17. Wahlperiode.  

Tagesordnungspunkt 29: 
Mitteilungen des Präsidenten  

Nachdem es sich in den letzten zwei Minuten doch 
noch etwas gefüllt hat, darf ich gemeinsam mit 
dem Präsidium die Beschlussfähigkeit des Hau-
ses bereits jetzt feststellen. 

Wir wünschen Ihnen einen guten Morgen. 

(Zurufe: Guten Morgen, Herr Präsident!) 

Zur Tagesordnung. Wir beginnen die heutige Sit-
zung mit Tagesordnungspunkt 30, Mündliche An-
fragen. Anschließend setzen wir die Beratungen in 
der Reihenfolge der Tagesordnung fort. Die heuti-
ge Sitzung soll gegen 13:20 Uhr enden. 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt Ih-
nen nunmehr der Schriftführer Herr Klein mit. 

Schriftführer Stefan Klein: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Für heute haben 
sich entschuldigt: von der Landesregierung Herr 
Landwirtschaftsminister Meyer, von der SPD-
Fraktion Frau Kollegin Wahlmann und Herr Kollege 
Pantazis, von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Frau Kollegin Hamburg und von der Fraktion der 
FDP Frau Kollegin von Below-Neufeldt und Frau 
Kollegin König.  

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Klein. - Meine Damen und Her-
ren, wir gehen gleich über zu dem 

Tagesordnungspunkt 30: 
Mündliche Anfragen - Drs. 17/1485  

Die für die Fragestunde geltenden Regelungen 
unserer Geschäftsordnung setze ich als bekannt 
voraus, will gleichwohl noch einmal ausdrücklich 
ansprechen, wie die Regularien sind. Die Frage-
stellerin oder der Fragesteller und andere Mitglie-
der des Landtages können bis zu zwei Zusatzfra-

gen stellen. Die Zusatzfragen dürfen nicht verlesen 
werden. Sie müssen zur Sache gehören und dür-
fen die Frage nicht auf andere Gegenstände aus-
dehnen. Sie müssen knapp und sachlich sagen, 
worüber Auskunft gewünscht wird. Anfragen, durch 
deren Inhalt der Tatbestand einer strafbaren Hand-
lung begründet wird oder die Werturteile oder par-
lamentarisch unzulässige Wendungen enthalten, 
sind unzulässig. Einleitende Bemerkungen - das 
unterstreiche ich besonders - sind ebenfalls nicht 
erlaubt.  

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, wir ha-
ben es jetzt 9.06 Uhr. Ich darf darauf hinweisen: 
Wenn Sie Zusatzfragen stellen möchten, dann am 
besten schriftlich. Dann haben wir hier vorne den 
besten Überblick.  

Wir treten ein in die Behandlung der Mündlichen 
Anfragen. Vorneweg  

Frage 1: 
Kann die Landesregierung den Countdown zur 
Abgabe ihres Multifondsprogramms (EFRE + 
ESF) trotz ‚Raubernennung’ und personellen 
Wechsels bis zum 25. Mai einhalten?  

Wer möchte die Frage vortragen? - Herr Bode, 
bitte sehr, Sie haben das Wort.  

Jörg Bode (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Kann die Landesregierung den Countdown 
zur Abgabe ihres Multifondsprogramms (EFRE + 
ESF) trotz ‚Raubernennung’ und personellen 
Wechsels bis zum 25. Mai einhalten?  

Die Ausführungen sowohl von Ministerpräsident 
Weil zur Dringlichen Anfrage „Wie weit ist die Lan-
desregierung bei der Erarbeitung des gemeinsa-
men Operationellen Programms für den EFRE und 
den ESF?“ im März-Plenum als auch von Frau 
„Sonderstaatssekretärin“ Honé „Wir haben aber 
keine Probleme mit Brüssel“ aus der HAZ vom 
26. März 2014 geben Anlass zur Besorgnis.  

Einerseits heißt es, dass die Landesregierung Ver-
zögerungen nicht zu verantworten habe - die Grün-
de hierfür lägen jenseits von Niedersachsen, aber 
die Landesregierung unternehme „erhebliche 
Kraftanstrengungen, um die eingetretenen Verzö-
gerungen wieder auszugleichen“ - Drucksache 
17/1390. Andererseits sind Verzögerungen auch 
gar nicht erkennbar - Plenarprotokoll vom 27. März 
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2014, Seite 2 912 -, denn die Operationellen Pro-
gramme werden angeblich unter Hochdruck, aber 
letztlich fristgerecht aufgestellt. Begleitet wird die 
Aufstellung des Multifondsprogramms von einer 
schlagzeilenträchtigen Personalpolitik - gemeint ist 
u. a. die Versetzung von Ministerialrat Eberhard 
Franz - und von Kostenexplosionen im Bereich der 
Regionalpolitik - rundblick vom 13. März 2014.  

Weil sich die Staatskanzlei zumindest aber eine 
weitere Verzögerung bei der Ernennung der Lan-
desbeauftragten nicht leisten wollte, wurde Matthi-
as Wunderling-Weilbier ohne die Aufteilung seiner 
Versorgungsansprüche zum B-6-Beamten ernannt. 
Ministerpräsident Weil vollzog die „Raubernen-
nung“ „nach sorgfältiger Abwägung“ - so Die Welt 
vom 14. April 2014 - und nach intensiver Beratung 
durch den Chef der Staatskanzlei, Dr. Jörg Mielke, 
und Frau „Sonderstaatssekretärin“ Birgit Honé - 
siehe Oldenburgische Volkszeitung vom 10. April 
2014. Die Beratung zur „Raubernennung“ kostet 
die Landeskasse rund 180 000 Euro, was den 
Betroffenen Wunderling-Weilbier immerhin zur 
Aussage verleitete:  

„Wir haben andere Probleme. Am Ende 
zahlt der Steuerzahler die Versorgungsbe-
züge - linke Tasche, rechte Tasche“  

- Braunschweiger Zeitung vom 28. April 2014. 

Nach heutigem Stand sind es nun nur noch wenige 
Tage, bis die Programmentwürfe verabschiedet 
und eingereicht werden müssen. In diesem Zu-
sammenhang arbeitet die Landesregierung auch 
an einem Operationellen Programm für Südnieder-
sachsen. Gemäß den Ausführungen von Minister-
präsident Weil ist es „… in sehr enger Abstimmung 
mit den regionalen Partnern, den Kommunen, aber 
insbesondere mit den Akteuren in der Wirtschaft zu 
machen. Dieser Prozess beginnt jetzt.“ Das ist im 
Plenarprotokoll vom 27. März 2014, Seite 2 913, 
nachzulesen. Die EU-Kommission soll angeblich, 
allerdings nur in informellen Gesprächen, „Ver-
ständnis“ hierfür geäußert haben. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie ist der Stand bei der Erarbeitung des Multi-
fondsprogramms, und kann die Landesregierung 
ihr „Operationelles Programm Südniedersachsen“ - 
das sogenannte Südniedersachsenprogramm - 
frist- und formgerecht bis zum 25. Mai 2014 einrei-
chen? 

2. Was meint Ministerpräsident Weil, wenn er vom 
Verständnis der EU-Kommission „für unser Vorha-
ben“ bezüglich des Südniedersachsenprogramms 

im Rahmen mehrerer informeller Vorgespräche 
spricht? 

3. Wie konnte es zur kostspieligen „Raubernen-
nung“ von Matthias Wunderling-Weilbier kommen? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Bode. - Für die Landesregierung 
antwortet Herr Ministerpräsident Weil. Bitte sehr, 
Sie haben das Wort. 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Mit den Multifondsprogrammen - EFRE/ESF und 
dem Operationellen Programm für den ELER - 
beginnt ein neues Kapitel in der EU-Förderung für 
Niedersachsen. Niedersachsen wird in der nächs-
ten Förderperiode von 2014 bis 2020 das tun kön-
nen, was im europarechtlichen Förderrahmen be-
reits systematisch angelegt ist: Wir können die EU-
Förderpolitik der drei großen Fonds EFRE, ESF 
und ELER nun in Niedersachsen aus einem Guss 
gestalten. Mit einem solchen fondsübergreifenden 
und ganzheitlichen Ansatz wollen wir den vorhan-
denen Disparitäten in unserem Land gerecht wer-
den. 

Die dafür zur Verfügung stehenden Mittel müssen 
bedarfsgerecht und effizient eingesetzt werden. 
Deswegen verfolgen wir einen Multifondsansatz, 
d. h. ein Operationelles Programm für EFRE und 
ESF, und zwar bezogen auf ganz Niedersachsen.  

Niedersachsen hat sich zur Erarbeitung eines inte-
grativen Multifondsprogramms entschlossen, weil 
die Regionen in Niedersachsen mit den insgesamt 
weniger zur Verfügung stehenden EU-Mitteln mög-
lichst intelligent, konzentriert und den unterschied-
lichsten Problemlagen Rechnung tragend weiter-
entwickelt und passgenau gefördert werden sollen. 
Dabei werden wir von der EU-Kommission unter-
stützt, die unseren neuen Ansatz in den bisher 
geführten Gesprächen ausdrücklich begrüßt. Dies 
ist auch in den letzten Abstimmungsgesprächen 
am Montag und am Dienstag dieser Woche auf 
Arbeitsebene sehr deutlich geworden.  

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Mündli-
che Anfrage namens der Landesregierung wie 
folgt: 

Zu 1: Dieser Frage liegt erkennbar ein Missver-
ständnis zugrunde. Die Operationellen Programme 
sind ein von der EU-Kommission zu genehmigen-
der Rahmen, die die Förderprioritäten für die Län-
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der insgesamt festlegen. In diesem Gesamtzu-
sammenhang sind dann anschließend in Nieder-
sachsen regionale Schwerpunktsetzungen vorge-
sehen, wie sie die Landesregierung auch für Süd-
niedersachsen plant und die mit dem Begriff „Süd-
niedersachsenprogramm“ umschrieben werden.  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Gibt es das 
noch?) 

Ein gesondertes Operationelles Programm im Sin-
ne der EU-Terminologie für Südniedersachsen, so 
wie es die Fragesteller bezeichnen, wird es daher 
nicht geben.  

Das Südniedersachsenprogramm wird sich vor 
allem aus den einzelnen Fördertatbeständen des 
Multifondsprogramms EFRE/ESF und dem ELER-
Programm speisen.  

Den Entwurf des Multifondsprogramms EFRE/ESF 
haben wir bereits frühzeitig Ende April in Brüssel 
vorgelegt, um den Bewilligungsprozess zu be-
schleunigen, d. h. er liegt dort vor. EU-Kommission 
und Landesregierung haben sich auf dieses Ver-
fahren verständigt, um die formelle Bewilligung des 
Programms noch in diesem Jahr zu erreichen. Die 
EU-Kommission hat uns in den Anfang dieser Wo-
che in Brüssel geführten Gesprächen bestätigt, 
dass das machbar ist. Absprachegemäß erwarten 
wir jetzt die abschließenden Hinweise aus Brüssel, 
wir werden diese einarbeiten und nach der Kabi-
nettsbefassung das Operationelle Programm bei 
der Europäischen Kommission einbringen. Dieses 
Verfahren dient der Beschleunigung und dürfte - 
nach Absprache mit der EU - im Juni abgeschlos-
sen sein.  

Zu 2: Bei den Konsultationen mit der EU-Kom-
mission wurde der Ansatz eines Südniedersach-
senprogramms als wesentlicher Baustein einer 
aktiven, gezielten Politik gegen zunehmende regi-
onale Disparitäten begrüßt. Dieser Ansatz ent-
spricht nach Auffassung der EU-Kommission prak-
tisch 1 : 1 der europäischen Ausrichtung der Regi-
onalpolitik mit einer besonderen Förderung soge-
nannter benachteiligter Gebiete. Insofern steht 
unser neuer Politikansatz im Einklang mit der eu-
ropäischen Kohäsionspolitik, nach der vordringlich 
dort Strukturhilfen gegeben werden sollen, wo sie 
am dringendsten benötigt werden und wo sie den 
größten Nutzen erzielen. 

 

 

Zu 3: Der guten Ordnung halber darf ich feststel-
len, dass Fragen der Altersversorgung in keinem 
Zusammenhang mit Fragen der EU-Strukturförde-
rung stehen. 

Die genauen Umstände und Verfahrensschritte zur 
Ernennung von Herrn Landrat Wunderling-Weilbier 
zum Landesbeauftragten für regionale Landesent-
wicklung sind aufgrund einer ausführlichen Unter-
richtung der Landesregierung in öffentlicher Sit-
zung des Ausschusses für Haushalt und Finanzen 
am 23. April 2014 bereits bekannt. 

In bündiger Kürze: Am 10. Dezember 2013 hat die 
Staatskanzlei den Landkreis Helmstedt um Zu-
stimmung zum Dienstherrenwechsel und damit 
auch zur Versorgungslastenteilung gebeten und ist 
mit dem Landkreis auch in den nächsten Tagen in 
Kontakt geblieben. Bis zum 19. Dezember 2013 
hat der Landkreis Helmstedt keine Signale gege-
ben, die gegen die erbetene Zustimmungserklä-
rung sprachen. Danach bezweifelte er die Not-
wendigkeit einer Versorgungslastenteilung, bat um 
Argumente für eine pragmatische Lösung und 
versprach, für weitere Gespräche auch in der Vor-
weihnachtszeit bzw. zwischen den Feiertagen zur 
Verfügung zu stehen. Die Staatskanzlei bat den 
Landkreis um eine Entscheidung bis zum 30. De-
zember 2013 und lieferte, wie erbeten, die juristi-
sche Argumentationslinie. Allerdings war der 
Landkreis entgegen seiner Zusage nach dem 
20. Dezember 2013 in dieser Angelegenheit nicht 
mehr erreichbar.  

Zum Zeitpunkt der Entscheidung am 2. Januar 
2014, Herrn Wunderling-Weilbier zum Landesbe-
auftragten zu ernennen, lag keine Zustimmung vor, 
und eine solche Entscheidung war aufgrund der 
vorgenannten Verhältnisse auch nicht mehr zu 
erwarten. 

Zum Jahresanfang sollten die Ämter für regionale 
Landesentwicklung gleichzeitig ihre Arbeit auf-
nehmen, und zwar nicht nur mit dem Landesbeauf-
tragten als deren administrativem Leiter, sondern 
auch als Ansprechpartner des Landes in der Flä-
che. Es war für die Landesregierung zu diesem 
Zeitpunkt keine akzeptable Alternative, nur für drei 
Landesteile Landesbeauftragte zu ernennen, die 
jeweils als Ansprechpartner vom ersten Tag an zur 
Verfügung standen, und für den Bereich Braun-
schweig nicht. 

(Christian Dürr [FDP]: Es ging doch 
nur um ein Foto!) 
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Deshalb ist in Abwägung der Frage der Versor-
gungslastenteilung die Entscheidung einerseits für 
eine rechtzeitige Ernennung und andererseits für 
die Ernennung am 2. Januar 2014 getroffen wor-
den. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Christian Dürr [FDP]: Das 
war ein teurer PR-Termin für die 
Steuerzahler! Pure PR! Eine Unver-
schämtheit! - Unruhe) 

Präsident Bernd Busemann: 
Ruhe, bitte, meine Damen und Herren! - Vielen 
Dank, Herr Ministerpräsident. - Sie haben jetzt die 
Möglichkeit, Zusatzfragen zu stellen. Für eine erste 
Zusatzfrage hat sich aus der Fraktion der FDP 
Herr Kollege Kortlang gemeldet. Bitte sehr! 

(Christian Dürr [FDP]: 180 000 Euro 
für nichts!) 

- Herr Dürr, bitte! 

Horst Kortlang (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Herr 
Ministerpräsident Weil, wie wollen Sie sicherstel-
len, dass landesweit die besten Projekte gefördert 
werden? 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Ministerpräsident, bitte sehr! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Herr Kortlang, es ist vorgesehen, dass insbeson-
dere die regionalen Schwerpunktsetzungen in 
allerengster Abstimmung nicht nur mit den regiona-
len Akteuren, sondern auch mit der örtlichen Wirt-
schaft und anderen Akteuren aus der Gesellschaft 
erarbeitet werden. Das ist Teil des Konzeptes, und 
wir legen allergrößten Wert darauf, dass das in 
Abstimmung und Übereinstimmung mit den regio-
nalen Partnern geschieht. Andersherum würde es 
auch gar keinen Sinn machen. 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt für 
die Fraktion der FDP der Herr Kollege Bode. 

Jörg Bode (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Ministerpräsident, Sie haben hier 
eben erklärt, dass es kein Operationelles Pro-

gramm Südniedersachsen geben wird. In der 
32. Plenarsitzung am 27. März, also im letzten 
Plenarabschnitt, haben Sie auf meine Frage - ich 
zitiere von der Seite 2 913 des Protokolls -: „Wie 
sieht der derzeitige Stand des Operationellen Pro-
gramms Südniedersachsen aus?“, geantwortet: 
„Herr Bode, dieses Programm ist in der Aufstel-
lung.“ Wie erklären Sie den eklatanten Wider-
spruch dieser beiden Aussagen innerhalb so weni-
ger Wochen? 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Ich darf noch einmal darum bitten, 
dass die Einleitungen - bei allem Hintergrund - kurz 
gehalten werden. Herr Ministerpräsident, bitte! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Indem ich Ihnen erläutere, dass es sich nicht um 
einen Widerspruch handelt. Ich habe eben in mei-
ner Antwort gesagt: Die operationellen Programme 
im Sinne der EU-Terminologie, die jetzt Gegen-
stand der Gespräche mit der EU-Kommission sind, 
sind Programme für das gesamte Land Nieder-
sachsen. Anschließend wird auf einer anderen 
Konkretionsebene daraus die regionale Schwer-
punktsetzung abgeleitet, die u. a. in Südnieder-
sachsen unter dem Begriff „Südniedersachsen-
plan“ zusammengefasst werden soll. Der von Ih-
nen unterstellte Widerspruch existiert nicht. 

(Zustimmung bei der SPD - Jörg Bode 
[FDP]: War die Antwort letztes Mal 
dann falsch?) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr 
Kollege Christian Grascha für die Fraktion der 
FDP. Bitte sehr! 

Christian Grascha (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
habe eine Frage zum Südniedersachsenpro-
gramm. Mit Blick auf die Kofinanzierung möchte 
ich wissen, Herr Ministerpräsident: Wie soll in Ihren 
Augen die Kofinanzierung für die sogenannten 
schwachen Landesteile sichergestellt werden? 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Ministerpräsident, bitte sehr! 

3304 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  36. Plenarsitzung am 16. Mai 2014 
 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Das wird eine derjenigen Fragen sein, die jetzt in 
engster Abstimmung mit den regionalen Akteuren 
in Südniedersachsen zu klären sind. Es geht ja 
zunächst einmal um die Identifikation der besten 
Projekte und um die Frage, in welcher Form sie 
der EU-Förderung zugänglich gemacht werden 
sollen, und dann geht es selbstverständlich auch 
um die Frage der Kofinanzierung. 

Bekanntlich haben wir es gerade in Südnieder-
sachsen durchaus mit Kommunen zu tun, die sich 
in deutlichen finanziellen Engpässen befinden. Die 
Landesregierung hat nie einen Hehl daraus ge-
macht, dass sie im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
versuchen wird, dafür zu sorgen, dass die EU-
Förderung auch in solchen Gebieten tatsächlich 
ankommt. Das ist allerdings eine mühsame Klein-
arbeit, die letztlich projektbezogen laufen muss. 
Aber wir müssen für die Kofinanzierung vernünftige 
Lösungen entwickeln; denn ansonsten kann die 
EU-Förderung nicht fließen. 

(Zustimmung bei der SPD - Christian 
Dürr [FDP]: Es hat sich nichts geän-
dert! Was machen Sie den ganzen 
Tag?) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt für 
die Fraktion der FDP Frau Hillgriet Eilers. Bitte 
sehr! 

Hillgriet Eilers (FDP): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Ministerpräsi-
dent, was sind die Gründe dafür, dass der Abgabe-
termin im Mai nicht eingehalten werden kann? 

(Christian Dürr [FDP]: Das ist eine in-
teressante Frage!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Ministerpräsident! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Frau Kollegin, der Grund ist, dass wir mit der EU-
Kommission zusammen ein Verfahren entwickelt 
haben, das auf eine sehr enge Diskussion und 
Abstimmung mit der EU-Kommission vor der for-
mellen Abgabe des Programms hinausläuft.  

Der von mir soeben vorgestellte Zeitplan ist mit der 
EU-Kommission im Detail abgestimmt. Das halte 
ich auch für wesentlich effektiver, als wenn wir von 
Niedersachsen aus ein Programm in Brüssel ein-

reichen und anschließend mit der EU-Kommission 
darüber diskutieren. Ich glaube, dieser Weg, den 
ich Ihnen vorgestellt habe, ist für alle Beteiligten 
der bessere.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt für 
die Fraktion der FDP der Herr Kollege Försterling.  

Björn Försterling (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich frage die Landesregierung: Wie erklärt 
sie den Widerspruch zwischen den öffentlichen 
Äußerungen auf der einen Seite, dass man die 
Region Braunschweig und Südniedersachsen be-
sonders fördern möchte, und der Tatsache, dass 
im ersten Amtsjahr der Landesregierung 16 Mil-
lionen Euro weniger Fördermittel durch die NBank 
in diesen Bereich geflossen sind, auf der anderen 
Seite? 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Ministerpräsident! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Nun, vorbehaltlich einer näheren Auskunft - ich 
weiß nicht, ob Kollege Lies an dieser Stelle spon-
tan auskunftsfähiger ist als ich; das sieht aber ge-
rade nicht so aus - 

(Heiterkeit bei der FDP - Christian 
Dürr [FDP]: Der schickt lieber Sie vors 
Rohr!) 

kann ich sagen, dass die Förderungen durch die 
NBank natürlich immer auch projektbezogen erfol-
gen und dass an dieser Stelle ein entsprechender 
Vorlauf notwendig ist. Ich würde also vermuten - 
unter allem Vorbehalt; ich bitte, mir das nachzuse-
hen -, dass wir es an dieser Stelle noch mit Fern-
wirkungen früherer Strukturierungen zu tun haben. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Lachen bei der FDP - 
Christian Dürr [FDP]: Was macht ihr 
da drüben denn?) 
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Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. - Für die 
nächste Zusatzfrage darf ich Dr. Genthe für die 
Fraktion der FDP aufrufen. Bitte sehr! 

Dr. Marco Genthe (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Können 
sich die Landkreise bei der Beurteilung eines Vor-
habens in den von der Landesregierung ange-
strebten Kriterienkatalog direkt einbringen? 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Ministerpräsident, bitte sehr! 

(Johanne Modder [SPD]: Wie war das 
eigentlich früher?) 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Ja, das können Sie. Es sind entsprechende Steue-
rungskreise vorgesehen, in denen natürlich insbe-
sondere Wert auf die Mitarbeit und letztlich auch 
auf die Kooperation der Landkreise gelegt wird.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Johanne Modder [SPD]: 
So wie immer!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt für 
die Fraktion der FDP Frau Eilers. Das wäre dann 
die zweite.  

Hillgriet Eilers (FDP): 
Herr Präsident! Ich frage die Landesregierung: 
Wann rechnen Sie denn mit dem Förderbeginn der 
Periode 2014 bis 2020? 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Ministerpräsident, bitte sehr! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Ich hoffe, dass wir die ab dem nächsten Jahr se-
hen werden. Das wird sicherlich ab dem nächsten 
Jahr beginnen müssen. 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt für 
die Fraktion der FDP Herr Kollege Dr. Birkner.  

Dr. Stefan Birkner (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, in 
Bezug auf die dritte Frage der Mündlichen Anfrage 

frage ich die Landesregierung: Warum ist seitens 
der Landesregierung im Hinblick auf die Beschäfti-
gung von Herrn Wunderling-Weilbier dem Land-
kreis nicht die Möglichkeit einer Abordnung aufge-
zeigt worden? 

(Zustimmung bei der FDP - Renate 
Geuter [SPD]: Das ist im Haus-
haltsausschuss erklärt worden!) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Ministerpräsident, bitte sehr! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Herr Dr. Birkner, einerseits deswegen nicht, weil, 
wie ich ausgeführt habe, im fraglichen Zeitraum 
schlichtweg kein Ansprechpartner des Landkreises 
Helmstedt zur Verfügung stand.  

Im Übrigen will ich darauf aufmerksam machen, 
dass die Abordnung eines Hauptverwaltungsbe-
amten sicherlich auch die interessantesten kom-
munalverfassungsrechtlichen Fragen mit aufrufen 
würde. Deswegen wäre das meines Erachtens 
auch kein praktikabler Weg gewesen.  

(Zustimmung bei der SPD - Christian 
Grascha [FDP]: Das wurde bisher an-
ders dargestellt! - Johanne Modder 
[SPD]: Da hätte ich euch mal sehen 
wollen, wenn das so gemacht worden 
wäre!) 

Präsident Bernd Busemann: 

Ruhe, bitte! - Die nächste Zusatzfrage stellt der 
Kollege Dirk Toepffer für die Fraktion der CDU. 
Bitte sehr! 

Dirk Toepffer (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Ministerpräsident, nachdem der jetzt abgelöste 
Abteilungsleiter Herr Franz im Ausschuss für Eu-
ropaangelegenheiten die Entwicklung eines Pro-
gramms „RTB 2.0“ angekündigt hatte, frage ich: 
Wie weit sind die Entwicklungen zu diesem Pro-
gramm? 

(Zustimmung bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Ministerpräsident! 
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Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Damit ist die von mir als regionale Schwerpunkt-
setzung vielleicht etwas einfacher formulierte Vor-
gehensweise angesprochen, dass wir an dieser 
Stelle die richtigen regionalen Schwerpunkte set-
zen wollen. Das ist jetzt tatsächlich gerade die 
Arbeit der Landesbeauftragten, die in vielfältigen 
Gesprächen mit den unterschiedlichen Akteuren 
die notwendigen Grundlagen dafür liefern.  

Es wird dann, wie ich in der Antwort auf die Anfra-
ge bereits sagte, nach dem grünen Licht aus Brüs-
sel die nächste Konkretionsstufe sein, wie wir das 
innerhalb des Landes Niedersachsen in den vier 
Bereichen der früheren Bezirksregierungen plus 
dem Bereich Südniedersachsen projektbezogen 
ausfüllen. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Meine Damen und Herren, die 
nächste Zusatzfrage stellt für die Fraktion der FDP 
Hermann Grupe.  

Hermann Grupe (FDP): 
Herr Präsident! Herr Ministerpräsident, wie will die 
Landesregierung in ihrer Strukturpolitik die zukünf-
tige Entwicklung der ländlichen Räume, insbeson-
dere schlecht angebundener Regionen wie des 
Weserberglandes - um Ihnen ein Beispiel zu nen-
nen -, sicherstellen? 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Ministerpräsident, Sie haben 
das Wort. 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Das ist tatsächlich ein Schwerpunkt der Arbeit, die 
jetzt ansteht.  

Wir haben es ja in Niedersachsen zu den aller-
größten Teilen mit ländlichen Räumen zu tun. Die 
großstädtischen Ballungsräume sind ja, was die 
Fläche angeht, deutlich in der Minderheit. Wir 
müssen in großen Teilen des Landes feststellen, 
wie Sie das am Beispiel des Weserberglandes 
zum Ausdruck gebracht haben, dass wir da deutli-
che Herausforderungen, bezogen auf die Regio-
nalentwicklung, haben. 

Wir können durch die erweiterten Möglichkeiten 
des ELER an dieser Stelle mehr tun. Darüber freu-
en wir uns sehr. Deswegen werden wir uns in der 

Arbeit an den landesweiten Programmen, aber 
eben auch an den regionalen Schwerpunktsetzun-
gen darauf konzentrieren, exakt die Räume, die 
Sie angesprochen haben, dabei mit zu bedenken. 
Hier haben wir den größten Entwicklungsbedarf. 

(Beifall bei der SPD)  

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt von 
der Fraktion der CDU der Kollege Schönecke! 

Heiner Schönecke (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Der 
Ministerpräsident hat ausgeführt, dass er mit dem 
Südniedersachsenplan die Haushaltsnot einzelner 
Kommunen in Südniedersachsen lindern will. Mit 
welchen EU-Programmen wollen Sie oder werden 
Sie Haushaltsnöte in einzelnen Kommunen lin-
dern?  

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung antwortet 
der Ministerpräsident. Bitte sehr!  

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Entschuldigen Sie, ich habe versucht, etwas ande-
res zum Ausdruck zu bringen. Die Frage, die mir 
vorhin gestellt wurde, ging in Richtung Gegenfi-
nanzierung.  

(Johanne Modder [SPD]: Ja! Das ist 
etwas anderes!)  

Natürlich steht uns kein EU-Förderprogramm so-
zusagen für die Eigenfinanzierung aus den betref-
fenden Regionen zur Verfügung. Ich habe ausge-
führt, dass jetzt genau das, und zwar projektbezo-
gen, im Detail erarbeitet werden muss und dass 
wir seitens der Landesregierung guten Willens 
sind, dabei auch die Nöte der finanziell besonders 
belasteten Kommunen mit zu berücksichtigen.  

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt von 
der Fraktion der SPD der Kollege Dr. Saipa!  

Dr. Alexander Saipa (SPD): 
Herr Präsident! Herr Ministerpräsident, vor dem 
Hintergrund, dass in der vergangenen Förderperi-
ode mit vielen Förderrichtlinien ein wahrer Förder-
dschungel entstanden ist,  

(Zuruf von der CDU: Was?) 

 3307



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  36. Plenarsitzung am 16. Mai 2014 
 

frage ich die Landesregierung, ob in Zukunft die 
Anzahl der Richtlinien reduziert wird und ob diese 
auch vereinfacht werden.  

(Christian Dürr [FDP]: Es werden 
mehr Programme und weniger Geld!)  

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung, Herr 
Ministerpräsident!  

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Herr Kollege Saipa, wir gehen in der Tat davon 
aus, dass wir insbesondere durch den Ansatz ei-
nes Multifonds-Programms auch die Anzahl der 
entsprechenden Förderrichtlinien reduzieren kön-
nen. Wir müssen das im Lichte der neuen Förder-
schwerpunkte der Europäischen Union überdies 
überarbeiten. Deswegen gehe ich davon aus, dass 
sich die Zahl der entsprechenden Grundlagen in 
der Richtlinienfassung deutlich reduzieren wird.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage, Kollege 
Dürr, Fraktion der FDP!  

Christian Dürr (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass wir uns alle 
einig sind, dass oftmals die Kommunen vor Ort viel 
besser wissen, wie man mit dem Geld umzugehen 
hat, frage ich die Landesregierung: Stimmt sie der 
Aussage des Niedersächsischen Landkreistages 
„Die neue Niedersächsische Landesregierung trägt 
daher weiterhin allein die Verantwortung für die 
Abschaffung des erfolgreichen Instruments der 
Regionalisierten Teilbudgets.“ zu? 

Präsident Bernd Busemann:  
Danke schön. - Für die Landesregierung antwortet 
der Ministerpräsident. Bitte sehr!  

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Herr Kollege Dürr, ich meine, ich hätte auch zu 
dieser Frage schon in einer früheren Sitzung des 
Landtags ausführlich Stellung genommen. Kurz 
gesagt ist es so, dass sich durch die Reduzierung 
der Mittel einerseits und durch die neuen Förder-
schwerpunkte und Vorgaben der Europäischen 
Union andererseits der Anwendungsbereich von 
Regionalen Teilbudgets, bezogen auf Landkreise 
und kreisfreie Städte, so wesentlich reduzieren 

würde - teilweise wäre das nicht mehr anwend-
bar -, dass das insgesamt gesehen nach der wirk-
lich in vielen Gesprächen mit den Landkreisen 
gewonnenen Überzeugung der Landesregierung 
schlichtweg keinen Sinn macht.  

(Christian Dürr [FDP]: Aber die Land-
kreise sehen das anders!)  

- Wenn Sie noch eine Frage stellen wollen, müss-
ten Sie sich vielleicht zu Wort melden, lieber Kolle-
ge Dürr!  

Aber ich will ausdrücklich ergänzen, dass die Ar-
beit, die in dieser Hinsicht geleistet worden ist, 
auch von der Landesregierung gewürdigt wird. Wir 
müssen uns aber an dieser Stelle schlichtweg den 
neuen Gegebenheiten anpassen. Ich glaube, dass 
in vielen Landkreisen das auch als Botschaft sehr 
klar angekommen ist.  

(Christian Dürr [FDP]: Nein!)  

Das wird meines Erachtens durch die sehr enge 
Zusammenarbeit, die wir mit den Kommunen bei 
der Erarbeitung der entsprechenden Programme 
vorsehen, mehr als kompensiert. Es ist unsere 
Absicht, an dieser Stelle tatsächlich die Zustim-
mung und die Mitarbeit der Kommunen zu jeder 
einzelnen Maßnahme herbeizuführen. Das hilft, 
glaube ich, sehr, Bedenken vorzubeugen, hier 
würde künftig ohne die Kommunen agiert werden. 

(Zustimmung bei der SPD)  

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. - Die nächste 
Zusatzfrage stellt von der Fraktion der FDP der 
Kollege Dr. Birkner. Das ist dann Ihre zweite Zu-
satzfrage. Bitte sehr!  

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, vor 
dem Hintergrund, dass Sie im Hinblick auf den 
Personalvorgang Wunderling-Weilbier ausgeführt 
haben, dass es der Landesregierung nicht möglich 
gewesen sei, einen zuständigen Vertreter des 
Landkreises Helmstedt zu erreichen, frage ich Sie: 
War es Ihnen denn auch nicht möglich, den da-
mals im Amt befindlichen Landrat, Herrn Wunder-
ling-Weilbier, zu erreichen?  

(Heiterkeit und Zustimmung bei der 
FDP) 
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Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Für die Landesregierung, Herr Mi-
nisterpräsident. Bitte sehr!  

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Herr Wunderling-Weilbier hat sich in dieser Ange-
legenheit wohlweislich herausgehalten, und wir 
hätten vor dem Hintergrund einer persönlichen 
Betroffenheit sicherlich auch einen Fehler ge-
macht, wenn wir ihn persönlich mit einbezogen 
hätten.  

(Zustimmung bei der SPD - Jörg Bode 
[FDP]: Bei einer Abordnung?)  

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Meine Damen und Herren, die 
nächste Zusatzfrage stellt von der Fraktion der 
CDU die Kollegin Gudrun Pieper. Bitte!  

Gudrun Pieper (CDU): 
Herr Präsident! Herr Ministerpräsident, ich komme 
noch einmal auf den Anwendungsbereich der Re-
gionalisierten Teilbudgets zurück. Wer wird denn 
letztlich, wenn es so weit kommt, über die Zutei-
lung der RTB entscheiden: die Landesbeauftrag-
ten, die Staatssekretärin oder Sie als Ministerprä-
sident? 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung, Herr 
Ministerpräsident Weil!  

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Ich bin jetzt unschlüssig, Frau Kollegin Pieper, ob 
Sie mit den RTB die Regionalisierten Teilbudgets 
der alten Förderperiode meinen,  

(Gudrun Pieper [CDU]: Nein!)  

die es ja so nicht mehr geben wird. Sie meinen die 
neuen Regionalprogramme, richtig? - Gut. Diese 
werden gemeinsam in den Regionen erarbeitet, 
werden innerhalb der Landesregierung auf Staats-
sekretärsebene beraten und abschließend durch 
Kabinettsentscheidung seitens des Landes gere-
gelt.  

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. - Die nächste 
Zusatzfrage kommt von der FDP-Fraktion. Herr 
Kollege Dr. Genthe, Sie sind dran. Das ist auch 
Ihre zweite Zusatzfrage.  

Dr. Marco Genthe (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wie will 
die Landesregierung sicherstellen, dass die EU-
Anforderungen, die EU-Fördermittel auf zentrale 
Bereiche zu konzentrieren, erfüllt werden?  

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Für die Landesregierung antwortet 
der Ministerpräsident!  

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Herr Kollege Genthe, Sie haben völlig recht mit 
dem Hinweis, dass in der neuen Förderperiode 
eine sehr viel stärkere Konzentration auf bestimm-
te von der EU vorgegebene Ziele zu erfolgen hat. 
Umso wichtiger ist es deswegen, dass man von 
Anfang an mit den regionalen Partnern unter die-
ser Vorgabe schaut, an welcher Stelle die effek-
tivsten, die besten Möglichkeiten bestehen. Das 
erklärt möglicherweise auch den von mir geschil-
derten Ansatz.  

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. - Für die 
nächste Zusatzfrage hat sich von der Fraktion der 
CDU der Kollege Clemens Große Macke gemel-
det.  

Clemens Große Macke (CDU): 
Danke schön, Herr Präsident. - Ich frage die Lan-
desregierung, Herr Ministerpräsident - vielleicht 
können Sie darauf antworten -: Dementieren Sie, 
dass diese Landesregierung beabsichtigt, den 
ländlichen Wegebau in der neuen Förderperiode 
im Rahmen von ELER von 48 Millionen Euro auf 
10 Millionen Euro zu reduzieren und zusammen-
zustreichen?  

(Christian Dürr [FDP]: Ach, eine inte-
ressante Frage!)  

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die Landesregie-
rung, der Ministerpräsident. Bitte sehr!  

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Das entsprechende Dementi vermag ich nicht ab-
zugeben.  

(Christian Dürr [FDP]: Er hat nicht 
dementiert!)  

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank.  
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(Unruhe)  

- Meine Damen und Herren, ich darf um Ruhe 
bitten! Wer hier ein Fragerecht hat, kann das aus-
üben. - Ansonsten ist der Kollege Grupe von der 
FDP-Fraktion mit seiner zweiten Zusatzfrage an 
der Reihe.  

(Christian Dürr [FDP]: Es geht darum, 
dass der ländliche Raum wieder ein-
mal Geld verliert!)  

Hermann Grupe (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Ministerpräsi-
dent, noch einmal eine Nachfrage zum Südnieder-
sachsenprogramm. Werden diese Mittel vorab 
bereitgestellt, gesondert, oder soll sich das erst 
aus dem gesamten Prozess der Programment-
wicklung im Gesamtpaket entwickeln? Also wird 
diese Summe vor die Klammer gezogen, oder ist 
sie Bestandteil des Gesamtprogramms?  

(Zuruf von der SPD: Des Gesamtpro-
gramms!)  

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Für die Landesregierung antwortet 
der Ministerpräsident. Bitte sehr!  

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Das ist Bestandteil eines Gesamtprogramms, aber 
intern sind die Mittel dementsprechend reserviert, 
sodass die entsprechenden Blöcke von 50 Millio-
nen Euro zur Verfügung stehen.  

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt von 
der Fraktion der CDU der Kollege Hillmer! 

Jörg Hillmer (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
frage die Landesregierung: Warum gelingt es an-
deren Ländern so viel schneller, ihre Programme 
bei der EU zu notifizieren und damit für ihre Regio-
nen wirksam zu schalten? 

(Christian Dürr [FDP]: Das ist eine 
wirklich gute Frage! Was haben Sie 
im letzten Jahr gemacht?) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank. - Herr Ministerpräsident. Bitte sehr.  

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Laut 
Angaben der Europäischen Kommission haben in 
dieser Woche sechs Länder, so meine ich, ihre 
Unterlagen für EFRE und sechs Länder ihre Unter-
lagen für ESF abgegeben. Mit dem Multifondsan-
satz machen wir etwas, was auch für die 
EU-Kommission etwas Neues ist und deswegen 
einen vertieften und von der EU-Kommission aus-
drücklich begrüßten Diskussionsbedarf auslöst. Ich 
glaube, dass das von uns gewählte Verfahren 
umso effektiver ist.  

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Die nächste, die zweite Zusatzfrage 
stellt Kollege Grascha von der FDP-Fraktion.  

Christian Grascha (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Ministerpräsident, ich frage Sie vor 
dem Hintergrund der Termine von Herrn Landes-
beauftragten Wunderling-Weilbier in den ersten 
Tagen seiner Amtszeit - ich trage beispielhaft vor: 
am 7. Januar 2014 wurde ein Pressetermin zur 
Amtseinführung durchgeführt, am 8. Januar 2014 
gab es eine Sitzung mit der SPD-Großraumfraktion 
in Braunschweig; am 9. Januar 2014 einen Neu-
jahrsempfang des SPD-Unterbezirks Braun-
schweig, am 9. Januar 2014 einen Neujahrsemp-
fang der Stadt Braunschweig, am 10. Januar 2014 
den Neujahrsempfang der Stadt Goslar, am 11. Ja-
nuar 2014 einen Termin mit der SPD-Fraktion im 
Niedersächsischen Landtag und am 14. Januar 
2014 einen Termin mit der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen hier im Niedersächsischen Landtag -, ob 
es nicht vertretbar gewesen wäre, Schaden in 
Höhe von 180 000 Euro vom Land abzuwenden, 
indem man die Berufung des Landesbeauftragten 
ein paar Tage oder ein paar Wochen hinausge-
schoben hätte.  

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Für die Landesregierung antwortet 
Herr Ministerpräsident Weil. 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Herr Kollege, Herr Staatssekretär Dr. Mielke hat im 
Zusammenhang mit der Unterrichtung des Haus-
haltsausschusses einen umfänglichen Katalog 
vorgelegt, welche Termine der Herr Landesbeauf-
tragte Wunderling-Weilbier wahrgenommen hat. 
Daraus wird deutlich, dass er in der Tat mit hoher 

3310 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  36. Plenarsitzung am 16. Mai 2014 
 

Intensität das begonnen hat, was dringend not-
wendig ist. 

(Christian Dürr [FDP]: Neujahrsemp-
fänge! - Reinhold Hilbers [CDU]: Mit 
hoher Intensität Neujahrsempfänge! - 
Unruhe) 

Präsident Bernd Busemann: 
Ruhe bitte, liebe Kolleginnen und Kollegen! Mo-
ment! Ganz ruhig! Wer hier fragen will, der weiß ja, 
wie das geht. - Herr Ministerpräsident, bitte sehr!  

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Ich weiß nicht, wer von Ihnen schon mal eine Be-
hörde aufgebaut hat. Wahrscheinlich insbesondere 
diejenigen Herren, die hier gerade durch Zwi-
schenrufe auf sich aufmerksam gemacht haben.  

Aber um das fortzusetzen: Er hat von Anfang an 
mit hoher Intensität seine Arbeit aufgenommen. 
Das ist auch dringend notwendig, weil wir gerade 
im Bereich Süd- und Ostniedersachsen bekannt-
lich vor besonderen Entwicklungsbedarfen stehen. 
Deswegen schien es uns gerade für diesen Be-
reich nicht akzeptabel zu sein, mit einer weiteren 
Einführung der notwendigen Ebene der Landesbe-
auftragten zuzuwarten.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Die nächste, seine zweite Zusatzfrage stellt von 
der Fraktion der FDP Herr Försterling. 

Björn Försterling (FDP): 
Herr Präsident! Ich frage die Landesregierung: 
Kann die Landesregierung angesichts dieser Ter-
minfülle des Regionalbeauftragten Wunderling-
Weilbier ausschließen, dass dieser in dieser Zeit 
das Dienstfahrzeug auch für Privatfahrten genutzt 
hat?  

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Försterling. - Für die Landesre-
gierung, Herr Ministerpräsident Weil! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Die Landesregierung hat für eine solche Vermu-
tung keinen Anlass. Es werden auch entsprechen-
de Fahrtenbücher geführt.  

(Christian Dürr [FDP]: Sie können das 
nicht ausschließen? - Johanne Mod-

der [SPD]: Nur Verdächtigungen! - Zu-
rufe von der SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt der 
Kollege Große Macke von der CDU. 

(Zurufe von Christian Dürr [FDP] - Zu-
rufe von der SPD - Unruhe) 

- Keine Zwiegespräche, keine Debatten! Ich müss-
te sonst die Sitzung unterbrechen, bis sich alle 
gefangen haben.  

(Anhaltende Unruhe) 

- Herr Watermann! Herr Dürr! Hallo! Hallo! - Herr 
Große Macke hat das Wort.  

(Zurufe) 

- Ruhe, Herr Dürr! Bitte sehr! 

Clemens Große Macke (CDU): 
Danke, Herr Präsident. - Ich frage die Landesregie-
rung: Beabsichtigt die Landesregierung, im Rah-
men der operationellen Programme ein eigenes 
Wohnraumförderprogramm aufzulegen, das nicht 
nur kreditfinanziert ist? 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung antwortet 
der Ministerpräsident. Bitte sehr! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Nein, das ist nicht vorgesehen. Das wäre, glaube 
ich, auch nicht verträglich mit den entsprechenden 
EU-Fördervorgaben.  

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Kortlang von der FDP-
Fraktion stellt jetzt seine zweite Zusatzfrage. Bitte 
sehr! 

Horst Kortlang (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Ministerpräsident, ich frage Sie: Was unternimmt 
die Landesregierung, um eine mögliche Förderlü-
cke für das Jahr 2014 zu vermeiden?  

(Zuruf von der SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung antwortet 
der Herr Ministerpräsident.  
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Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Es ist mir empfohlen worden zu sagen, das sei 
eine Frage an die Vorgängerregierung. Das wäre 
aber keine korrekte Antwort.  

Wie ich schon in einer der früheren Antworten im 
Rahmen der monatlichen Berichterstattung hier 
vorgetragen habe, haben wir es generell mit einem 
verzögerten Prozess zu tun, teilweise auf der Ebe-
ne der EU, teilweise auf der Ebene des Bundes. 
Deswegen finden Sie in allen Bundesländern der-
zeit die Situation, wie auch in Niedersachsen, dass 
wir mit allem Hochdruck daran arbeiten, aber rea-
listischerweise tatsächlich erst zur Jahresmitte 
diese Programme in Brüssel vorliegen werden.  

Bezogen auf Niedersachsen, kann ich sagen, dass 
wir den Eindruck haben, dass diese intensive Be-
fassung und Diskussion, die wir mit der Kommissi-
on im Vorfeld führen, wahrscheinlich deutlich zur 
Beschleunigung beitragen werden und damit sehr 
viel schneller die EU-Mittel Richtung Niedersach-
sen fließen können.  

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. - Ich darf 
grundsätzlich sagen, wir sollten uns auch unter 
Kolleginnen und Kollegen Bewertungen darüber 
enthalten, welche Qualität eine Frage hat, Frau 
Modder, wenn ich das eben richtig gehört habe.  

(Johanne Modder [SPD]: Das war 
aber gar nicht auf die Frage bezogen! 
- Christian Dürr [FDP]: Das ist immer 
auf die Frage bezogen!) 

Herr Bode stellt seine letzte Zusatzfrage.  

Jörg Bode (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass man ja in gro-
ßer Sorge sein muss, wenn die Landesregierung 
im Katastrophenfall keinen Vertreter eines Land-
kreises erreichen kann, frage ich die Landesregie-
rung: Ist die Situation, dass die Landesregierung 
verzweifelt versucht, einen handlungsberechtigten 
Vertreter eines Landkreises zu erreichen, wie im 
Fall Wunderling-Weilbier, einmalig, oder hat es das 
in Niedersachsen schon gegeben, dass über Tage 
und Wochen niemand zu finden war, der in einer 
kommunalen Verwaltung etwas entscheiden konn-
te?  

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Für die Landesregierung antwortet 
Herr Ministerpräsident Weil.  

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Lieber Kollege Bode, ich gebe Ihnen völlig recht. 
Ein vergleichbarer Sachverhalt ist mir nicht be-
kannt. Ich kann jetzt nicht die gesamte Landesge-
schichte überblicken, aber mir jedenfalls ist ein 
solcher Sachverhalt nicht bekannt.  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Es wird si-
cherlich noch weiteres Raubrittertum 
geben!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage für die 
FDP-Fraktion stellt Herr Kollege Oetjen. Bitte. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Präsident! Ich hätte gerne von der Landesregie-
rung gewusst: Wer entscheidet, wenn von einem 
Unternehmen ein Förderantrag gestellt wird, ab-
schließend über diesen Förderantrag? Ist es der 
Minister, das Kabinett oder der Regionalbeauftrag-
te? 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die Landesregie-
rung antwortet Herr Ministerpräsident Weil.  

Stephan Weil, Ministerpräsident: 
Das hängt sehr von dem entsprechenden Inhalt 
und von dem Gegenstand eines solchen Förderan-
trages ab, weil wir natürlich, wie Sie wissen, größ-
tenteils außerdem landesweite Programme haben, 
die das wiederum im Einzelnen regeln.  

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. - Die nächste 
Zusatzfrage kommt von Herrn Dürr, FDP-Fraktion. 
Das ist auch Ihre zweite. Bitte!  

Christian Dürr (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Ich will die Landesregierung noch 
einmal zum Komplex Wunderling-Weilbier fragen: 
Bleibt die Landesregierung wirklich bei ihrer Auf-
fassung, dass es vor dem Hintergrund einer Zah-
lung von 180 000 Euro nicht möglich gewesen ist, 
noch zwei Wochen nach Neujahr zu warten, die-
sen Landesbeauftragten zu benennen? Das war 
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am Ende des Tages schlicht und einfach PR und 
teuer für den niedersächsischen Steuerzahler, 
meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank. - Für die Landesregierung antwortet 
der Ministerpräsident.  

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Lieber Kollege Dürr, die letzte Vermutung kann ich 
wirklich ausschließen. Um PR ging es uns dabei 
zuallerallerallerletzt.  

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der 
FDP - Christian Dürr [FDP]: Neujahrs-
empfänge, SPD-Fraktion, Grüne-Frak-
tion!) 

Präsident Bernd Busemann: 

Ruhe, bitte keine Zwiegespräche! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Wenn der Kollege noch ein bisschen weiter fragt, 
ist das kein Problem. 

(Zuruf von Jörg Bode [FDP]) 

Präsident Bernd Busemann: 

Wir haben heute viel Zeit, wir können das ganz 
locker machen. Herr Bode, jetzt ist Ruhe. - Herr 
Ministerpräsident, Sie haben das Wort. 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Wir haben das sehr genau abgewogen, und zwar 
insbesondere deswegen, weil wir überhaupt kei-
nen Anlass hatten anzunehmen, dass wir nach 
dem Jahreswechsel beim Landkreis Helmstedt 

(Christian Dürr [FDP]: Jemand errei-
chen?) 

auf eine kooperativere Haltung stoßen würden als 
vor dem Jahreswechsel. Deswegen haben wir 
diese Abwägungsentscheidung sehr bewusst ge-
troffen. 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank. - Die nächste und damit seine zweite 
Zusatzfrage stellt Herr Kollege Oetjen, FDP-Frak-
tion.  

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich würde gerne von der Landesregierung 
wissen, warum die Landesregierung Herrn Wun-
derling-Weilbier nicht gebeten hat, beim Landkreis 
Helmstedt eine Abordnung zu beantragen.  

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Ministerpräsident, bitte sehr! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Ich bitte vielmals um Verständnis, aber ich meine, 
dieselbe Frage hätte mir vorhin bereits Kollege 
Dr. Birkner gestellt.  

(Zuruf von der CDU: Ja, aber anders!) 

Da war die Frage, warum wir nicht den Weg einer 
Abordnung vorgeschlagen haben, und ich habe 
geantwortet - das lässt sich sicherlich im Protokoll 
nachlesen -: einerseits, weil uns für eine solche 
Diskussion kein Ansprechpartner zur Verfügung 
stand, andererseits, weil ein solcher Weg wieder-
um eine Fülle weiterer Fragen, insbesondere in 
kommunalverfassungsrechtlicher Hinsicht, hervor-
gerufen hätte und er uns deswegen als nicht prak-
tikabel erschien.  

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. - Die nächste 
Zusatzfrage stellt für die Fraktion der CDU Kollegin 
Karin Bertholdes-Sandrock.  

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU): 

Ich möchte gern die Landesregierung fragen, ob 
sie im Rahmen der operationellen Programme, die 
wir haben, einen besonderen Schwerpunkt bei der 
Förderung der Programme zum Übergang Schule-
Beruf setzen wird. Mich würde interessieren, wie 
diese Programme dann aussehen.  

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung antwortet 
der Herr Ministerpräsident. Bitte sehr! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Frau Kollegin, das kann ich bestätigen: Ja, ein 
solcher Schwerpunkt ist vorgesehen. In diesem 
Bereich werden nach meiner Erinnerung deutlich 
mehr Mittel zur Verfügung stehen als bisher. Ich 
biete gerne an, Ihnen dazu eine gesonderte 
Information zukommen zu lassen.  
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Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Meine Damen und Herren, zur 
Frage 1 liegen keine weiteren Zusatzfragen vor.  

Wir kommen zu der 

Frage 2: 
Steht die Landesregierung hinter den Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamten der Beweissi-
cherungs- und Festnahmeeinheit der Bereit-
schaftspolizei in Göttingen?  

Die Frage kommt aus dem Bereich der Fraktion 
der CDU. Wer möchte vortragen? - Herr Kollege 
Adasch. Bitte sehr! 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Unruhe) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Kollege, einen Moment. Wir stellen erst Ruhe 
her.  

Thomas Adasch (CDU): 
Am 10. April 2014 unterstützte die Beweissiche-
rungs- und Festnahmeeinheit (BFE) der Bereit-
schaftspolizei in Göttingen das Ausländeramt der 
Stadt Göttingen bei der Abschiebung eines 30-jäh-
rigen Flüchtlings aus Somalia nach Italien. Die 
Abschiebung war dem Flüchtling nach Aussage 
des zuständigen Ordnungsdezernenten der Stadt 
Göttingen und Oberbürgermeisterkandidaten der 
Grünen, Siegfried Lieske, im Göttinger Tageblatt 
vom 12. April 2014 zuvor angekündigt worden. 
Laut Göttinger Tageblatt sieht Lieske den Fall des 
somalischen Flüchtlings als eine Rückführung in 
einen „sicheren Rechtsstaat, nämlich nach Italien.“  

Die Abschiebung sei von ca. 50 Aktivistinnen und 
Aktivisten der linken Szene trotz der Unterstützung 
durch die BFE verhindert worden, wie das Göttin-
ger Tageblatt am 11. April 2014 berichtete. Bei der 
Abschiebung soll es demnach zu zahlreichen Ver-
letzungen von Polizisten und Mitgliedern der linken 
Szene gekommen sein. Die Grüne Jugend Göttin-
gen schildert den Einsatz in einer Pressemitteilung 
vom 10. April 2014 als brutal, verängstigend und 
vollkommen skrupellos. Die Polizei wies diese 
Vorwürfe zurück. 

Die Grüne Jugend veröffentlichte auf ihrer Inter-
netseite ein Dossier zur BFE Göttingen und fordert 

in einem offenen Brief die Abschaffung der BFE in 
Göttingen. Unterstützt wird diese Forderung mit 
Stand vom 29. April 2014 u. a. von der Grünen 
Jugend Niedersachsen, den Stadt- und Kreistags-
fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und der 
Linken, der Juso-Hochschulgruppe und den Jusos 
Göttingen. 

Die tageszeitung (taz) vom 29. April 2014 berichte-
te über diesen offenen Brief („Misstrauensvotum 
gegen Polizei“). Das Innenministerium hat laut 
diesem Bericht Presseanfragen hierzu an die Zent-
rale Polizeidirektion in Hannover verwiesen, wel-
che Überlegungen zur Abschaffung der BFE in 
Göttingen verneinte. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Steht die Landesregierung hinter den Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamten der BFE in Göttin-
gen?  

2. Warum weist der Innenminister die Vorwürfe 
gegen die BFE in Göttingen, die von Mitgliedern 
der Parteien, die die Landesregierung tragen, er-
hoben werden, nicht zurück? 

3. Wie bewertet die Landesregierung die Notwen-
digkeit einer BFE am Standort Göttingen, und plant 
die Landesregierung, diese abzuschaffen? 

Herzlichen Dank. 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Adasch. - Für die Lan-
desregierung antwortet Innenminister Pistorius. 
Bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wie Sie wissen, sollten am 10. April 2014 
in einem sogenannten Dublin-Verfahren zwei Asyl-
bewerber nach Italien zurückgeführt werden, die in 
Göttingen lebten. Dabei handelte es sich um einen 
Ivorer und einen Somalier. Beide wurden vorab 
durch die Ausländerbehörde der Stadt Göttingen 
über die bevorstehende Rücküberstellung infor-
miert.  

Der Ivorer wurde in seiner Göttinger Wohnung 
angetroffen. Er zeigte sich kooperativ, erklärte sich 
mit den Maßnahmen zur Rückführung einverstan-
den. Alles verlief ohne besondere Vorkommnisse.  

Anders gestaltete sich der Fall des Somaliers. Es 
kam hier zu Geschehnissen, die in der vorliegen-
den Anfrage erwähnt sind und die auch in der öf-
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fentlichen Diskussion umfänglich thematisiert wur-
den. Die Maßnahme wurde letztlich abgebrochen.  

Danach wurde die Landesregierung von Ihnen 
darum gebeten, im Ausschuss für Inneres und 
Sport über diese Geschehnisse zu berichten. Ent-
sprechende Anträge stellten die CDU-Fraktion am 
11. April und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
am 12. Mai 2014. Der Ausschuss hat in seiner 
Sitzung vom 29. April 2014 eine mündliche Unter-
richtung beantragt. Das Niedersächsische Ministe-
rium für Inneres und Sport wird den Innenaus-
schuss deshalb in seiner kommenden Sitzung am 
22. Mai umfassend über den chronologischen Ab-
lauf des polizeilichen Einsatzes sowie über die 
Zuständigkeiten im Rahmen eines solchen Rück-
führungsprozesses unterrichten.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nach 
dem 10. April ist ein offener Brief verfasst worden, 
auf den sich auch die Fragesteller beziehen und in 
dem die Abschaffung der Göttinger Beweissiche-
rungs- und Festnahmeeinheit, kurz BFE, gefordert 
wird. Darin sind einige Punkte dargestellt, die nicht 
der tatsächlichen Organisation der BFE entspre-
chen. Ich möchte Ihnen deshalb zunächst darle-
gen, wie die niedersächsischen Einheiten struktu-
riert und aufgebaut sind.  

Die niedersächsische Bereitschaftspolizei ist in die 
Abteilung 2 der Zentralen Polizeidirektion Nieder-
sachsen integriert. Sie verfügt über sieben Bereit-
schaftspolizeihundertschaften, davon zwei am 
Standort Hannover und jeweils eine in Braun-
schweig, Lüneburg, Göttingen, Oldenburg und 
Osnabrück. In Hannover, Braunschweig, Göttingen 
und Oldenburg ist jeweils eine BFE integraler Be-
standteil der Bereitschaftspolizeihundertschaften.  

Die Bereitschaftspolizei Niedersachsen umfasst 
gegenwärtig 1 133 Polizeivollzugsbeamtinnen und 
-beamte. Die Personalstärke der BFEen richtet 
sich nach der Verwaltungsvereinbarung über die 
Bereitschaftspolizei zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Land Niedersachsen in Ver-
bindung mit den Vorschriften über die Organisati-
on, Gliederung, Ausstattung und rechtlichen 
Grundlagen für die Bereitschaftspolizeien der Län-
der und Einsatzeinheiten der Bundespolizei und 
umfasst jeweils 40 Polizeivollzugsbeamtinnen und 
-beamte.  

In dem Offenen Brief wird dagegen angenommen, 
die Personalstärke der Göttinger BFE liege bei 
etwa 130 Beamtinnen und Beamten. Diese Dar-
stellung ist nicht korrekt. Bei den BFEen handelt es 
sich im Übrigen nicht um Spezialeinheiten, son-

dern um Einheiten der Bereitschaftspolizei mit 
spezialisierten Aufgaben; das ist ein Unterschied. 
Sie sind darauf spezialisiert, Gewalt- bzw. Straftä-
ter aus gewalttätigen oder gewaltbereiten Men-
schenmengen heraus oder gewalttätige Einzeltäter 
beweissicher festzunehmen. 

Polizeibehörden können die BFEen für bestimmte 
Einsatzlagen anfordern. Die Einsätze erfolgen 
unter Berücksichtigung der erforderlichen speziali-
sierten Aufgabenwahrnehmung und der grundsätz-
lichen Verfügbarkeit von Einsatzkräften. 

Ich möchte kurz auf die Ausstattung zu sprechen 
kommen, weil auch sie eine Rolle spielt. 

Alle Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten der 
Einsatzeinheiten der niedersächsischen Polizei 
sind mit Einsatzanzug, Einsatzhelm und Einsatz-
stiefeln ausgestattet. Sie verfügen zudem stan-
dardmäßig über eine leichte Körperschutzausstat-
tung. Schutzschilde für alle Einsatzkräfte sind vor-
handen; sie werden aber nur anlassbezogen mit-
geführt. Sämtliche Polizeivollzugsbeamtinnen und 
-vollzugsbeamten des Landes Niedersachsen sind 
außerdem mit einer persönlichen ballistischen 
Unterziehschutzweste der sogenannten Schutz-
klasse I ausgestattet. 

In dem angesprochenen Offenen Brief wird be-
hauptet, die BFEen würden über „Pepperballge-
wehre“ verfügen. Tatsächlich, meine Damen und 
Herren, gehören diese allerdings nicht zur Ausstat-
tung der niedersächsischen Polizei. Sie werden 
dementsprechend natürlich auch nicht angewen-
det. 

Den BFEen und anderen funktionsbezogenen 
Einsatzeinheiten sind zusätzlich schwere Schlag- 
und Stichschutzanzüge mit hoher Schutzwirkung - 
sogenannte schwere Körperschutzausstattung - 
zugewiesen, ebenso einteilige Einsatzanzüge für 
Spezialeinheiten, genannt „Einsatzkombi“.  

Die schweren Körperschutzausstattungen be-
stehen aus einer Weste mit integrierten Front- und 
Rückenprotektoren, Schulter- und Halsschutz so-
wie Pistolenholster, Ober- und Unterarmprotekto-
ren mit Ellenbogenschutz, Oberschenkelschlag-
schutz mit Suspensorium sowie Schutzhandschu-
hen und Beinprotektoren für Schienbein und Knie 
mit Spannschutz. Die Beinprotektoren und die 
Oberschenkelschlagschutzhose werden unter der 
Einsatzkombination getragen, über der Weste der 
zusätzlich vorhandene Einsatzblouson. 

Die Einsatzanzüge der BFEen unterscheiden sich 
auch farblich von denen der übrigen taktischen 
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Einsatzeinheiten. Die BFEen tragen anthrazitfar-
bene Einsatzanzüge, taktische Einsatzeinheiten 
hingegen dunkelblaue Kleidung. Die Angehörigen 
der BFEen sind auch deshalb für Außenstehende 
als solche erkennbar, weil sie durch die schwere 
Körperschutzausstattung eine beträchtlich größere 
Statur haben. 

Alle Einsatzeinheiten der Bereitschaftspolizei Nie-
dersachsen sind außerdem mit einer taktischen 
Rückenkennzeichnung ausgestattet. Diese ist 
funktionsgebunden. Die Kräfte können damit ein-
deutig und schnell ihrer operativen Einheit zuge-
ordnet werden. 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und 
Herren, ich kann Ihnen versichern, dass in der BFE 
sehr erfahrene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
tätig sind. Das gilt insbesondere für die Führungs-
kräfte. Sie blicken auf umfassende Einsatzerfah-
rungen zurück. 

Ein hoher, professioneller Qualitätsstandard wird 
über viele Wege sichergestellt. Dazu gibt es konti-
nuierliche und themenorientierte Fach- und Praxis-
fortbildung. Diese Bildungsmaßnahmen decken 
auch Stressbewältigung und taktische Kommunika-
tion ab, also genau die Dinge, die im Einsatz sehr 
entscheidend sein können. Außerdem werden 
spezielle Einsatzlagen regelmäßig geübt.  

Die Aufnahme von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern in die BFE erfolgt nach einem sehr sorgfälti-
gen Auswahlverfahren. Die anschließende Teil-
nahme an einer vierwöchigen Basisausbildung ist 
verpflichtend. Mit dieser umfassenden Aus- und 
Fortbildung wird sichergestellt, dass die BFEen bei 
besonderen Einsatzlagen anlassbezogen und aus-
schließlich im Rahmen der rechtlichen Grundlagen 
agieren. Sie orientieren sich dabei gleichzeitig am 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit.  

Die Einheiten der Bereitschaftspolizei und damit 
auch die BFEen treten in ihren Einsätzen grund-
sätzlich in geordneter Formation auf, also etwa in 
Zügen oder Gruppen. Die Einsatzkräfte orientieren 
sich dabei an den einschlägigen Polizeidienstvor-
schriften. Die BFEen werden grundsätzlich im 
Rahmen einer Bereitschaftspolizeihundertschaft 
eingesetzt. Sie können aber auch selbstständig 
eingesetzt werden.  

In Göttingen, meine Damen und Herren, gibt es 
eine spezielle Ausgangslage. Das wissen wir aus 
Erfahrung. Bei einigen zurückliegenden Rückfüh-
rungen kam es zu Solidarisierungsaktionen von 
Gegnern dieses Verfahrens. Seit 2010 wurden 

Rückführungsmaßnahmen mehrfach gestört mit 
dem Ziel, sie zu verhindern. Der Göttinger Arbeits-
kreis zur Unterstützung von Asylsuchenden e. V. 
hatte auch im Vorfeld des eingangs erwähnten 
Verfahrens angekündigt, nicht tatenlos zuzusehen. 
Diese Gruppe kann erfahrungsgemäß kurzfristig 
bis zu 50 Personen mobilisieren. Deshalb konnten 
versammlungsrechtliche Aktionen im Zusammen-
hang mit den avisierten Rückführungsmaßnahmen 
an den relevanten Einsatzorten nicht ausgeschlos-
sen werden.  

Die zuständige Polizeidienststelle in Göttingen 
forderte für den 10. April, also den Tag der Rück-
führung, einen Einsatzzug der ZPD Niedersachsen 
an. Dieser sollte der taktischen Bewältigung der 
polizeilichen Einsatzlage sowie dem Schutz an-
lassbezogener Versammlungen dienen. Daraufhin 
wurde der Polizeidirektion Göttingen von der ZPD 
ein Einsatzzug der Bereitschaftspolizeihundert-
schaft Göttingen zugewiesen. Aufgrund interner 
Organisationsstrukturen verfügte die Göttinger Be-
reitschaftspolizei, die BFE am 10. April als takti-
schen Einsatzzug einzusetzen. Alle übrigen Kräfte 
dieser Bereitschaftspolizei standen nämlich nicht 
zur Verfügung. 

Eine BFE kann auch als taktischer Einsatzzug 
eingesetzt werden, wenn andere Kräfte nicht zur 
Verfügung stehen. Soweit sie in dieser Verwen-
dung taktische polizeiliche Maßnahmen wahr-
nimmt - beispielsweise Absperrungen, Kontrolltä-
tigkeiten oder Aufgaben des Versammlungsschut-
zes -, kann dies wegen der spezifischen Ausstat-
tung und Kennzeichnung dieser Einheit von Au-
ßenstehenden nicht immer differenziert werden. 

Meine Damen und Herren, ich möchte nochmals 
betonen, dass die Beweissicherungs- und Fest-
nahmeeinheiten der niedersächsischen Bereit-
schaftspolizei über einen hohen polizeilichen 
Einsatzwert verfügen. Das wird durch die zahlrei-
chen Maßnahmen gewährleistet, die ich Ihnen 
genannt habe.  

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Ja. Das Land Niedersachsen hält an den Be-
weissicherungs- und Festnahmeeinheiten als inte-
gralem Bestandteil der Bereitschaftspolizeihun-
dertschaften fest.  

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 
bei der FDP) 
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Zu 2: Die gute und zuverlässige Arbeit der Beam-
tinnen und Beamten der Beweissicherungs- und 
Festnahmeeinheit in Göttingen und generell der 
Polizei in Niedersachsen habe ich bereits öffentlich 
in der Pressemitteilung vom 7. Mai 2014 betont.  

Darüber hinaus habe ich am 12. Mai 2014 die Be-
weissicherungs- und Festnahmeeinheit in Göttin-
gen besucht und über eine Stunde mit den Beam-
tinnen und Beamten gesprochen. Dabei habe ich 
sehr deutlich gemacht, dass es keinen Anlass gibt, 
die Beweissicherungs- und Festnahmeeinheit in 
Göttingen aufzulösen. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 
bei der FDP) 

Sollte es bei einzelnen Einsätzen zu Fehlern ge-
kommen sein, wird dies in aller Ruhe und Sach-
lichkeit aufgearbeitet, wie es im Übrigen für alle 
Bereiche der Landesverwaltung gilt. 

(Lachen bei der CDU - Björn Thümler 
[CDU]: Nicht für alle, aber für Ihren 
vielleicht! - Jens Nacke [CDU]: Das 
haben wir gerade vom Ministerpräsi-
denten Weil gehört!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Ruhe bitte, liebe Kollegen! - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Meine Damen und Herren, ich weiß nicht, wie es 
bei Ihnen geht. Aber der Mensch, der keine Fehler 
macht, ist kein Mensch. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Jörg Hillmer [CDU]: Also 
waren es Fehler!) 

In der Landesverwaltung gibt es ebenso wie in der 
Polizei und in diesem Hohen Hause Menschen. Ich 
behaupte einmal: Wenn alle diejenigen diesen 
Saal verlassen müssten, die noch nie einen Fehler 
begangen haben, dann könnten Sie alle sitzen 
bleiben - und ich auch. 

(Heiterkeit - Jens Nacke [CDU]: Der 
Ministerpräsident ist schon weg!) 

Zu 3: Das Land Niedersachsen hält, wie gesagt, 
an der Beweissicherungs- und Festnahmeeinheit 
in Göttingen fest. Im Übrigen: siehe Vorbemerkun-
gen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluss noch einen Punkt anfügen, der in der An-
frage nicht thematisiert wurde, der mir aber wichtig 

ist. Wie Sie wissen, kam es am 6. Mai zu einem 
Brandanschlag auf das Privatfahrzeug eines Poli-
zeivollzugsbeamten der BFE Göttingen. Er war bei 
dem Gespräch, das ich dort geführt habe, dabei. 
Ich wiederhole hier: Ich verurteile diesen Anschlag 
in aller Schärfe! 

(Beifall) 

Ich lasse mich wegen der besonderen Bedeutung 
dieses Vorkommnisses fortlaufend vom Präsiden-
ten der Polizeidirektion Göttingen über den Verlauf 
der Ermittlungen unterrichten. Sollte es sich hier 
um eine politisch motivierte Straftat handeln - ich 
will deutlich darauf hinweisen: bislang gibt es keine 
Hinweise, die das ausschließen, aber auch keine, 
die das bestätigen -, wäre das eine neue Qualität, 
der wir gemeinsam - vor allem natürlich die Polizei 
und das niedersächsische Innenministerium - mit 
aller Entschiedenheit entgegentreten würden.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister Pistorius. - Wir kommen 
jetzt zu den Zusatzfragen. Es beginnt Frau Editha 
Lorberg von der Fraktion der CDU. Bitte sehr! 

Editha Lorberg (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Auf den Bildaufnahmen des NDR von der geschei-
terten Abschiebung vom 10. April 2014 sind neben 
den uniformierten Polizisten auch zahlreiche 
schwarz gekleidete Aktivisten zu sehen. Wie be-
wertet die Landesregierung das vermummte Auf-
treten dieser Aktivisten? 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Für die Landesregierung Herr Innenminister Pisto-
rius! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lassen Sie mich vorwegschicken: Die 
Aufarbeitung des Einsatzes durch das Landespoli-
zeipräsidium läuft noch. Wir warten die Ergebnisse 
und Erkenntnisse daraus ab. 

Ich habe Verständnis für jeden, der in diesem Land 
gegen irgendetwas demonstriert, auch dagegen, 
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dass Menschen abgeschoben oder rücküberstellt 
werden usw. Ich habe aber kein Verständnis, wenn 
das vermummt geschieht. Ich habe erst recht kein 
Verständnis dafür, wenn bei solchen Demonstrati-
onen Übergriffe gegen Polizeibeamtinnen und 
-beamte stattfinden. 

(Beifall) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Innenminister. - Die nächste 
Zusatzfrage stellt von der CDU-Fraktion die Kolle-
gin Jahns. 

Angelika Jahns (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Minister Pistorius, Sie haben eben im Nachgang zu 
der Beantwortung der drei Fragen noch auf den 
Brandanschlag hingewiesen. Sie haben sehr deut-
lich gemacht, dass die Ermittlungen zurzeit noch 
laufen und dass es Ihrerseits keine Aussage dar-
über geben wird, ob er politisch motiviert war oder 
nicht, dazu könne man noch nichts sagen. Sie 
haben aber bereits am 7. Mai in einem Pressesta-
tement gesagt: 

„Den Brandanschlag auf den Wagen eines 
Beamten der Beweissicherungs- und Fest-
nahmeeinheit (BFE) der Zentralen Polizeidi-
rektion (ZPD) in Göttingen verurteile ich 
scharf. Auch wenn die Ermittlungen aktuell 
noch laufen, geht die Tendenz in die Rich-
tung, dass die Tat einen politisch motivierten 
Hintergrund hat.“ 

Ich frage Sie: Sehen Sie einen politisch motivierten 
Hintergrund, oder sehen Sie ihn nicht? 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Für die Landesregierung Herr Minis-
ter Pistorius. Bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Liebe Frau Jahns, zu dem Zeitpunkt war 
das die erste Schlussfolgerung, die vor Ort auf-
grund der besonderen Verhältnisse in Göttingen 
gezogen worden ist. Der Fortgang der Ermittlun-
gen hat nach meinem Kenntnisstand keine weite-
ren Hinweise ergeben, aber auch keine, die sie 
entkräften. Von daher kann ich Ihnen heute beim 
besten Willen noch nicht sagen - das könnte die 
Polizei vor Ort wahrscheinlich auch nicht -, ob 

nachgewiesenermaßen ein politischer Hintergrund 
besteht oder nicht. Ich bleibe aber dabei: Wenn es 
einen solchen gibt, dann ist das eine neue Quali-
tät, der wir nicht zusehen werden. 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr 
Adasch von der Fraktion der CDU. 

Thomas Adasch (CDU): 

Herr Minister, vor dem Hintergrund, dass ich auch 
Gelegenheit hatte - - -  

Präsident Bernd Busemann: 

Ich bin auch noch da! 

Thomas Adasch (CDU): 

Entschuldigung. - Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Minister, vor dem Hinter-
grund, dass ich auch noch vor Ihrem Besuch in 
Göttingen Gelegenheit hatte, mit Beamtinnen und 
Beamten der BFE zu sprechen und man mir sehr 
deutlich gemacht hat, wie schwierig die Situation 
der Beamtinnen und Beamten in Göttingen ist, 
nämlich dass sie in ihrer Freizeit, wenn sie sich in 
Göttingen auf der Straße bewegen, aus der linken 
Szene angesprochen oder fotografiert werden und 
dass man auf Interneteinträge stößt - wie ich sie 
hier einmal zeigen darf - 

(Thomas Adasch [CDU] hält ein 
Schriftstück hoch) 

mit der Überschrift „Wir können und wollen eine 
klammheimliche Freude nicht verhehlen - 
25 000 Euro Schaden - Brandanschlag auf das 
Privatauto eines Göttinger Polizisten“ 

(Editha Lorberg [CDU]: Unvorstellbar!) 

wie auf den weiteren Interneteintrag - - - 

Präsident Bernd Busemann: 

Sie dürfen vor allem zu Ihrer Frage kommen! 

Thomas Adasch (CDU): 

Ich komme gleich zu der Frage. - Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamte werden auch im Internet 
abgebildet. Ich frage Sie: Was gedenkt die Lan-
desregierung zu tun, um die Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamten in ihrer Freizeit zu schützen? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
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Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Herr Innenminister, bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! In dem Gespräch, das ich mit den Beam-
tinnen und Beamten der Beweissicherungs- und 
Festnahmeeinheit geführt habe, war ich sehr be-
eindruckt von der Nachdenklichkeit, der Beson-
nenheit und der Ruhe der Beamtinnen und Beam-
ten, mit denen ich zu tun hatte. Sie haben sehr 
eindrücklich und nachvollziehbar geschildert, wie 
jener Einsatz abgelaufen ist, vor allen Dingen aber 
auch, wie sie ihre Situation in Göttingen empfin-
den.  

Ja, in der Tat, der Eindruck war derselbe, wie Sie 
es geschildert haben. Das war unterschiedlich 
ausgeprägt. Der eine macht sich große Sorgen, 
der andere ist etwas abgeklärter; die Menschen 
sind ja unterschiedlich.  

Wenn aber ein junger Beamter in den frühen Mor-
genstunden mit dem Hinweis aus dem Bett geklin-
gelt wird, sein Auto stehe in Flammen, dann ist das 
für einen jungen Mann ein echter Schlag. Wenn 
dann ein weiteres Mitglied der Festnahmeeinheit 
sagt, sein Auto stehe im Carport gleich neben sei-
nem Haus und in diesem Haus schliefen er, seine 
Tochter und seine Frau, dann wird deutlich, was in 
den Köpfen dieser jungen Menschen vor sich geht.  

Ich habe mit den Polizistinnen und Polizisten dar-
über gesprochen, woran das liegt, woher das 
kommt und was man dagegen tun kann. Keiner 
der Beamten hat übrigens die Frage gestellt, was 
die Landesregierung dafür tun könne. Denn die 
Landesregierung kann die Polizisten in ihrem Pri-
vatleben - auf der Straße, beim Besuch in einer 
Gaststätte oder im Kino - nicht wirklich schützen.  

Ihre Frage zielt aber, glaube ich, eher in eine an-
dere Richtung, nämlich in Richtung der gesell-
schaftspolitischen Verantwortung, die wir haben, 
nämlich immer wieder auf Folgendes hinzuweisen: 
Erstens. Das Gewaltmonopol liegt beim Staat und 
nur beim Staat. Jeder, der das infrage stellt und 
selbst Gewalt gegenüber Sachen und Menschen 
ausübt, stellt sich außerhalb der Rechtsordnung. 

(Beifall) 

Zweitens. Die Aufgaben, die unsere Polizistinnen 
und Polizisten auf sich nehmen, sind außerordent-
lich belastend abhängig davon, wo und wann der 
Dienst versehen wird. Sie sind hohen psychischen 
und physischen Belastungen ausgesetzt; das kann 

jeder bestätigen, der selber Polizist war oder ist 
oder Polizisten auf ihren Einsatzfahrten begleitet 
hat. Deswegen ist es wichtig, dass wir immer wie-
der dafür Sorge tragen - auch in den Debatten 
über die Polizei -, dass klar sein muss: Der Re-
spekt vor der Polizei ist ein hohes Gut, weil die 
Polizei das Gewaltmonopol des Staates vertritt und 
ausübt. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Wir alle gemeinsam, meine Damen und Herren, 
sind jeden Tag gefordert, im Umgang mit der Poli-
zei darauf hinzuweisen, dass Übergriffe auf die 
Polizei durch nichts zu rechtfertigen sind ganz 
gleich, mit welcher politischen Gesinnung sie be-
gründet werden. Das ist unsere gemeinsame Auf-
gabe.  

Wir müssen in Göttingen verstärkt etwas gegen die 
Stimmungslage tun, die es dort ja nicht erst seit 
gestern gibt; sie spielt sich seit 30, 40 Jahren in 
Wellenbewegungen ab. Dazu will ich meinen Bei-
trag leisten. Ich plane, im Sommer das eine oder 
andere Gespräch zu führen, öffentlich und nicht 
öffentlich, um zu versuchen, die Gruppen, die sich 
seit Jahren, ohne sich persönlich zu kennen, ver-
feindet einander gegenüberzustehen scheinen, 
zusammenzuführen. Ob uns das gelingt, weiß ich 
nicht. Ich wäre jedem, der mich oder die Landes-
regierung bei diesem Vorhaben unterstützt, dafür 
dankbar. Es ist wichtig, weil es um unser grundle-
gendes Verständnis von Rechtsstaatlichkeit und 
Gewaltmonopol geht.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Innenminister. - Die nächste 
Zusatzfrage kommt von der CDU. Frau Jahns! 

Angelika Jahns (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Minister Pistorius, Sie haben nach Ihrem Besuch 
am 12. Mai in Göttingen in einem Interview mit 
dem NDR erklärt, es gebe in Göttingen eine be-
sondere Konstellation und eine latente Feindselig-
keit durch die Kritik an der Beweissicherungs- und 
Festnahmeeinheit. Wie erklären Sie diese beson-
dere Konstellation und die latente Feindseligkeit? 
Sehen Sie die Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amten in Göttingen besonders gefährdet? 
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Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die Landesregie-
rung antwortet Herr Innenminister Pistorius. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die umfassende Beantwortung einer sol-
chen Frage, liebe Frau Jahns, würde weit in die 
Geschichte der letzten Jahrzehnte des Landes 
Niedersachsen zurückführen. Ich hoffe, Sie erspa-
ren mir das - und vor allen Dingen sich selbst. 

Jeder, der die Situation in Göttingen kennt, weiß, 
wie die Situation dort seit 30, 40 Jahren, eigentlich 
seit den 70er-Jahren ist. Ich muss das hier nicht 
bewerten. Ich kenne die Situation aus eigener 
Anschauung noch nicht so lange wie andere hier in 
diesem Hohen Haus.  

(Vizepräsident Karl-Heinz Klare über-
nimmt den Vorsitz) 

Es gibt diese latente Feindseligkeit gegenüber der 
Polizei in kleinen Kreisen innerhalb der Stadt Göt-
tingen; das muss man sehr deutlich sagen. Wenn 
Sie mit der durchschnittlichen Göttingerin, dem 
durchschnittlichen Göttinger sprechen, dann wer-
den Sie diese Feindseligkeit nicht antreffen, aber 
in Teilen gibt es sie. Ich habe gerade gesagt, dass 
wir gemeinsam - ich natürlich auch - gefordert sind, 
im Dialog vor Ort für eine Befriedung zu sorgen. 
Das ist kein Prozess, den wir morgen werden ab-
schließen können, aber den Versuch und den 
Schweiß der Edlen ist das wert. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Frage 
wird von dem Kollegen Thomas Adasch gestellt. 
Bitte schön! 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Minister, ich darf aus einer Pressemitteilung 
der Grünen Jugend aus Göttingen vom 7. Mai 
zitieren. Es geht darum, dass Sie sich hinter die 
BFE gestellt haben. Darin heißt es:  

„Die Beibehaltung dieses Vorgehens wäre 
eines rot-grünen Innenministers unwürdig 
und würde zu einem Dauerkonflikt in Göttin-
gen führen, in dessen Mittelpunkt Pistorius 
stehen würde.“ 

Ich frage Sie: Was wollen Sie unternehmen, damit 
dieser Konflikt zwischen Ihnen und der Jugendor-
ganisation Ihres Koalitionspartners, der auf dem 
Rücken der Polizeibeamtinnen und -beamten aus-
getragen wird, gelöst wird? 

(Beifall bei der CDU - Zuruf von den 
GRÜNEN: Wir sind im Gespräch!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lassen Sie mich zunächst feststellen, dass 
die Grüne Jugend - ähnlich wie die Jugendorgani-
sationen anderer Parteien - eine sehr auf Unab-
hängigkeit und Eigenständigkeit bedachte Jugend-
organisation der Partei Bündnis 90/Die Grünen ist. 

Zweite Vorbemerkung: Ich habe diese Internetmel-
dung natürlich auch gelesen. Ich stelle zunächst 
einmal fest: Ich bin Minister einer rot-grünen Lan-
desregierung, aber immer noch Sozialdemokrat. 
Darauf lege ich Wert. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der 
CDU: Gut zu wissen!) 

Bitte lassen Sie mich ferner mit dem gebotenen 
Respekt, aber gleichzeitig mit der gebotenen Ge-
lassenheit sagen: Nur weil die Grüne Jugend in 
Göttingen in ihrem Interneteintrag ein Junktim her-
stellt und behauptet, Herr Pistorius stehe im Mittel-
punkt der künftigen Auseinandersetzungen, wenn 
die BFE nicht aufgelöst werde - nehmen Sie es mir 
nicht übel; meine Bereitschaft, so etwas über Ge-
bühr mit Aufmerksamkeit zu bedenken, ist eher 
unterdurchschnittlich ausgeprägt. 

(Heiterkeit bei der FDP) 

Deswegen habe ich darauf auch nicht reagiert. 
Wenn ich auf jeden Internet- und Blogeintrag in 
diesem Lande oder außerhalb Niedersachsens 
reagieren müsste, wollte oder sollte, dann hätte ich 
viel zu tun und käme ich nicht zu meiner eigentli-
chen Arbeit. 

Im Übrigen ist dieser Beitrag unsachlich und beein-
trächtigt in keiner Weise meine Bereitschaft, die 
entsprechenden Gespräche in Göttingen mit allen 
zu führen, die zu Gesprächen bereit sind. Das wird 
der nächste Schritt sein. 
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Aber ganz im Ernst: Ich reagiere auch nicht auf 
jede Meldung der Jusos, der JuLis oder der Jun-
gen Union. Das ist nun wirklich nicht meine Aufga-
be. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Die nächste Frage stellt der Kollege Johann-Hein-
rich Ahlers von der CDU-Fraktion. 

Johann-Heinrich Ahlers (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
frage den Innenminister: Gibt es Zahlen darüber, 
wie viele Angriffe es in den letzten beiden Jahren 
auf Polizisten in Göttingen gegeben hat und wie 
viele davon politisch motiviert waren? 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister!  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bin sicher: Diese Zahlen gibt es. - Ich 
habe sie aber nicht dabei, bin aber gerne bereit, 
sie Ihnen schriftlich nachzureichen. 

(Zuruf von der CDU: Immerhin!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Die nächste Frage stellt der Kollege Horst Schies-
geries von CDU-Fraktion. 

Horst Schiesgeries (CDU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Meine Frage lautet: Hält die 
Landesregierung trotz der, wie ich finde, sehr rea-
len Gefahr, dass Beamte der Polizei auch privat 
wegen ihrer dienstlichen Tätigkeit angegriffen wer-
den, an der Absicht fest, jeden Polizeibeamten in 
Niedersachsen individuell zu kennzeichnen? 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
bei der FDP)  

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister!  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nie hat die Absicht bestanden - auch jetzt 

besteht sie nicht -, eine individuelle Kennzeich-
nungspflicht von Polizeibeamten einzuführen. 

(Björn Thümler [CDU]: Natürlich! Es 
besteht doch die Absicht! - Gegenruf 
von Anja Piel [GRÜNE]: Wir reichen 
euch den Koalitionsvertrag ein! - Wei-
terer Gegenruf von der SPD: Wer le-
sen kann, ist schlauer!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Die nächste Frage stellt der Kollege Jens Nacke. 

(Zurufe) 

- Meine Damen und Herren, der Minister hat die 
Frage beantwortet. Die nächste Frage stellt der 
Kollege Nacke. Bitte schön! 

Jens Nacke (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Minister Pistorius, mit Blick auf Ihre Ausfüh-
rungen hinsichtlich der Vorgänge in Göttingen 
haben Sie gesagt, dass die Polizeibeamten nicht 
die Frage stellen, was die Landesregierung tun 
kann.  

Ich frage Sie daher: Ziehen Sie mit Blick auf die 
Ereignisse in Erwägung, in bestimmten Problemla-
gen oder beispielsweise generell in Göttingen auf 
die Unterrichtung der Betroffenen über Abschie-
bungstermine zu verzichten, die solche Polizeiein-
sätze möglicherweise erschwert, und nicht bereits 
im Vorfeld die Termine bekannt zu geben, wenn 
man weiß, dass insbesondere in Göttingen in Tei-
len die von Ihnen geschilderte besondere Feindse-
ligkeit herrscht - Sie haben das ja genau ausge-
führt -, die zu solchen Polizeieinsätzen mit schwe-
ren Folgen führen kann? 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister Pistorius! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lassen Sie mich zunächst klarstellen, 
damit kein Missverständnis aufkommt: Ich meinte 
mit einer individualisierten Kennzeichnungspflicht 
eine generelle Kennzeichnungspflicht jedes ein-
zelnen Polizeibeamten. Wir erörtern gerade in den 
Verhandlungen die Frage einer anonymisierten 
Kennzeichnungspflicht in geschlossenen Einsät-
zen. 
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(Zurufe von der CDU: Aha!) 

- Tun Sie doch nicht so erstaunt! Im Koalitionsver-
trag steht doch, dass wir darüber reden! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Das weiß auch die GdP. Ich empfehle dringend, 
die alte Fußballerregel zu beachten, nämlich den 
Ball flach zu halten. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das heißt, dass Sie 
sich selbst gerade wieder einsam-
meln! - Jens Nacke [CDU]: Dann be-
antworten Sie bitte, ob Sie daran fest-
halten!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Der Minister beantwortet die Fragen so, wie er es 
für richtig und verantwortungsvoll hält. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Das würde ich ja gerne, Herr Präsident, aber ich 
werde ja ständig unterbrochen. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister, Sie bekommen selbstverständlich 
das Wort - auch zur Beantwortung der Frage, die 
Herr Nacke gestellt hat. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Die Gespräche über eine anonymisierte Kenn-
zeichnungspflicht in geschlossenen Einsätzen 
laufen. Wir werden sehen, mit welchem Ergebnis 
sie zu Ende geführt werden. Diese Gespräche 
laufen. 

Zu Ihrer Frage, Herr Nacke: Mit Sicherheit wäre es 
aus polizeitaktischen Gründen eine überlegens-
werte Maßnahme, den Flüchtlingen nicht mehr 
anzukündigen, dass sie abgeholt werden. Ich sage 
Ihnen aber genauso deutlich: Das hieße, das Kind 
mit dem Bade auszuschütten und diejenigen, die 
nichts dafür können, dass gewaltsam oder mit 
passiver Gewalt verhindert werden soll, dass Ab-
schiebungen durchgeführt werden, und die nicht 
dafür verantwortlich sind, dass das passiert, dafür 
zu bestrafen. 

Wir halten an unserer Absicht fest, grundsätzlich 
zu benachrichtigen und vorab zu informieren, 
wann abgeholt wird, zumindest beim ersten und 
beim zweiten Mal, beim zweiten Mal dann abge-
stuft. Wir arbeiten gerade an Formulierungen für 
den Rückführungserlass. Wenn aber grundsätzlich 

in Göttingen Flüchtlinge, die zur Abschiebung an-
stehen, nicht mehr vorab informiert werden, weil es 
diese Probleme gibt, dann würde damit der eine 
gemeint, aber der andere getroffen. Das ist nicht 
unsere Art von Politik! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Frage 
stellt Herr Kollege Rudolf Götz. 

Rudolf Götz (CDU): 
Herr Präsident! Herr Minister Pistorius, Sie haben 
gesagt, dass nicht erkennbar ist, ob es politische 
Hintergründe für die Vorkommnisse in Göttingen 
gibt. Nichtsdestotrotz wird dies zu Veränderungen 
bei der zukünftigen Arbeit des Verfassungsschut-
zes führen. Kürzer gesagt: Wird die Sehfähigkeit 
des Verfassungsschutzes auf dem linken Auge 
wieder zunehmen? 

(Zurufe von SPD: Wie jetzt? Hä? - 
Gegenruf von Angelika Jahns [CDU]: 
Das habt ihr nicht verstanden, oder?) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Sehfähigkeit der beiden Augen der 
Landesregierung ist gleichermaßen stark ausge-
prägt. Deshalb gibt es keine Notwendigkeit einer 
Dioptrienverstärkung. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege Focke, die nächste Frage stellen Sie. 

Ansgar-Bernhard Focke (CDU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass noch heute 
Morgen auf der Internetseite der Grünen Jugend 
das sogenannte Kruse-Karussell zu sehen ist - 
also ein Karussell, bei dem die durchgestrichenen 
Bilder und die Namen des ehemaligen Innenminis-
ters und des Verfassungsschutzpräsidenten sowie 
das Bild des aktuellen Polizeipräsidenten Kruse mit 
dem Zusatz „Einer wurde fast vergessen ... der 
muss auch noch weg!“ zu sehen sind -, frage ich 
die Landesregierung und insbesondere die Mit-
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glieder der Landesregierung, die aus Göttingen 
kommen und vielleicht sogar den Grünen angehö-
ren: Ist mit der Grünen Jugend über die Hetzkam-
pagne und darüber gesprochen worden, dass so 
etwas nicht in Ordnung ist und dass es eingestellt 
wird? Wenn nicht: Warum nicht? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank. Aber der Innenminister antwortet, 
Herr Focke. Das ist so. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lieber Herr Focke, Sie werden Verständ-
nis dafür haben, dass ich die Frage, gerichtet an 
die Mitglieder des Hohen Hauses, nicht beantwor-
te, nicht beantworten darf und kann.  

(Zuruf von der CDU: Die waren auch 
nicht gefragt!) 

Ich für meinen Teil habe, glaube ich, alles gesagt, 
was zur Grünen Jugend und zu ihrer Veröffentli-
chung zu sagen ist. Ich finde dieses Verhalten 
schäbig, menschenverachtend und ungehörig. Das 
sage ich, damit wir uns da völlig richtig verstehen. 

(Jörg Hillmer [CDU]: Herr Wenzel soll-
te mal zuhören!) 

Auf der anderen Seite, meine Damen und Herren: 
Je mehr wir hier über diesen Interneteintrag reden, 
desto mehr werten wir ihn in seiner Bedeutung auf. 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der 
CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank. - Die nächste Frage stellt die Abge-
ordnete Frau Janssen-Kucz, Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
komme auf die Anfrage zurück. Ich frage die Lan-
desregierung: Warum wurde bei dieser Rückfüh-
rungsmaßnahme überhaupt die sogenannte BFE 
zum Wohnhaus gerufen? 

(Thomas Adasch [CDU]: Weil die 
Stadt sie angefordert hat!) 

War das überhaupt verhältnismäßig? 

(Zuruf von der CDU: So eine Frage 
von Grünen!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Frage ist ebenso nachvollziehbar wie 
einleuchtend. Auch ich habe sie mir nämlich ge-
stellt. Die Antwort ist relativ einfach: Die PI Göttin-
gen - ich habe es vorhin gesagt - hat einen takti-
schen Zug der Bereitschaftspolizei bei der ZPD in 
Hannover angefordert. Die ZPD hat der PI Göttin-
gen einen Zug der Bereitschaftspolizeihundert-
schaft Göttingen zugewiesen. Die Bereitschaftspo-
lizeihundertschaft Göttingen hatte keinen anderen 
normalen taktischen Zug mehr zur Verfügung und 
hat deswegen den einzig verbleibenden Zug zuge-
teilt, nämlich die BFE. 

Nun ist es in der Tat eine Frage, ob die BFE in der 
Montur, die normalerweise für besondere Einsatz-
lagen gedacht ist, hätte ausrücken müssen oder 
nicht. Das alles ist aber müßig! Es stand keine 
andere Hundertschaft zur Verfügung. Demzufolge 
war es naheliegend, die BFE herauszuschicken. 
Die BFE hat im Übrigen sehr umsichtig agiert, 
soweit ich bis jetzt informiert bin. Von daher kann 
man daran keine Kritik üben. 

(Zustimmung bei der SPD und bei der 
CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Die nächste Frage stellt der Kollege 
Jörg Hillmer, CDU-Fraktion. 

Jörg Hillmer (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Angesichts der korrigierten Antwort, Herr 
Minister, frage ich an derselben Stelle nach: Halten 
Sie weiterhin daran fest, eine anonymisierte Kenn-
zeichnung von Polizisten zu verfolgen? Können 
Sie sich für den gegebenen Fall gegenüber den 
Polizisten z. B. aus Göttingen - deren Schicksal 
und Sorgen Sie hier eben selbst geschildert ha-
ben - dafür verbürgen, dass die Dekodierung die-
ser anonymisierten Kennzeichnung niemals in 
falsche Hände gerät? 

(Beifall bei der CDU) 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ungeachtet der Frage, wie die Gespräche 
über eine anonymisierte Kennzeichnungspflicht in 
geschlossenen Einsätzen am Ende ausgehen, 
weise ich darauf hin, dass es Bundesländer gibt, in 
denen es seit Jahren eine anonymisierte Kenn-
zeichnungspflicht gibt. Mir ist nicht bekannt, dass 
es bislang Probleme gegeben hat, die Dekodie-
rung unter Verschluss zu halten. Deswegen sage 
ich sehr deutlich - ob verbürgen oder nicht -: Wenn 
es so weit kommen sollte - ich bitte, den Konjunktiv 
zu beachten -, werden wir alles dafür tun, dass das 
sichergestellt ist. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Herr Kollege Ahlers zieht seine 
Wortmeldung zu einer Frage zurück. - Dann 
kommt der Kollege Jens Nacke mit der zweiten 
Frage. Bitte schön! 

Jens Nacke (CDU): 

Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren! 
Herr Minister, ich schließe direkt an Ihre letzte 
Antwort an. Sie sagten gerade, Ihnen sei nicht 
bekannt, dass es irgendwo einmal Probleme mit 
der Dekodierung gegeben hätte. 

(Zuruf) 

- Entschuldigung, Frau Janssen-Kucz, ich habe Sie 
nicht verstanden. 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Ich 
dachte, Herr Kollege Nacke, wir fra-
gen hier zu einer mündlichen Anfrage 
und nicht zur Kennzeichnung!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Liebe Frau Janssen-Kucz, wie die Fragen gestellt 
werden, ist Sache des Fragestellers. Er hat sich 
aber an bestimmte Dinge zu halten. Bis jetzt hat er 
sich noch daran gehalten. Außerdem passen wir 
hier auf. - Okay! 

Bitte schön! 

Jens Nacke (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident.  

Ich leite noch einmal ein. Ich schließe direkt an 
Ihre letzte Antwort an und frage Sie: Haben Sie mit 
anderen Landesregierungen, auch mit den Inte-
ressenverbänden der Polizei, diesbezüglich Kon-
takt aufgenommen? Wären Sie bereit, auch dem 
Landtag gegenüber eine solche Kontaktaufnahme 
einmal darzustellen und auch diese Fragestellung 
klar zu beantworten, bevor Sie sich an die Umset-
zung Ihrer Pläne aus dem Koalitionsvertrag ma-
chen, womit Sie doch das Risiko eingehen würden, 
dass bei Einsätzen, wie sie sich in Göttingen er-
eignet haben, durch linke Autonome anhand der 
von Ihnen angebrachten Kennzeichnung dezidiert 
gesagt werden kann, welche Polizeibeamten ein-
gesetzt waren und wo diese wohnen? 

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Nacke. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich wiederhole: Wir sind in Gesprächen 
dazu. Das Ergebnis der Gespräche kenne ich na-
turgemäß noch nicht, da es in der Zukunft liegt. 
Deswegen kann ich noch nichts darüber sagen, 
wie das weitere Verfahren aussehen wird. Ich kann 
Ihnen nur zusichern, dass wir mit allen Betroffenen 
und allen Organisationen, die damit zu tun haben, 
vernünftig darüber reden werden. Wir werden kei-
ne Schnellschüsse machen, wir werden das abwä-
gen, und wir werden sehen, welches Ergebnis 
dabei herauskommt. Mehr - dafür bitte ich um Ver-
ständnis - kann ich zum heutigen Zeitpunkt schlicht 
noch nicht sagen, weil die Gespräche auf der Ar-
beitsebene noch laufen. 

Vielen Dank. 

(Jens Nacke [CDU]: Sie sind nicht be-
reit, über Gespräche mit anderen 
Bundesländern zu informieren?) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Jetzt stellt der Kollege Jörg Bode, 
FDP-Fraktion, die nächste Frage. 

Jörg Bode (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass der Innenmi-
nister gerade erklärt hat, dass die Landesregierung 
die Kampagne der Grünen Jugend in Göttingen als 
„schäbig“ 
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(Zuruf von der CDU: „Menschenver-
achtend!“) 

und „menschenverachtend“ einstuft, allerdings 
keine weiteren Aussagen zu Aktivitäten von Mit-
gliedern der Landesregierung machen wollte, frage 
ich erneut und ganz konkret die Landesregierung, 
insbesondere natürlich den stellvertretenden Minis-
terpräsidenten Stefan Wenzel, der Mitglied der 
Grünen ist und aus Göttingen kommt: Hat irgend-
ein Mitglied der Landesregierung der Grünen Ju-
gend in Göttingen diese Einschätzung der Kam-
pagne gesagt und sie gebeten, diese zu unterlas-
sen? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Kollege Bode. Sie wissen aus 
eigener Praxis, dass die Landesregierung selbst 
entscheidet, wer antwortet. - Der Minister für Inne-
res meldet sich zu Wort. Bitte schön! 

(Zurufe von der CDU) 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich glaube, ich habe hinlänglich ausge-
führt, dass zu der Bewertung - aus meiner Sicht 
jedenfalls und aus der Sicht der Landesregierung - 
dessen, was die Grüne Jugend dort ins Internet 
eingestellt hat, keine zwei Meinungen existieren. 
Es ist aber gleichfalls richtig, dass man nicht jede 
Äußerung in einer solch wirklich erbärmlichen Qua-
lität - sei sie schriftlich oder mündlich - auch noch 
öffentlich kommentieren muss. 

Ich finde jedenfalls, dass es viel wichtiger ist, mit 
den Polizeibeamtinnen und -beamten zu sprechen 
und sie unserer Solidarität und unserer Unterstüt-
zung zu versichern. Das ist allemal wichtiger, als 
sich mit einigen Mitgliedern der Grünen Jugend, 
die offenbar - wie soll ich es ausdrücken? - eine 
mangelhafte Kinderstube hinter sich haben oder 
politische Grundsatzüberzeugungen haben, die wir 
nicht teilen, auseinanderzusetzen. Ganz ehrlich: 
Das ist nicht meine Aufgabe und auch nicht Auf-
gabe der Landesregierung. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Jens Nacke [CDU]: Hat 
Herr Wenzel nun mit ihnen gespro-
chen oder nicht?) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Die nächste Frage stellt der Kollege 
Horst Schiesgeries, CDU-Fraktion. Bitte schön! 

Horst Schiesgeries (CDU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Minister 
Pistorius, meine Frage ist: Unterstützt die Landes-
regierung vor dem Hintergrund des aktuellen 
Brandanschlages die Forderung der Gewerkschaft 
der Polizei nach einer härteren Bestrafung von 
Angriffen gegen Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amte? Ich frage das aber auch in Bezug auf ande-
re Hilfskräfte wie die von der Feuerwehr. Unter-
stützen Sie diesen Gedanken? 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich erlaube mir den Hinweis, dass das jetzt 
den Rahmen der gestellten mündlichen Anfrage 
nach meiner Wahrnehmung deutlich überschreitet. 
Aber es soll mir recht sein. 

Die Frage einer Strafverschärfung lässt sich weder 
pauschal noch speziell einfach so beantworten. 
Eine Strafverschärfung macht nur dann Sinn, wenn 
die Wirksamkeit dieser Strafverschärfung nachge-
wiesen oder jedenfalls mit einer gewissen Wahr-
scheinlichkeit angenommen werden kann. Unsere 
Gesetze sind keineswegs so, dass Gewalt gegen 
Vollzugsbeamte oder Gewalt gegen Personen 
generell zu schwach strafbewehrt wären. Wer das 
behauptet, dem empfehle ich einen Blick ins Straf-
gesetzbuch. 

Ob eine Strafverschärfung im Falle von Gewaltde-
likten gegen Polizeibeamte eine zielführende 
Maßnahme ist, darüber befinde ich mich zusam-
men mit meinen Fachleuten im Meinungsbildungs-
prozess. Ich denke, wir werden bei der IMK in 
Bonn auch darüber wieder beim Kamingespräch 
reden, weil das ein Thema ist, das uns fortlaufend 
beschäftigt und im Übrigen unter den Innenminis-
tern des Bundes und der Länder durchaus unter-
schiedlich bewertet wird, weil die Frage lautet: 
Stellt allein eine höhere Strafe eine stärkere Ab-
schreckung dar, was den Umgang von Menschen 
in diesem Land mit der Polizei angeht? Darauf 
sollten wir in der Diskussion unser Schwergewicht 
legen. 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Der Minister hat auf § 48 hingewiesen. Ich zitiere:  

„Sie“ 

- die Fragen -  

„müssen zur Sache gehören und dürfen die 
ursprüngliche Frage nicht auf andere Ge-
genstände ausdehnen.“  

Ich glaube, dies war noch akzeptabel, Herr 
Schiesgeries. Der Minister hat auch geantwortet.  

Die nächste Frage stellt der Kollege Hillmer. Das 
ist Ihre zweite Frage, Herr Kollege. 

(Jens Nacke [CDU]: Der Minister hat 
den Brandanschlag angesprochen!) 

Jörg Hillmer (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich frage die Landesregierung: Wie viele 
Personen sind aufseiten der Polizei und aufseiten 
der Aktivisten bei dieser gescheiterten Abschie-
bung am 10. April verletzt worden? Wie viele Ver-
fahren mit welchen Tatbeständen sind bei den 
Ermittlungsbehörden dazu anhängig? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Der Minister antwortet. Bitte schön! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wenn ich den Zuruf über die Bank richtig 
verstanden habe, kann ich sagen, dass es vier 
leichtverletzte Polizeibeamtinnen und -beamte 
gegeben hat. Was auf der anderen Seite an Ver-
letzungen aufgetreten ist, ist uns nicht verlässlich 
bekannt. Strafanzeigen gegen die Polizei wurden 
nicht gestellt. Was war das noch? 

(Jens Nacke [CDU]: Wie viele Verfahren 
wurden gegen die Täter eingeleitet?) 

- Das müssen wir nachreichen. Das können wir 
nicht sagen. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Die nächste Frage stellt der Kollege Bernd-Carsten 
Hiebing. 

Bernd-Carsten Hiebing (CDU): 
Zu jeder dieser Einheiten, Herr Innenminister, ge-
hört ein Film- und Dokumentationstrupp, wenn ich 
das so sagen darf. Die Frage ist: Sind die Aufnah-

men, die man in Göttingen gemacht hat, schon 
ausgewertet worden? Ich denke, dass solche Auf-
nahmen die Sache ein wenig erhellen könnten. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Herr Innenminister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die sogenannten videografischen Auf-
zeichnungen eines solchen Einsatzes unterliegen 
strengsten rechtlichen Rahmenbedingungen. Die 
Auswertung unsererseits beim Landespolizeipräsi-
dium läuft. Wie der Landespolizeipräsident mir 
gerade sagte, gibt es eine DVD, die bei der 
Staatsanwaltschaft vorliegt, auf die wir aber keinen 
Zugriff haben. Die Auswertung läuft, und die Mittel, 
die wir haben, werten wir aus. Deswegen sagte ich 
eingangs schon: Wir sind noch in diesem Prozess. 
Das Landespolizeipräsidium ist da noch dran. - Wir 
werden das in den nächsten zwei, drei Wochen 
abschließen, und dann werden wir wissen, wie wir 
den Einsatz auch aus polizeilicher Sicht zu bewer-
ten haben. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Herr Kollege Bode, FDP-Fraktion! 

(Jens Nacke [CDU]: Es wäre gut, 
wenn die Justizministerin hier wäre 
und die Fragen beantworten würde!) 

Jörg Bode (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Minister Pistorius, da Sie der Frage 
schon zweimal elegant ausgewichen sind, versu-
che ich, sie anders zu formulieren.  

Vor dem Hintergrund des von jedem Mitglied der 
Landesregierung geleisteten Amtseides frage ich 
die Landesregierung, Herr Ministerpräsident: Ist es 
richtig, dass die Landesregierung ein menschen-
verachtendes Agieren und Handeln der Grünen 
Jugend in Göttingen festgestellt hat und trotzdem 
kein einziges Mitglied der Landesregierung - ob-
wohl einige die Handelnden mit den menschen-
verachtenden Tätigkeiten vermutlich persönlich 
kennen - es für nötig gehalten hat, sie darauf an-
zusprechen und zu bitten, dies zu unterbinden? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Zuruf: Minister Wenzel kneift wieder!) 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Bitte schön! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lieber Herr Bode, auch auf die Gefahr hin, 
Sie zu langweilen: 

(Jörg Hillmer [CDU]: Nein!) 

Die Grüne Jugend ist eine kleine Organisation. 

(Jörg Hillmer [CDU]: Ist das auch die 
Ansicht von Herrn Wenzel?) 

Die Grüne Jugend in Göttingen ist noch kleiner. 
Die Grüne Jugend in Göttingen macht einen Inter-
netauftritt.  

Ich kann Ihnen nur wiederholend sagen: Ein Ge-
spräch mit Leuten zu führen, die politische Ansich-
ten in diesem Stil verbreiten, mag im Zweifel Sa-
che der Eltern, der Erziehungsberechtigten oder 
der politischen Gefährten vor Ort sein, aber bitte 
nicht der Landesregierung. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Widerspruch bei der CDU 
und bei der FDP) 

Das ist meine Wertung, und die muss ja keiner 
teilen. Aber ich sage Ihnen noch einmal sehr deut-
lich: Wenn es Anspruch würde, dass wir auf jeden 
Internetblog und auf jede Veröffentlichung irgend-
einer kleineren Organisation reagieren, dann hät-
ten wir nichts anderes mehr zu tun, meine Damen 
und Herren. Das ist nicht Aufgabe der Landesre-
gierung. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Angelika Jahns [CDU]: Sie 
haben gesagt, es ist menschenver-
achtend! 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Es liegt jetzt eine 
Meldung zur Geschäftsordnung vor. Herr Nacke, 
Sie haben das Wort zur Geschäftsordnung. 

Jens Nacke (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Vor dem Hintergrund, dass es inzwischen bereits 
zwei Fragen gegeben hat, die den Bereich der 
Justiz betroffen haben, nämlich die Frage nach 
den anhängigen Verfahren sowie die Frage nach 
der Auswertung der notwendigen Beweise durch 
die Staatsanwaltschaft, beantrage ich, die Ministe-

rin für Justiz in den Plenarsaal zu zitieren. Sie ge-
hört hierher. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege Limburg, auch Sie haben sich zur 
Geschäftsordnung gemeldet. Bitte! 

(Thomas Adasch [CDU]: Wo ist sie 
denn, die Ministerin?) 

Helge Limburg (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Nacke, es ist ja nicht das 
erste Mal, dass Sie versuchen, bei einer Frage-
stunde mittels Erweiterung des Fragegegenstan-
des auf andere Themen die Landesregierung in 
irgendwelche Fallen zu locken. 

(Björn Thümler [CDU]: Das hat Herr 
Pistorius gemacht!) 

Fakt ist: Sie haben eine Anfrage gestellt zur Situa-
tion - - - 

(Thomas Adasch [CDU]: Die Ministe-
rin kommt! Sie ist da!) 

- Herr Kollege Adasch, jetzt regen Sie sich doch 
nicht so auf! Hören Sie doch zu! 

Sie haben eine Anfrage zu einer Polizeieinheit in 
Göttingen gestellt. Falls Ihnen das nicht bekannt 
ist: Der für die Polizei in diesem Land zuständige 
Minister ist seit über einem Jahr Herr Pistorius. - 
Lassen Sie mich hinzufügen: Ich bin sehr froh dar-
über, dass er dafür zuständig ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Im Übrigen - Herr Kollege Nacke, auch das sollte 
Ihnen längst bekannt sein -: Die Landesregierung 
entscheidet darüber, wer antwortet, und Herr Pisto-
rius hat jede Ihrer Fragen hier im gebotenen Um-
fang beantwortet. 

(Björn Thümler [CDU]: Das ist natür-
lich falsch! Er hat darauf verwiesen, 
dass die Justizministerin antworten 
wird!) 

Wir werden diesen Antrag selbstverständlich zu-
rückweisen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank. - Herr Kollege hat noch einmal das 
Wort. Bitte schön! 

Jens Nacke (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Kollege Limburg, ich weise 
ausdrücklich darauf hin, dass die Mitglieder dieses 
Hauses gehalten sind, die Fragen, die sie hier 
stellen, ausdrücklich nicht an einen Minister zu 
richten, z. B. den Fachminister, sondern an die 
Landesregierung.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig! 
Richtig! So ist es! - Klaus-Peter 
Bachmann [SPD]: Die entscheidet 
auch, wer antwortet!) 

Und ich stelle fest, dass die Fragen in zwei Fällen 
den Bereich der Justiz - aus meiner Sicht ist dafür 
die Justizministerin die Fachministerin - betroffen 
haben, nämlich die Frage, Frau Ministerin, wie 
viele Verfahren gegen Beteiligte an dem Vorfall in 
Göttingen, der hier in Rede stand, bereits anhän-
gig sind, und die Frage, in welcher Art und Weise 
die Staatsanwaltschaft ermittelt und gegebenen-
falls Beweise - in diesem Fall ging es um die Film-
aufnahmen - ausgewertet hat.  

Darauf hat der Innenminister verständlicherweise, 
weil er ja nicht mehr der zuständige Fachminister 
ist, geantwortet, er könne das nicht sagen. Deswe-
gen finde ich, ist es ein legitimes Anliegen, zu fra-
gen, ob die Justizministerin dazu etwas sagen 
kann.  

Ich habe beantragt, dass sie in den Saal kommt. 
Sie ist inzwischen da. Insofern hat sich mein An-
trag erledigt. Ich würde mich freuen, wenn Sie zu 
diesen Fragestellungen des Hauses noch Stellung 
nehmen könnten, Frau Ministerin. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Kollege Nacke. - Die Justizmi-
nisterin ist im Saal. Die Entscheidung darüber - 
das wiederhole ich -, wer die Fragen beantwortet, 
trifft die Landesregierung. Aber die Ministerin ist 
jetzt da, und damit hat sich der Antrag erledigt. - 
Vielen Dank.  

Wir setzen die Fragestunde fort. Es hat sich jetzt 
zu Wort gemeldet - - - 

(Thomas Adasch [CDU]: Wird das 
jetzt beantwortet oder nicht? Es steht 
eine Frage im Raum, die nicht beant-
wortet wurde! - Jörg Hillmer [CDU]: 
Frau Ministerin!) 

- Die Ministerin möchte antworten. - Dann haben 
Sie natürlich sofort, jederzeit - - - Nicht? - Alles 
klar.  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 
doch ganz einfach. Es gibt laufende Ermittlungs-
verfahren, die noch bei der Polizei sind, und es 
gibt solche bei der Staatsanwaltschaft.  

(Ulf Thiele [CDU]: Herr Minister, Sie 
haben noch gar nicht das Wort ge-
kriegt!) 

- Natürlich habe ich das Wort gekriegt!  

(Ulf Thiele [CDU]: Von wem denn?) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Ich habe gefragt, ob die Ministerin antworten wür-
de, weil ich den Eindruck hatte.  

(Minister Boris Pistorius begibt sich zur 
Regierungsbank - Thomas Adasch 
[CDU]: Sind Sie jetzt Ministerin?) 

- Herr Minister, bleiben Sie doch einfach am Mikro-
fon! - Die Ministerin machte den Anschein, als 
wolle sie antworten. Das hat sich aber geklärt. - 
Jetzt haben Sie das Wort, Herr Minister, und kön-
nen die Frage beantworten. Es liegen noch zwei 
weitere Wortmeldungen für Fragen vor.  

(Angelika Jahns [CDU]: Das ist ein-
fach nur peinlich! - Thomas Adasch 
[CDU]: Wir sind hier nicht im Osna-
brücker Stadtparlament!) 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Ach, Herr Adasch, Ihre Zwischenrufe waren auch 
schon kreativer, wenn ich das mal sagen darf. Also 
wirklich! 

(Thomas Adasch [CDU]: Was? - Miri-
am Staudte [GRÜNE]: Nein, das wa-
ren sie nicht! - Mustafa Erkan [SPD]: 
Nein! Noch nie!) 

- Obwohl ich eigentlich nicht wüsste, wann! Aber 
das ist auch egal.  
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Meine Damen und Herren, vielleicht können wir in 
dieser Frage - - -  

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Die Ant-
worten waren schon souveräner, Herr 
Minister! - Unruhe) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister, ich darf Sie kurz unterbrechen. - 
Meine Damen und Herren, das Verfahren ist doch 
allen hier im Saal bekannt. Wir haben es eben 
noch einmal festgestellt: Für die Landesregierung 
antwortet jetzt der Minister. Sie, der eine oder an-
dere, haben Fragen gestellt. Die letzte Frage war 
die, glaube ich, von Herrn Kollegen Hiebing. Jetzt 
gibt es die Antwort. Der Minister antwortet so, wie 
er möchte, und er bezieht sicherlich auch die Fra-
ge bzw. den Geschäftsordnungsbeitrag des Kolle-
gen Nacke mit ein. Damit ist das doch einfach und 
in aller Ruhe geregelt, und wir brauchen uns ei-
gentlich gar nicht mehr aufzuregen. Es sei denn, 
der Minister antwortet jetzt, und Sie möchten dar-
auf eine erneute Frage stellen. - Das ist doch gar 
kein Thema! Wir machen das hier ordnungsgemäß 
und wickeln das in Ruhe ab. Wir alle haben doch 
Interesse an der Antwort.  

Jetzt haben Sie das Wort, Herr Minister. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Vielen Dank, Herr Präsident, vor allen Dingen für 
den Hinweis, das Ganze vielleicht etwas weniger 
aufgeregt zu behandeln.  

Wenn Sie die Frage danach stellen, wie viele Er-
mittlungsverfahren es gibt und in welchem Stadium 
die sind, dann kann Ihnen in der Regel niemand, 
kein Mitglied irgendeiner Landesregierung, aus 
dem Stegreif beantworten, wie viele es genau sind,  

(Angelika Jahns [CDU]: Das hat ja 
auch keiner gesagt!) 

weil keiner diese Vorbereitung hatte, da es um den 
Fortbestand der BFE in Göttingen ging. Deswegen 
habe ich gesagt: Wir reichen Ihnen das gerne 
nach.  

(Björn Thümler [CDU]: Sehr gut!) 

Ich finde, das ist für eine Mündliche Anfrage eine 
völlig ausreichende Antwort einer Landesregie-
rung.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Angelika Jahns [CDU]: 
Die Antwort hätte die Justizministerin 
aber auch geben können! Dann wäre 

das alles nicht so eskaliert! - Gegenruf 
von Johanne Modder [SPD]: Sie 
bestimmen nicht, wer hier antwortet!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Die nächste Frage stellt der Kollege Ansgar-Bern-
hard Focke. Bitte schön! 

Ansgar-Bernhard Focke (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund, dass der Innenminister Pistorius 
die gleiche Meinung zur Grünen Jugend hat wie 
die CDU-Fraktion und sein Vorgänger Innenminis-
ter Schünemann,  

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU 
und bei der FDP - Jens Nacke [CDU]: 
Jawohl, so ist es!) 

frage ich die Landesregierung: Waren bei der Akti-
on in Göttingen die Mitglieder der Grünen Jugend, 
die dort die Aktionen durchgeführt haben, von de-
nen der autonomen linken Szene optisch zu unter-
scheiden? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Thomas Adasch [CDU]: Sehr gute 
Frage!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Da ich, wie Sie annehmen dürfen, bei dem 
Einsatz selber nicht zugegen war, auf diese Frage 
nicht vorbereitet war und der Landespolizeipräsi-
dent auf Zuruf gerade gesagt hat, auch er könne 
das nicht aus dem Stegreif beantworten, gilt hier 
das Gleiche: Wir werden das gerne nachreichen, 
soweit es dazu Erkenntnisse gibt und sobald die 
Aufbereitung des Einsatzes, von der ich jetzt be-
reits dreimal gesprochen habe, ihren Abschluss 
gefunden hat.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Angelika Jahns [CDU]: 
Gut!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank. - Die nächste Frage stellt der Kollege 
Ulf Thiele. Bitte schön!  
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Ulf Thiele (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! An-
knüpfend an die Fragestellung des Kollegen Bode, 
frage ich die Landesregierung, ob vor dem Hinter-
grund der durch den Innenminister dargestellten 
menschenverachtenden Aktivitäten und Mei-
nungsäußerungen aus dem Bereich der Göttinger 
Jugendorganisation der Grünen eine Nichtreaktion 
sowohl aus den Reihen der Führungskräfte der die 
Landesregierung tragenden Fraktionen als auch 
der Mitglieder der Landesregierung, die dieser 
Partei angehören, auf eine solche Aktion nicht 
auch gerade von pubertierenden Jugendlichen als 
Zustimmung oder gar Aufforderung, in diesen Akti-
vitäten fortzufahren, missverstanden werden könn-
te.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister, Sie haben das Wort.  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Diese Frage, lieber Herr Thiele, geht tief in 
den spekulativen Bereich. Wie junge Leute, egal, 
welcher politischen Organisation sie angehören, 
darauf reagieren und verstehen, dass Erwachse-
ne, reifere Menschen darauf reagieren oder nicht 
reagieren, erschließt sich mir nicht. Ich bin nicht 
mehr in dem Alter und meine Kinder auch nicht.  

(Jens Nacke [CDU] lacht - Björn 
Thümler [CDU]: Aber man sieht es Ih-
nen nicht an!) 

Von daher bitte ich wirklich um Verständnis, dass 
ich auf diese Frage keine Antwort habe. Ich weiß 
jedenfalls, dass ich mich in diesem Alter mehr 
darüber geärgert hätte, wenn ich ignoriert worden 
wäre, als wenn ich die Aufmerksamkeit bekommen 
hätte, die ich jetzt bekomme.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Jens Nacke [CDU]: Das 
ist aber heute auch noch so! - Lachen 
bei der CDU und bei der FDP - Miriam 
Staudte [GRÜNE]: Da spricht jemand 
aus Erfahrung!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege Thiele, eine geschickte Frage, aber 
auch eine nicht ungeschicktere Antwort. Das muss 
ich mal sagen. Sehr gut. Aber ich habe ja keine 
Bewertung zu machen. Entschuldigung.  

(Heiterkeit und Beifall) 

- Vielen Dank. 

Die letzte Frage stellt der Kollege Jan-Christoph 
Oetjen, FDP-Fraktion. Bitte schön! 

(Ulrich Watermann [SPD]: Der weiß 
hoffentlich, dass er nicht vorlesen 
darf, auch nicht vom iPad! - Gegenruf 
von Björn Thümler [CDU]: Nein, der 
liest nicht! Der zeigt einen Film! - Hei-
terkeit) 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass es 
im Juli 2010 ein öffentliches Blockadetraining der 
Grünen Jugend Göttingen mit Jan Wienken und 
Stefan Wenzel gegeben hat 

(Thomas Adasch [CDU]: Oh, das ist ja 
interessant! - Frank Oesterhelweg 
[CDU]: Ist das der gleiche Wenzel?) 

- ich glaube schon -, wollte ich fragen, ob die Lan-
desregierung für die Zukunft ausschließt, dass 
Mitglieder der Landesregierung gemeinsam mit der 
Grünen Jugend trainieren, wie man sich von der 
Polizei wegtragen lässt.  

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister, ich nehme an, Sie wollen antworten, 
obwohl es über den Fragebereich hinausgeht. Bitte 
schön! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Nein, ich will nicht antworten. Ich will nur sagen, 
das ist eine interessante Fragestellung, der man 
nachgehen kann.  

(Heiterkeit - Zuruf von der CDU: Das 
können Sie im Kabinett mal diskutie-
ren!) 

Aber erlauben Sie mir die durchaus augenzwin-
kernd gemeinte Antwort, dass es für gute Regie-
rungsmitglieder - und darum handelt es sich hier 
durch die Bank - 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD 
und bei den GRÜNEN - Lachen bei 
der CDU und bei der FDP) 

eines Blockadetrainings überhaupt nicht bedarf, 
weil wir stets in der Offensive sind. 
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(Heiterkeit und Beifall bei der SPD 
und bei den GRÜNEN - Lachen bei 
der CDU und bei der FDP - Angelika 
Jahns [CDU]: Herr Wenzel scheint es 
für notwendig zu halten!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Weiteren Fragen liegen nicht vor. Um 9.06 Uhr 
haben wir begonnen, jetzt ist es 10.56 Uhr. Damit 
ist die Fragestunde für diesen Tagungsabschnitt 
beendet. Die Antworten der Landesregierung auf 
Anfragen, die nicht mehr aufgerufen werden konn-
ten, werden gemäß § 47 Abs. 6 unserer Ge-
schäftsordnung zu Protokoll gegeben.* Ich danke 
Ihnen allen für die sehr aktive Frage- bzw. Beant-
wortungsrunde. 

Ich rufe jetzt auf den 

Tagesordnungspunkt 31: 
Erste Beratung: 
Vorverlagerung der Fälligkeit der Sozialversi-
cherungsbeiträge rückgängig machen - Liquidi-
tät des Handwerks sichern und Bürokratie ab-
bauen! - Antrag der Fraktion der FDP - 
Drs. 17/1473  

(Unruhe) 

- Meine Damen und Herren, ich kann wirklich ver-
stehen, dass hier jetzt eine gewisse Unruhe 
herrscht. Sie muss sich jetzt aber wieder glätten! 

Der Antrag wird vom Kollegen Jörg Bode, FDP, 
eingebracht. 

Jörg Bode (FDP): 
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Ich glaube, es gibt kein Thema, das so oft 
von allen Parteien nach vorne gestellt wird wie das 
Thema „Bürokratie abbauen“. 

Jeder ist irgendwie gegen Bürokratie, und ganz 
allgemein lässt sich das auch immer in schönen 
Sonntagsreden sagen. Aber wenn es dann einmal 
konkret wird, geht es meistens ganz anders und 
durcheinander. 

                                                      
*(Die Antworten zu den Anfragen 3 bis 64, die nicht in 
der 36. Sitzung des Landtages am 16.05.2014 behandelt 
und daher zu Protokoll gegeben wurden, sind in der 
Drucksache 17/1535 abgedruckt.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir ha-
ben hier die Situation, dass Deutschland und auch 
die Sozialkassen im Jahr 2005 in einer schwierigen 
finanziellen Situation waren. Damals sind die Fäl-
ligkeiten zur Sicherung der Liquidität vorgelegt 
worden, um so Liquidität, die notwendig war, zu 
generieren. 

Heute, im Jahr 2014, haben wir aber eine andere 
Situation. Die Sozialkassen haben Überschüsse 
über Überschüsse. In Berlin werden Diskussionen 
darüber geführt, was man an neuen Rentenleis-
tungen und an anderen Geschenken verteilen 
kann, um sich beim Wähler gut darzustellen. In 
dieser Situation, in der es keine Liquiditätsnotlage 
mehr gibt, sollte man überlegen, ob die Beschlüs-
se, die damals notwendig waren, heute immer 
noch aufrechterhalten werden sollten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es geht 
nicht darum, jemanden von Steuern zu entlasten, 
es geht nicht darum, Einnahmen des Staates zu 
reduzieren, sondern es geht darum, dass die Fäl-
ligkeiten der Sozialversicherungsbeiträge auf den 
Termin gelegt werden, an dem ein Unternehmen 
abschätzen kann, wie viel man überhaupt zahlen 
muss - nicht um mehr und nicht um weniger, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

Aber für Unternehmen gerade in den Branchen, in 
denen die Löhne der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter unterschiedlich sind und schwanken, ist 
genau dieser zeitliche Puffer, über den wir reden, 
ganz elementar für Verwaltungsaufwand. 

Wenn man eine Abrechnung immer zweimal an-
fassen muss, braucht man dafür mehr Arbeitskraft 
- Arbeitskraft, die woanders besser eingesetzt 
wäre, Arbeitskraft, die nicht zu mehr Steuerein-
nahmen des Staates führt, sondern nur zur Selbst-
beschäftigung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, deshalb 
sollten wir diesen Weg wieder zurückgehen. Da-
mals, 2005, unter anderen Bedingungen, war es 
eine Maßnahme, über die man diskutieren konnte. 
In der heutigen finanziellen Situation ist es eine 
Maßnahme, die Bürokratie auslöst, die nicht mehr 
zu rechtfertigen ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, im Bun-
desrat wird in der nächsten Sitzung ein Antrag des 
Bundeslandes Sachsen zu einer entsprechenden 
Initiative beraten, und wir fordern die Landesregie-
rung auf, sich diesem Antrag anzuschließen, um - 
wie auch in der Vergangenheit - in Berlin aus Nie-
dersachsen ein starkes Signal zu setzen und ins-
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besondere das Handwerk von Bürokratiekosten zu 
entlasten. Lassen Sie uns deshalb heute dieses 
Signal an die Landesregierung geben, dass wir 
hinter dem Handwerk stehen, dass wir das Hand-
werk von Bürokratie entlasten wollen! 

Deshalb beantrage ich für meine Fraktion sofortige 
Abstimmung. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Kollege Bode. - Zu Wort gemel-
det hat sich der Kollege Erkan, SPD-Fraktion. Bitte 
schön! 

Mustafa Erkan (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen von FDP und 
CDU, das ist ja wirklich ein Chaos. Wenn es nicht 
so traurig wäre, könnte man glatt darüber lachen, 
was Ihre Fraktionen seit dem letzten Jahr zum 
Thema „Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge“ 
angestellt haben.  

Erst gab es unterschiedliche Anträge, dann einen 
gemeinsamen, und nun gibt es wieder einen eige-
nen Antrag der FDP. - Was denn nun? 

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Das ändert 
doch nichts!) 

Dabei ist das Thema eigentlich ganz einfach. Ich 
erkläre es Ihnen noch einmal: Sie wollen ein be-
währtes und etabliertes Verfahren einkassieren. 
Sie argumentieren mit vermeintlichen Vorteilen für 
Unternehmen, vergessen dabei aber wieder einmal 
die Arbeitnehmer. 

Längst nicht alle Unternehmen sind Ihrer Meinung. 
Sie stellen sich gegen Frau von der Leyen, die 
nicht nur einmal Ministerin hier in Niedersachsen 
war, sondern 2012 auch dringend von dieser Idee 
abgeraten hatte. Sie blamieren Ihren früheren Mi-
nisterpräsidenten David McAllister, weil man sich 
bei allem Hickhack um dieses Thema noch einmal 
daran erinnert, wie viele erfolglose Versuche er 
dazu unternommen hat. Ob ihm das jetzt, im Euro-
pawahlkampf, gefällt? - Ich denke nicht. 

Sie warten ab, bis Sie abgewählt werden, und 
machen dann einen Vorschlag, der Ihnen vorher 
irgendwie durchgerutscht sein muss. Sieben Jahre 
lang kam von Ihnen zu diesem Thema nichts - gar 
nichts! 

Herr Bode, ich glaube, dass Sie in Wirklichkeit gar 
keine Änderungen an diesem System wollen. Ich 

glaube, Sie beantragen das nur, weil Sie wissen, 
dass wir das ablehnen. Eins können Sie mir glau-
ben: Wir werden das heute auch ablehnen! 

(Beifall bei der SPD) 

Fangen wir mit den Unternehmen an: Sie sagen, 
die Vorverlagerung der Fälligkeit der Sozialversi-
cherungsbeiträge werde von allen Unternehmen 
abgelehnt. - Das stimmt nicht. Die einzigen, die 
ständig von diesem Thema reden, sind Sie. Außer 
Ihnen melden sich nur ein paar Lobbyverbände zu 
Wort, z. B. der Landesverband des Kfz-Gewerbes, 
dessen Vorsitzender ein Mitglied der CDU-Fraktion 
ist. - Plumper geht es doch wirklich nicht, Herr 
Bley! 

(Beifall bei der SPD) 

Sicher, als 2006 das System griff, mussten sich 
erst alle daran gewöhnen. Mit der Zeit ist aber 
Akzeptanz eingekehrt. Außerdem sind längst Ver-
einfachungen eingeführt worden. Die pauschalierte 
Abrechnung erleichtert das Handling sehr. Der 
verbleibende Restbetrag wird im Folgemonat ab-
geführt. Hier wird von niemandem bürokratische 
Überarbeit geleistet und niemand mit Überarbeit 
belastet, wie Sie immer sagen. Ich rede mit vielen 
Unternehmen. Sie alle sind stolz darauf, Verant-
wortung für ihre Mitarbeiter zu übernehmen, ver-
antwortlich für die Gesellschaft, für Niedersachsen 
und Deutschland zu sein. Sie wissen, dass günsti-
ge Beitragssätze für alle das Beste sind: für Ar-
beitnehmer, für Arbeitgeber, für das System sozia-
ler Sicherung. 

15 Milliarden Euro fehlten im System - bei Arbeits-
losigkeit, Krankheit und Pflege. Um das auszuglei-
chen, hätten wir die Sozialversicherungsbeiträge 
anheben müssen. Davon hätte niemand etwas 
gehabt.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Noch besser: 2012 und 2013 konnten wir den Bei-
tragssatz sogar senken.  

Ich habe es im Januar schon gesagt, und ich sage 
es Ihnen heute noch einmal: Ihr Motto „Bloß nicht 
an morgen denken; Hauptsache, schnelle populis-
tische Effekte erzielen“ hat mit vernünftigem Haus-
halten nichts zu tun.  

(Beifall bei der SPD) 

Dass so ein Vorschlag von einer Opposition 
kommt, die die Schuldenbremse frühzeitig etablie-
ren möchte, macht deutlich, dass Sie Wasser pre-
digen und Wein trinken. Sie denken: Die Sozial-
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kassen sind so schön gefüllt, tun wir doch mal was 
dagegen! - Nein, das tun wir eben nicht. Politik darf 
gerne auch einmal nachhaltig sein. Dieses Sozial-
system braucht Sicherheitsreserven.  

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Sie müssen 
den Menschen das Geld auch mal zu-
rückgeben, wenn es ihnen zusteht!) 

Was für ein Chaos! Erst kommen ein CDU-Antrag 
und ein FDP-Antrag, dann kommt ein gemeinsa-
mer Antrag, jetzt kommt wieder ein FDP-Antrag - 
hin und her. Aber zum Glück, meine Damen und 
Herren der FDP, spielen Ihre Anträge weder in 
Berlin noch hier bei uns im Haus eine Rolle.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der SPD - Dr. Gero Hocker 
[FDP]: Ganz schön arrogant für einen 
Neuling!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Kollege Erkan. - Es folgt eine 
Kurzintervention des Kollegen Bode. Bitte schön! 

Jörg Bode (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Kollege Erkan, es ist 
schlicht und ergreifend falsch, dass eine Änderung 
des Zahlungstermins zu Steigerungen der Sozial-
versicherungsbeiträge führen würde. Es geht nicht 
darum, die Einnahmen zu reduzieren, sondern nur 
darum, die Zahlungstermine so anzupassen, dass 
Bürokratie in Unternehmen abgebaut werden 
kann, meine sehr geehrten Damen und Herren.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Deshalb sollten Sie den Leuten nicht immer Sand 
in die Augen streuen.  

Herr Erkan, was Sie hier gesagt haben, finde ich 
beeindruckend: Sie sagen hier für die SPD, dass 
es keinerlei Probleme und keinerlei Bürokratie gibt. 
- Aber dann muss man vielleicht auch im Wahl-
kampf einmal ehrlich sein und offen zu seinen 
Positionen stehen und darf nicht versuchen, zur 
Wahl andere Dinge vorzutäuschen.  

Was hat denn das SPD-Kompetenzteam im letzten 
Wahlkampf dem Handwerk gesagt, als es auf die-
ses Thema angesprochen worden ist? - Frau 
Christiane Krajewski, Mitglied des SPD-Kompe-
tenzteams, sagte:  

„Wir wissen um den bürokratischen Auf-
wand, der sich gerade für kleinere Unter-

nehmen aus der Vorfälligkeit der Sozialver-
sicherungsbeiträge ergibt.“ 

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Hört, hört!) 

Aha, Herr Erkan, Sie wissen es also! - Und Frau 
Krajewski stellte sogar die sorgfältige Überprüfung 
einer Rückkehr zum alten System in Aussicht. Das 
war vor der Wahl. Und Erkan ist nach der Wahl. 
Das ist Wählertäuschung, meine sehr geehrten 
Damen und Herren.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Besteht der Wunsch, auf die Kurzintervention zu 
antworten?  

Mustafa Erkan (SPD): 

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bode, ein klei-
ner Hinweis: Nach der Wahl ist auch vor der Wahl, 
und Erkan ist auch nach der Wahl.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Jetzt hat sich die Kollegin Frau Westphely von der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu Wort gemeldet. 
Bitte schön! 

Maaret Westphely (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Die FDP - eine Partei auf der verzwei-
felten Suche nach Themen und Profil. Anders kann 
ich den vorliegenden Antrag kaum bewerten.  

Im vergangenen Jahr lagen uns zum Thema Fäl-
ligkeit der Sozialversicherungsbeiträge drei Anträ-
ge der Opposition vor - zuletzt im November. Be-
merkenswerterweise entdeckten CDU und FDP 
das Thema erst, als sie nicht mehr in Regierungs-
verantwortung hier im Lande standen.  

(Jörg Bode [FDP]: Das stimmt gar 
nicht!) 

Wir haben uns hier im Plenum und in den Aus-
schüssen auf Ihren Wunsch hin ausführlich mit der 
Frage beschäftigt, ob es Sinn macht, die Vorverle-
gung der Beitragsentrichtung rückgängig zu ma-
chen. Wir haben das schließlich abgelehnt.  

Wir, das kann ich für unsere Fraktion sagen, ste-
hen zu dem Kompromiss, der im Rahmen des 
Mittelstandsentlastungsgesetzes gefunden worden 
ist. Die Diskussion ist geführt und beendet worden.  
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Aber die FDP lässt sich nicht beirren. In bester 
„Und täglich grüßt das Murmeltier“-Manier legt sie 
uns zum wiederholten Male das gleiche Thema 
vor. Bevor Sie auf die Idee kommen, den Antrag im 
nächsten Plenum noch einmal einzubringen: Wir 
sind dafür, den Antrag in den Ausschuss zu über-
weisen und dort weiterzudiskutieren.  

Sehr geehrte Damen und Herren, die FDP kon-
struiert eine Welle der Empörung, die vermeintlich 
über das Land schwappt. Als ob die Betriebe keine 
drängenderen Probleme hätten als eine erneute 
Umstellung des Verfahrens nach wenigen Jahren! 
Wenn das tatsächlich ein so großes Problem ist, 
warum hat Schwarz-Gelb dann die Vorverlegung 
der Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge nicht 
selbst rückgängig gemacht, als Sie in Verantwor-
tung auf Bundesebene und im Land gewesen 
sind? - Ich kann Ihnen sagen, warum nicht: Kein 
Mensch hat Verständnis für ein solches populisti-
sches Hin und Her; denn jede Art der Umstellung 
produziert wieder neue Abläufe und neue Arbeit.  

Danke schön.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Es folgt eine Kurzintervention von 
Herrn Bode. Bitte schön! 

Jörg Bode (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Frau Westphely, ich bin schon er-
staunt, wie stark Sie hier das grüne Spitzenperso-
nal in Berlin kritisieren. Man muss auch als Grüne 
zu seinen eigenen Positionen stehen, und zwar vor 
der Wahl und nach der Wahl.  

Schauen wir doch einmal, was die Grünen dem 
Handwerk vor der Bundestagswahl 2013 verspro-
chen haben. Ich zitiere Frau Katrin Göring-Eckart - 
die werden Sie kennen -, Ihre Spitzenkandidatin. 
Sie sagte - Zitat -:  

„Wir werden uns dafür einsetzen, dass die 
vielen kleinen Handwerksunternehmen So-
zialabgaben immer erst nach dem Monats-
ende feststellen müssen.“ 

Vor der Wahl das Blaue vom Himmel versprechen, 
und nach der Wahl mit grüner Bürokratie über die 
Unternehmen herziehen! Das geht so nicht, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Bode. - Frau Westphely, möch-
ten Sie antworten? - Ja. Sie haben das Wort.  

Maaret Westphely (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Bode, wir haben auf Landes-
ebene immer so argumentiert, wie wir das hier 
getan haben. Das tun wir auch weiterhin.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Jetzt hat sich der Kollege Karl-Heinz 
Bley für die CDU-Fraktion zu Wort gemeldet. Bitte 
schön! 

Karl-Heinz Bley (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Frau Westphely und 
Herr Erkan, mit Realpolitik haben das, was Sie hier 
darstellen, und die Art und Weise, in der Sie unse-
re Anträge zu diesem Thema in der letzten Zeit 
behandelt haben, absolut nichts zu tun. Wir haben 
unsere Meinung nicht geändert; wir sind von unse-
rem Weg nicht abgerückt. Deshalb danken wir der 
FDP dafür, dass sie heute erneut einen Antrag zu 
diesem Thema vorgelegt hat, den Herr Bode gut 
begründet hat.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP - Anja Piel [GRÜNE]: Von der 
Leyen!) 

Unsere Sozialsysteme in Deutschland haben eine 
große Bedeutung und haben gut funktioniert. Fast 
alle großen Sozialgesetze sind zum Wohle des 
Volkes unter einer CDU-geführten Regierung in 
Berlin beschlossen worden.  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Hört, hört!) 

Bei Vollbeschäftigung funktionieren diese Systeme 
natürlich besonders gut. Im Jahre 2005 haben die 
Sozialkassen gelitten und Defizite vorausgesagt. 
Deswegen wurde gehandelt. Unter Rot-Grün wur-
de in Berlin die Vorverlegung der Fälligkeit der 
Sozialversicherungsbeiträge beschlossen. Dies 
konnten wir aufgrund der Einstimmenmehrheit von 
Rot-Grün in Niedersachsen bisher nicht ändern.  

(Mustafa Erkan [SPD]: Auch vorher 
nicht!) 

Bis 2005 mussten die Unternehmen zwölfmal im 
Jahr Sozialabgabenbeiträge abführen; im Jahre 
2006 mussten sie einen zusätzlichen 13. Beitrag 
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abführen. Dadurch wurden der Wirtschaft 20 Milli-
arden Euro abverlangt. Das bedauern wir nach wie 
vor. Dafür konnte der Rentenbeitrag in 2006 bei 
19,5 % bleiben; er hätte sonst im Folgejahr erhöht 
werden müssen. Diese Aktion in 2005 hat Wirkun-
gen bis heute.  

Hinzu kommt natürlich der enorme bürokratische 
Aufwand: Es sind derzeit 24 statt 12 Lohnabrech-
nungen im Jahr erforderlich. Der gesamte Mit-
telstand, das gesamte Handwerk und viele Berei-
che mehr beklagen 

(Mustafa Erkan [SPD]: Wer denn 
noch?) 

diese bürokratischen Belastungen und Hemmnis-
se. 

Ich danke der FDP-Fraktion dafür, dass sie erneut 
einen Antrag zum Thema „Vorverlagerung der 
Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge rück-
gängig machen“ auf den Weg gebracht hat.  

Es ist an der Zeit, den Unternehmen ihre Liquidität 
zurückzugeben und die Bürokratie, die aufgebaut 
wurde, wieder abzubauen. Die Finanzlage der 
Sozialkassen ist wieder besser geworden. 

Meine Damen und Herren, es ist längst überfällig, 
den Beschluss von 2005 rückgängig zu machen. 
Ein Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP 
aus dem Jahr 2013 wurde im Januar 2014 mit der 
Einstimmenmehrheit abgelehnt. Der Antrag lautete 
„Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge korri-
gieren!“. Die Landesregierung sollte sich dafür 
einsetzen, dass die Beiträge in zwölf Tranchen 
jeweils am letzten Arbeits- oder Banktag abgeführt 
werden.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was ist bisher 
geschehen? - 2007 wurde der Beitrag noch einmal 
auf 19,9 % erhöht. Dann - die Finanzlage der So-
zialkassen war wieder besser geworden - wurde 
der Beitrag ab 1. Januar 2012 auf 19,6 % gesenkt, 
ab 2013 noch einmal auf 18,9 %. Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer haben zu gleichen Teilen davon 
profitiert. Nicht die 20 Milliarden Euro wurden zu-
rückgegeben, sondern das wurde auf zwei Schul-
tern verteilt.  

Jetzt, in 2014, stellen wir fest, dass sich die Kas-
senlage der Sozialkassen weiter verbessert hat. 
Was wird gemacht? - Der Beschluss aus 2005 wird 
nicht zurückgenommen, nein, die Rente mit 63 
nach 45 Arbeitsjahren inklusive Arbeitslosenzeit - 
das ist mit Sicherheit noch zu hinterfragen, ob das 
so sein muss -, soll eingeführt werden.  

Der Fachkräftemangel spielt hier hinein, aber un-
geachtet dessen wird man sagen: Die Kassen 
geben das her. Wir geben es dann auf Kosten der 
jungen Generation und auf Kosten der Wirtschaft 
mit vollen Händen aus.  

Meine Damen und Herren, was ist in ein paar Jah-
ren, wenn sich die guten Jahre der Vollbeschäfti-
gung ändern sollten und aufgrund der demografi-
schen Entwicklung wieder Geld in den Sozialkas-
sen, in der Rentenkasse fehlen sollte? Will man 
dann wieder die Wirtschaft mit weiteren 20 Milliar-
den Euro belasten?  

In der Vergangenheit hat es sehr viele Gespräche 
zwischen Wirtschaft und Politik gegeben - auch mit 
der Vorgängerministerin Ursula von der Leyen. Sie 
hat sehr viel Verständnis dafür gehabt und hat 
gesagt, wir sollten zu einer Entbürokratisierung 
kommen. Die 20 Milliarden Euro hat sie nie zusa-
gen können, aber sie hat sehr viel Verständnis für 
unseren Antrag gehabt.  

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Hat sie es 
gemacht oder nicht? Handeln, nicht 
reden!)  

Aktuell versucht das Handwerk, mit der Ministerin 
Andrea Nahles etwas zu erreichen. Ob dort Ver-
ständnis zu erwarten ist, das muss sich erst zei-
gen.  

(Zuruf von der SPD: Die hat schon re-
agiert!)  

Meine Damen und Herren, es gibt den Tag der 
Arbeit. Das ist der 1. Mai.  

(Ronald Schminke [SPD]: Schöner 
Tag!)  

Das Handwerk hat vorgeschlagen, den 2. Mai zum 
Tag der Mehrarbeit zu erklären. Der 2. Mai soll 
dann an die Mehrarbeit erinnern, die für 24 Lohn-
abrechnungen für 12 Monate - im ganzen Jahr - für 
Arbeitnehmer erforderlich wird.  

Das Handwerk konzentriert sich schon seit Lan-
gem auf die Entbürokratisierung, auf die 20 Milliar-
den Euro, die man gern zurück hätte. Der Kampf 
ist fast schon aufgegeben worden. Das bedauern 
natürlich nicht nur die Betriebe. Aber wir sind auch 
Realpolitiker und wissen, dass das wohl kaum zu 
erreichen ist.  

Obwohl die Nachhaltigkeitsrücklage und die Liqui-
ditätssicherung der Rentenkassen keine Probleme 
mehr darstellen, werden von einigen Politikern die 
Argumente noch immer genannt.  
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Es wäre eindeutig möglich, die Vorverlegung der 
Fälligkeit rückgängig zu machen.  

Ich freue mich auf die Beratungen im Ausschuss. 
Aber wenn es eine sofortige Abstimmung geben 
wird, werden wir dem Antrag der FDP gern zu-
stimmen.  

Ich danke für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Danke, Herr Kollege Bley. - Jetzt hat sich der Wirt-
schaftsminister zu Wort gemeldet. Herr Minister 
Lies, Sie haben das Wort.  

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Den vorliegenden Antrag haben wir bereits 
im Januar-Plenum - er war fast gleichlautend - 
behandelt. Damals war es ein gemeinsamer An-
trag von CDU und FDP. Deswegen, meine Damen 
und Herren, würden Sie heute von mir eine fast 
gleichlautende Antwort erhalten können. Lassen 
Sie mich aber betonen: Das Handwerk steht fest 
im Fokus dieser rot-grünen Landesregierung.  

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Allerdings, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, nicht mit solchen Anträgen, sondern mit ganz 
konkretem Handeln. Ich will dabei unterstreichen: 
Es geht um das Thema Innovationsförderung. 
Damit unterstützt man das Handwerk. Es geht um 
das Thema Fachkräftesicherung, weil das ein 
Kernthema des Handwerks ist. Und gerade das 
Niedersächsische Tariftreue- und Vergabegesetz 
war ein Signal für das Handwerk, mit fairem Wett-
bewerb auch die Chance zu haben, auf Dauer am 
Markt präsent zu sein.  

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Antrag, meine Damen und Herren, beschäf-
tigt sich aber nach wie vor im Kern mit der Prüfung, 
wann die Sozialversicherungsbeiträge einzuziehen 
sind. Es handelt sich - wie Sie es hier auch disku-
tiert haben - um ein Bundesgesetz, und hierzu 
auch erneut mein Hinweis: Sie waren in Berlin vier 
Jahre lang in der Regierung.  

(Zuruf von der SPD: Und nichts ist 
geschehen!)  

Und Sie sprechen hier Dinge an, die Sie in Regie-
rungsverantwortung doch hätten ändern können. 
Das erschließt sich mir wirklich nicht. Hier wäre ich 
an einer Erklärung sehr interessiert.  

(Zuruf von Karl-Heinz Bley [CDU])  

- Herr Bley, wenn Sie an dieser Stelle sagen, dass 
Sie bei Frau von der Leyen auf großes Verständnis 
gestoßen sind, dann kann ich nur sagen: Ich habe 
von Frau von der Leyen immer nur große Ableh-
nung für Ihren Vorschlag erhalten. Da muss es 
also erheblich an Kommunikation gemangelt ha-
ben.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Deswegen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, verweise ich auf meine Rede vom 23. Januar - 
so lange ist sie noch nicht her - und möchte aus ihr 
nur noch einmal den Schlussabsatz zitieren, weil 
er, glaube ich, die Haltung der Landesregierung 
deutlich macht:  

„Deswegen spricht sich die Landesregierung 
an dieser Stelle für die Beibehaltung der Fäl-
ligkeitsregelung aus. Ich glaube, wir brau-
chen auch Vertrauen darin, dass wir nicht 
ständig etwas verändern. Der beste Abbau 
von Bürokratie ist, Verfahren nicht ständig 
wieder zu verändern.“  

Das werden wir im Sinne des Landes Niedersach-
sen und des Handwerks auch genau so handha-
ben.  

Danke schön.  

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmeldun-
gen - - - Doch, Herr Kollege Bode! Sie haben noch 
eine ganze Menge Redezeit.  

(Zustimmung bei der CDU: Was heißt 
das?) 

- Das heißt 2:42 Minuten. - Bitte schön!  

Jörg Bode (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Minister Lies, ja, man soll durchaus 
mit Kontinuität an die Sache herangehen und auch 
bewährte Verfahren beibehalten, aber Verfahren, 
die nur Bürokratie auslösen und nichts bringen, die 
man nicht mehr benötigt, weil Liquidität vorhanden 
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ist, die kann man auch wieder abschaffen und 
muss sie sogar abschaffen, um das Handwerk zu 
entlasten, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren.  

(Beifall bei der FDP) 

Sehr geehrte Frau Westphely, ich will Ihnen eine 
Sorge nehmen: dass wir diesen Antrag in die 
nächste Plenartagung noch einmal einbringen 
würden. - Das würde keinen Sinn machen. Wenn 
Sie ihn gelesen hätten, würden Sie wissen - das 
gilt auch für Sie, Herr Minister Lies -, dass es in 
diesem Antrag um eines geht, nämlich darum, 
dass dieser Landtag als Parlament, als erstes 
Staatsorgan, Position bezieht, wie sich die Landes-
regierung im Bundesrat bei einer Abstimmung 
verhalten möge. Wir bitten Sie mit diesem Antrag, 
in der nächsten Bundesratssitzung das Handwerk 
zu unterstützen und der Initiative von Sachsen 
zuzustimmen. Und das geht nur vor der Bundes-
ratssitzung und nicht nach der Bundesratssitzung.  

Sie trauen Ihrem Ministerpräsidenten ja viel zu, 
aber das wird er auch nicht schaffen können: eine 
Abstimmung im Bundesrat einen Monat später zu 
revidieren und das Abstimmungsverhalten zu än-
dern. Deshalb lassen Sie uns heute - beraten ha-
ben wir darüber - sofort abstimmen. Ansonsten 
diskutieren wir das Thema in der Tat das nächste 
Mal wieder. Und das wollten Sie ja eigentlich gar 
nicht.  

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Bode. - Jetzt liegen zu diesem 
Tagesordnungspunkt keine weiteren Anträge vor. 
Herr Bode hat noch einmal begründet, warum die 
FDP sofortige Abstimmung beantragt hat. Das ist 
möglich, wenn nicht 30 Kolleginnen und Kollegen 
widersprechen und damit die Ausschussüberwei-
sung wünschen.  

Ich frage: Wird Ausschussüberweisung beantragt?  

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Wird 
beantragt!)  

- Das ist der Fall und wird von der SPD-Fraktion 
beantragt. Das sind offensichtlich mehr als 30 Per-
sonen.  

(Heiterkeit bei der SPD)  

Damit ist der Antrag in der Sache abgelehnt.  

 

Wir kommen damit zur Abstimmung über die Aus-
schussüberweisung.  

Wer der Ausschussüberweisung seine Zustim-
mung gibt, und zwar an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr, den bitte ich jetzt um 
ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Das ist so beschlossen.  

(Zuruf von der SPD: Einstimmig!)  

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt, 
zum 

Tagesordnungspunkt 32: 
Erste Beratung: 
Solidaritätszuschlag muss 2019 auslaufen - 
Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/1474  

Zu Wort gemeldet hat sich der Kollege Grascha 
von der FDP-Fraktion. Bitte schön! 

Christian Grascha (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der Solidaritätszuschlag ist 1991 als Er-
gänzungsabgabe zu Einkommensteuer, zur Kör-
perschaftsteuer und zur Kapitalertragsteuer einge-
führt worden. 

Er sollte vor allem die Kosten der deutschen Ein-
heit und die Kosten des Golfkrieges decken. Der 
Steuersatz betrug anfangs 7,5 % und wurde 1998 
auf Initiative der FDP-Fraktion im Deutschen Bun-
destag auf 5,5 % gesenkt. Die Bürgerinnen und 
Bürger waren damals bereit, diese zusätzlichen 
Belastungen zu tragen, zu schultern, weil sie bereit 
waren, die Schäden von 40 Jahren Sozialismus in 
der DDR zu beseitigen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Sie waren bereit, Solidarität mit den Mitbürgern im 
Osten Deutschlands zu üben, weil sie glücklich 
darüber waren, dass die historische Chance der 
Wiedervereinigung ergriffen wurde. Die Politik hat 
aber damals auch die Menschen davon überzeu-
gen können, einen Solidaritätszuschlag zu erhe-
ben, weil man stets betont hat, dies sei eine Belas-
tung auf Zeit, der Zuschlag sei zeitlich befristet. 
Und so lautete folgerichtig der Titel des damaligen 
Gesetzes: „Gesetz zur Einführung eines befristeten 
Solidaritätszuschlages“.  

(Petra Emmerich-Kopatsch [SPD]: 
Wer hat denn damals regiert?) 
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Die Politik hat vor 23 Jahren versprochen, dass der 
Soli zeitlich befristet wird. Deswegen müssen wir 
uns auch daran halten - Wort halten statt Wort-
bruch -, und deswegen muss der Soli spätestens 
2019 weg. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, schon heute sind die 
Einnahmen aus dem Solidaritätszuschlag doppelt 
so hoch wie die Ausgaben, die als Bundeszuwei-
sungen an die neuen Bundesländer fließen. 2019 
werden die Einnahmen fünfmal so hoch wie die 
Ausgaben sein.  

Mit dem Rest, meine Damen und Herren, werden 
auf Bundesebene Haushaltslöcher gestopft. Das 
Geld wird zweckentfremdet. 24 Jahre nach der 
Wiedervereinigung und 23 Jahre nach der Einfüh-
rung des Soli sinken die Kosten der deutschen 
Einheit permanent, und die Einnahmen aus dem 
Solidaritätszuschlag steigen sukzessive, weil sich 
die kalte Progression natürlich auch hier auf die 
Einnahmen entsprechend auswirkt.  

Das heißt, der Steuerzahler zahlt für etwas, was de 
facto gar nicht mehr stattfindet. Deswegen muss 
man den Befürwortern des Solidaritätszuschlages 
sagen: Sie müssen, wenn Sie diese Diskussion 
schon führen, die Einkommenssteuer erhöhen, 
damit der Bürger ehrlich und nachvollziehbar er-
fährt, wofür die Steuern ausgegeben werden. Der 
Solidaritätszuschlag in der jetzigen Form ver-
schleiert nur die Ausgaben und verschleiert die 
tatsächliche Belastung der Arbeitnehmer und der 
Betriebe in Deutschland.  

2019 läuft der Solidarpakt II aus. Das ist der 
Grund, um spätestens 2019 den Solidaritätszu-
schlag auslaufen zu lassen. Das ist verlässliche 
Politik, so ist es den Bürgerinnen und Bürgern 
versprochen worden.  

(Beifall bei der FDP) 

Wenn der Soli ausläuft, hat das selbstverständlich 
einen weiteren positiven Effekt; denn diejenigen, 
die am meisten zum Gemeinwesen beitragen, 
nämlich der Mittelstand und die Mittelschicht, wer-
den entlastet. Das stärkt die Binnennachfrage. Das 
stärkt das Wachstum. Das schafft Arbeitsplätze, 
und damit werden auch die Einnahmesituation und 
die Ausgabesituation des Staates verbessert.  

Aber statt darüber nachzudenken, wie diese Ent-
lastung realisiert werden kann, gibt es vor allem 
bei Politikern der SPD einen Überbietungswettbe-
werb, was man nicht alles mit den Soli-Milliarden 

machen kann. Die Sozialdemokraten hier in Nie-
dersachsen sind da ganz vorne mit dabei: Soli zur 
Minderung der kalten Progression schlägt bei-
spielsweise Finanzminister Schneider vor. Der 
Ministerpräsident, der ja auch dem Kabinett ange-
hört, empfiehlt, den Soli zum Schuldenabbau in 
den westlichen Bundesländern einzusetzen. Der 
gleiche Ministerpräsident regt an, den Soli für Re-
gionen mit Bevölkerungsrückgang einzusetzen. 
Der Südniedersachsen-Soli, wie man auch sagen 
könnte.  

(Jörg Bode [FDP]: Da wird er das drit-
te Mal ausgegeben!) 

Andere SPD-Politiker sind auch fleißig. Sie fordern 
den Soli für klamme Kommunen, sie fordern den 
Soli für die Bildung, sie fordern den Soli für die 
Beseitigung von Schlaglöchern und zur Senkung 
der Neuverschuldung. So viel Solidarität, meine 
Damen und Herren, wie die SPD Vorschläge hat, 
kann der Steuerzahler gar nicht üben.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Ihnen geht es doch in Wahrheit nur um die Abzo-
cke der arbeitenden Bevölkerung, um die Einfalls-
losigkeit, die Sie in der Finanzpolitik an den Tag 
legen, zu überdecken. Den Menschen wird vorge-
gaukelt, dass die Soli-Milliarden mehrfach ausge-
geben werden können. Sie verkaufen die Men-
schen für dumm.  

(Beifall bei der FDP) 

Das, was Sie machen, ist nicht nur Wortbruch und 
unanständig, sondern zeigt außerdem noch, dass 
Sie, Herr Weil und Herr Schneider und die ande-
ren, nur finanzpolitische Hütchenspieler sind.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Christian Dürr [FDP]: So ist es! - Rein-
hold Hilbers [CDU]: Taschenspieler-
tricks sind das!) 

Die FDP-Fraktion sagt ganz klar, dass die Politik 
Wort halten muss. Der Solidaritätszuschlag soll 
nicht das gleiche Schicksal erleiden wie die Sekt- 
und Schaumweinsteuer aus dem Jahr 1902. Sie 
wurde damals eingeführt, um die kaiserliche Flotte 
zu finanzieren. Die ist allerdings schon sechs Jah-
re später untergegangen. Die Sekt- und Schaum-
weinsteuer gibt es allerdings 112 Jahre später 
immer noch. 23 Jahre gibt es nun schon den Soli. 
Nach 28 Jahren, also spätestens 2019, sollte un-
serer Meinung nach Schluss sein. Tragen Sie dazu 
bei, dass die Politik Vertrauen zurückgewinnt! Ver-
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trauen schafft man nur durch verlässliche Politik. 
Deswegen muss der Soli spätestens 2019 weg. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Kollege Grascha. - Zu Wort 
gemeldet hat sich jetzt Frau Kollegin Renate Geu-
ter von der SPD-Fraktion.  

Renate Geuter (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
FDP lässt keine Gelegenheit aus, zu versuchen, 
sich als Steuersenkungspartei zu profilieren; die-
ses Mal mit dem Thema Solidaritätszuschlag. Aber 
auch dieser Versuch kann nur scheitern.  

Der Solidaritätszuschlag stellt eine Ergänzungsab-
gabe zur Einkommen-, Lohn-, Kapitalertrag- und 
Körperschaftsteuer dar. Dieser Zuschlag wird von 
allen Steuerzahlern sowohl in den westdeutschen 
als auch in den ostdeutschen Bundesländern ent-
richtet.  

Richtig ist, dass der Solidaritätszuschlag 1991 mit 
der Begründung eingeführt wurde, die wirtschaftli-
chen Lebensverhältnisse in Ostdeutschland an das 
Niveau der westdeutschen Länder anzupassen. 
Dennoch ist sein Aufkommen, das sich 2012 auf 
etwa 13,6 Milliarden Euro belief, nicht an bestimm-
te Zwecke gebunden. Somit stellt sich der Solidari-
tätszuschlag, auch wenn der Name es nicht gleich 
verrät, faktisch als eine allgemeine Steuer dar und 
steht dem Bund zur Deckung jeglicher Ausgaben 
zur Verfügung. Es obliegt dem Bund, zu entschei-
den, aus welchen Einnahmequellen er seinen 
Haushalt finanziert. Und bei dieser Abgabe haben 
die Länder kein Mitspracherecht.  

Es war übrigens die schwarz-gelbe Bundesregie-
rung, die Ende 2012 noch eine Anfrage zum The-
ma Solidaritätszuschlag wie folgt beantwortet hat:  

„Die Finanzlage des Bundes ist weiterhin - 
auch aufgrund der immer noch bestehenden 
Vereinigungslasten - angespannt, sodass 
auf die Finanzmittel aus dem Solidaritätszu-
schlag nicht verzichtet werden kann.“ 

Während der Zeit der Regierungsbeteiligung der 
FDP war es ganz offensichtlich für Sie kein Prob-
lem, dass die Bundesregierung diese Mittel zweck-
ungebunden einsetzen konnte und eingesetzt hat. 

(Christian Grascha [FDP]: Immerhin 
haben wir durchgesetzt, dass er ab-
gesenkt wurde!) 

Die Leistungen an die ostdeutschen Länder im 
Rahmen des Solidarpaktes II sind bis 2019 festge-
schrieben, sie sind also befristet. Auch wenn der 
Solidaritätszuschlag seit 1995 unbefristet erhoben 
wird - das ist vom Bundesfinanzhof auch so bestä-
tigt worden -, ist er ab 2019 in der Form der Ergän-
zungsabgabe wohl nicht mehr zu rechtfertigen.  

(Zuruf von der CDU: Aha!) 

Darum ist es sinnvoll, dass die Bundesregierung 
entschieden hat, dieses Thema im Rahmen der 
Neuregelung der gesamten föderalen Finanzbe-
ziehungen mit zu behandeln.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich meine, da müssen wir auch die Frau Bundes-
kanzlerin, die in diesem Jahr noch darauf hinge-
wiesen hat, dass der Bund auf diese Mittel nicht 
verzichten kann, daran erinnern, dass der Solidari-
tätszuschlag in dieser Form wohl nicht bestehen 
bleiben kann, sondern dass wir ihn weiterentwi-
ckeln müssen, sofern er weiterhin benötigt wird.  

Spätestens im Jahr 2019 müssen auch die Bund-
Länder-Finanzbeziehungen neu geordnet sein. Der 
Länderfinanzausgleich ist zu diesem Zeitpunkt neu 
zu regeln, die Länder werden die Vorgaben der 
Schuldenbremse einzuhalten haben, und die Re-
gelungen des Europäischen Fiskalpaktes sind zu 
beachten. Es kommen noch einige andere Dinge 
hinzu. Daher ist es richtig, die gesamten Finanzbe-
ziehungen in die Verhandlungen mit einzubezie-
hen. Es hat in den letzten Jahren und Jahrzehnten 
eine Reihe von strukturellen Veränderungen gege-
ben. Es ist daher schwierig, nur ein einzelnes Ele-
ment herauszunehmen und zu sagen: Hier müssen 
wir in Zukunft etwas anders machen. 

Zur Weiterentwicklung des Solidaritätszuschlages 
hat Niedersachsen Vorschläge gemacht, auch im 
Hinblick auf die von Ihnen geforderten steuerpoliti-
schen Veränderungen. Andere Bundesländer ha-
ben andere Vorschläge erarbeitet. Es macht Sinn, 
den gesamten Themenkomplex im Zusammen-
hang zwischen Bund und Ländern unter Beteili-
gung der Kommunen diskutieren. 

(Karl-Heinz Bley [CDU]: Das ist zu 
Recht auf der Tagesordnung!) 

Allein auf den Solidaritätszuschlag abzuheben, 
macht schon deshalb keinen Sinn, weil die ent-
sprechenden Einnahmen, wie schon ausgeführt, 
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ausschließlich dem Bund zufließen. Insofern soll-
ten Sie sich überlegen, ob es wirklich „zu Recht auf 
der Tagesordnung“ steht, sehr geehrter Herr Kol-
lege. 

Die FDP überbietet sich im Moment mit einer Viel-
zahl von Vorschlägen zu Steuersenkungsthemen. 
Sie sagt aber nie, auf welche Ausgaben sie denn 
verzichten möchte, sondern fordert, wie wir gestern 
erleben durften, im Gegenteil sogar weitere Aus-
gaben. Verantwortungsbewusstes Handeln sieht 
anders aus, meine Damen und Herren von der 
FDP. Vielleicht hat es seinen Grund, dass Sie nicht 
mehr in der Verantwortung sind. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zuruf von der FDP: Das 
hat gesessen! Das tut weh!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Frau Geuter. - Herr Bley, Sie haben 
das Wort zu einer Kurzintervention.  

Karl-Heinz Bley (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
bitte, Frau Geuter, zu sagen, was man tatsächlich 
will. Man ist also gegen die Abschaffung des Soli-
daritätszuschlages, der einmal eingeführt wurde. 
Ich frage Sie: Ist es auch richtig, dass es die 
Sektsteuer noch gibt? Sollen alle Steuern, die 
einmal eingeführt worden sind, bleiben? Oder kön-
nen Sie sich vorstellen, dass man zu einer Verän-
derung kommt und den Solidaritätszuschlag zu-
mindest stufenweise zurückführt? Sie sollten das 
beantworten, damit der Bürger weiß, ob Sie von 
der SPD-Fraktion hier im Landtag den Solidaritäts-
zuschlag beibehalten wollen oder ob Sie tatsäch-
lich zu Kompromissen bereit sind. Wollen Sie den 
Bürgern sagen: „Ja, wir müssen zu einer Verände-
rung kommen; der Solidaritätszuschlag muss auf 
den Prüfstand.“? - Sind Sie dazu bereit, oder sa-
gen Sie: „Wir müssen den Solidaritätszuschlag 
beibehalten.“? 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Frau Kollegin Geuter, Sie haben 
das Wort. Zur Sektsteuer sollten Sie unbedingt 
etwas sagen. Bitte schön! 

Renate Geuter (SPD): 
Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Herr 
Kollege Bley, ich empfehle Ihnen zum Thema Soli-
daritätszuschlag einen Diskurs mit Ihrer eigenen 
Kanzlerin; denn sie hat noch in diesem Jahr ge-

genüber der Presse erklärt, dass sie nicht darauf 
verzichten kann. Ich erinnere an meine Aussage: 
Der Solidaritätszuschlag ist eine Einnahmequelle 
des Bundes, an der die Länder nicht partizipieren.  

(Zuruf von Reinhold Hilbers [CDU]) 

Ich möchte daran erinnern, dass ich auf Folgendes 
hingewiesen habe: Es macht keinen Sinn, über 
einzelne Aspekte der Bund-Länder-Finanzbezie-
hungen zu reden, obwohl 2019, wie wir wissen, 
mehrere Aspekte auf dem Prüfstand stehen. Da 
macht es keinen Sinn, sich vorab bei einer einzel-
nen Frage festzulegen. Das haben Ihre Kollegen in 
Berlin Gott sei Dank auch so gesehen, die in der 
Koalitionsvereinbarung festgelegt haben, all diese 
Themen einschließlich des Solidaritätszuschlages 
im Zusammenhang zu diskutieren. Wenn Sie et-
was anderes wollen, empfehle ich Ihnen: Sprechen 
Sie zuerst mit der Kanzlerin und mit Ihren Kollegen 
in Berlin!  

Danke.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Zu Wort gemeldet hat sich von der 
CDU-Fraktion Adrian Mohr. Bitte schön, Herr Kol-
lege! 

Adrian Mohr (CDU): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Werte Kolleginnen 
und Kollegen! Werte Frau Geuter, ich finde es 
schon etwas widersprüchlich, dass Sie auf der 
einen Seite sagen, dass jetzt eigentlich gar nicht 
die richtige Zeit sei, diesen Antrag zu diskutieren, 
und man ihn nicht losgelöst betrachten könne, 
während Sie auf der anderen Seite sagen, dass 
die Rechtfertigung des Solidaritätszuschlages 
problematisch sei und man das Thema in die Dis-
kussionen einbeziehen müsse. Ich finde sehr wohl, 
dass der Antrag zur rechten Zeit kommt, weil sich 
der Niedersächsische Landtag frühzeitig in die 
Meinungs- und Willensbildung einschalten kann 
und wir uns als Landesparlament daran beteiligen 
können.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Deshalb vielen Dank an die Kollegen der FDP-
Fraktion für die Einbringung dieses Antrages! Bei 
einer inhaltlichen Bewertung erkennt man - bei 
aller Kritik am Handeln der jeweils anderen Seite, 
die zum Ausdruck gekommen ist -, dass es in die-
sem Landtag eine grundlegend übereinstimmende 
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Haltung zu diesem Thema gibt, nämlich dass es im 
Zuge der Neuverhandlungen der Finanzbeziehun-
gen zwischen Bund und Ländern auf die Tages-
ordnung gehört, auch den Solidaritätszuschlag auf 
den Prüfstand zu stellen.  

Das Aufkommen von 12 bis 13 Milliarden Euro aus 
dem Solidaritätszuschlag fließt derzeit komplett 
dem Bund zu; es ist angesprochen worden. Ich 
möchte an dieser Stelle die Gelegenheit nutzen, zu 
unterstreichen - es ist so noch nicht gesagt wor-
den, auch wenn schon etwas zum Ursprung und 
zum Sachzusammenhang gesagt worden ist -, 
dass wir auch dank des Aufkommens aus dem 
Solidaritätszuschlag in den letzten 25 Jahren 
großartige Erfolge beim Aufbau Ost erzielen konn-
ten. Ich finde, das darf man nicht ausblenden.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wenn wir auf die Einführung des Solidaritätszu-
schlages im Jahre 1991 zurückblicken, der seiner-
zeit als zeitlich befristete Ergänzungsabgabe titu-
liert wurde, dann erkennen wir - Kollege Grascha 
hat es angesprochen -, dass sehr viel erreicht wor-
den ist. Inzwischen gibt es aber bedeutsame ver-
fassungsrechtliche Bedenken, die gegen eine wei-
tere Erhebung des Solidaritätszuschlages spre-
chen, gerade wenn wir uns den Ablauf des Soli-
darpaktes II im Jahr 2019 vor Augen führen; dann 
sind auch der Länderfinanzausgleich und die Fi-
nanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern 
insgesamt neu zu regeln. Herr Kollege Grascha 
hat auch Kritik - ich möchte diese Kritik unterstrei-
chen - an der Vielfalt der neuen Verwendungsvor-
schläge geäußert; für etwas, was man in der jetzi-
gen Form dauerhaft nicht mehr rechtfertigen kann: 
ein Soli für Bildungsausgaben, für die Sanierung 
oder den Neubau von Infrastruktur, für die Haus-
haltssanierung, ein Demografie-Soli. 

(Renate Geuter [SPD]: Der Vorschlag 
zur Infrastruktur kam von der Kanzle-
rin!) 

Bei der Sanierung der öffentlichen Haushalte so-
wohl des Bundes als auch der Länder wird es inte-
ressant; denn der Solidaritätszuschlag fließt auf-
grund gesetzlicher Regelungen komplett dem 
Bund zu. Wir hören aus Reihen dieser Landesre-
gierung, dass eine Eingliederung in den allgemei-
nen Einkommensteuertarif überdacht werden soll-
te.  

 

Als Erstes ist dazu zu sagen: Wenn man den Zu-
schlag 1 : 1 in den allgemeinen Tarif der Einkom-
mensteuer übertragen würde, käme es zu einer 
höheren Belastung insbesondere niedriger Ein-
kommen, weil die Einkommensteuer schon früher, 
bei einem niedrigeren Einkommen greift als der 
Solidaritätszuschlag, bei dem es höhere Freigren-
zen gibt. Insofern wäre eine 1 : 1-Übertragung des 
Aufkommens aus dem Solidaritätszuschlag auf die 
Einkommensteuer sozial nicht gerecht.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Als Zweites kommen mit der Forderung der Über-
tragung des Solidaritätszuschlages in den allge-
meinen Einkommensteuertarif natürlich auch die 
Begehrlichkeiten des Landes zum Ausdruck. Das 
Steueraufkommen des Solidaritätszuschlages 
fließt komplett dem Bund zu; vom Aufkommen der 
Einkommensteuer verbleiben rund 50 % nicht beim 
Bund. Wenn die Landesregierung ein solches Ziel 
formuliert, zeigt das in meinen Augen wieder ein-
mal, dass sie in der Haushalts- und Finanzpolitik 
ein bisschen nach dem Prinzip Hoffnung vorgeht. 
Trotz der herausragend guten Einnahmesituation 
in den Jahren 2012 und 2013 sowie absehbar in 
den Jahren 2014 und 2015 wird hier die Hoffnung 
genährt, im Zuge der Umgestaltung des Solidari-
tätszuschlages zusätzliche Einnahmen zu generie-
ren. Ich finde, das ist Ausdruck einer reichlich am-
bitionslosen Haushaltspolitik. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Es ist zu unterstreichen, dass die Regierungsfrak-
tionen im Deutschen Bundestag von CDU/CSU 
und SPD in ihrer Koalitionsvereinbarung aufge-
schrieben haben, dass in dieser Wahlperiode die 
Neuregelung der Finanzbeziehungen zwischen 
Bund und Ländern besprochen und geklärt werden 
soll und in diesem Zuge natürlich auch die Frage 
der Zukunft des Solidaritätszuschlages zu bespre-
chen und zu klären sein wird. Ich möchte für die 
CDU-Fraktion unterstreichen, dass eine Fortfüh-
rung des Solidaritätszuschlages in der jetzigen 
Form schon heute und erst recht ab 2019 verfas-
sungsrechtlich nicht mehr zu rechtfertigen ist. Des-
halb ist die Grundtendenz des FDP-Antrages si-
cherlich richtig.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wir haben in der Diskussion eben gesehen und 
gehört, dass es in diesem Zusammenhang durch-
aus positive Tendenzen im ganzen Hause gibt. 
Deshalb freue ich mich umso mehr, dass wir uns 
im Ausschuss für Haushalt und Finanzen des Nie-
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dersächsischen Landtages über die Details aus-
tauschen werden. Wir werden uns an dieser De-
batte intensiv beteiligen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Kollege Mohr. - Zu Wort hat sich 
jetzt Gerald Heere, Bündnis 90/Die Grünen, ge-
meldet. Bitte, Herr Abgeordneter! 

Gerald Heere (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Eine nachhaltige Finanzie-
rung unserer öffentlichen Haushalte braucht klare 
Konzepte und kein Wahlkampfgetöse. 

(Norbert Böhlke [CDU]: Das stimmt!) 

„Verantwortungsvolle Politik“ heißt, weiter zu den-
ken als nur bis zur nächsten Wahl. Mit Ihrer wie-
derkehrenden, aber doch relativ platten Forderung, 
den Soli abzuschaffen, bewegen Sie sich - wie so 
oft - fernab der aktuellen Fachdiskussion, wie sie 
auf Bundes- und Länderebene läuft. 

(Zuruf von der CDU: Die Grünen wol-
len immer noch mehr Steuern! - Wei-
tere Zurufe von der CDU) 

Aber zum Glück haben Sie Ihre steuerpolitischen 
Forderungen in den vergangenen Jahren Ihrer 
Regierungsverantwortung mit Ausnahme der be-
rühmten Mövenpick-Steuer in den allermeisten 
Fällen nicht umgesetzt. 

(Zuruf von Christian Grascha [FDP]) 

Insofern muss ich Ihrem Entschließungsantrag an 
dieser Stelle relativ wenig Substanz beimessen. 

Wir Grüne sprechen uns dafür aus, den Solidari-
tätszuschlag beizubehalten. Denn eine Abschaf-
fung käme - das muss man an dieser Stelle sa-
gen - einer Steuersenkung für eher besser Verdie-
nende gleich. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege, Sie haben zwar gewinkt. Aber es war 
noch nicht klar, ob das ein freundliches Winken 
war oder die Absage einer Zwischenfrage. - Sie 
möchten nicht. 

Gerald Heere (GRÜNE): 
Nein, danke. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Okay. Sie haben das Wort. 

Gerald Heere (GRÜNE): 
Der Kollege Mohr hat es eben angedeutet: Es gibt 
nämlich Freibeträge beim Solidaritätszuschlag. Ich 
kann sie gerne noch einmal nennen: Einkommen 
bis 1 400 Euro im Monat in der Lohnsteuerklasse I 
und Einkommen bis 2 700 Euro im Monat in der 
Lohnsteuerklasse III sind vom Solidaritätszuschlag 
befreit.  

Eine Abschaffung würde ein 13-Milliarden-Euro-
Loch bedeuten. Das ginge wieder einmal zuguns-
ten mittlerer und höherer Einkommen und würde 
wieder einmal Umverteilung von unten nach oben 
bedeuten. Wir haben das Gleiche erst gestern 
beim Thema Progression diskutiert. Einer solchen 
Politik stimmen wir nicht zu. 

Aber wir Grüne wollen den Solidaritätszuschlag 
verändern. Das ist wichtig.  

Die beste Option wäre, diesen Zuschlag in eine 
zweckgebundene Abgabe zum Abbau der Staats-
verschuldung umzuwandeln. Ein Altschuldentil-
gungsfonds, daraus gespeist, wäre auch im Sinne 
des rot-grünen Koalitionsvertrages, der hier auf 
Landesebene gilt. Dieser Vorschlag wird in den 
Verhandlungen zu den Bund-Länder-Finanzbezie-
hungen - sie sind mehrfach angesprochen wor-
den - sicherlich diskutiert werden. 

(Ulf Thiele [CDU]: Ich habe nicht das 
Gefühl, dass Sie das mit dem Fi-
nanzminister abgestimmt haben! Der 
guckt ziemlich skeptisch!) 

- In den Verhandlungen zu den Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen wird es diskutiert werden. 

Unsere Generation steht in der Pflicht, ihre Rech-
nungen selber zu bezahlen und nachfolgenden 
Generationen nicht weitere Schulden weiterzurei-
chen. Insofern wäre ein solcher Altschuldentil-
gungsfonds ein klares Bekenntnis zur Generatio-
nengerechtigkeit. 

Aber wir können uns auch eine andere Verwen-
dung vorstellen - Achtung! -, wenn damit auch die 
Länder entlastet werden, und zwar vor allen Din-
gen im Bereich „Bildung und Betreuung“. Auch das 
wäre ein wichtiger Beitrag zur Generationenge-
rechtigkeit. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 
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In jedem Fall wollen wir nicht, dass der Soli einfach 
wie bisher weiterläuft, um die Defizite im Bundes-
haushalt zu kaschieren; auch das ist schon ange-
sprochen worden. 50 % der Mittel fließen im Mo-
ment dorthin. Ohne Konzept hat Finanzminister 
Schäuble seine klebrigen Finger an dieses Geld 
gelegt. Auch damit muss im Rahmen dieser Ver-
handlungen in jedem Fall Schluss sein. 

Liebe FDP, hören Sie auf mit diesen platten Paro-
len! Bei den genannten Herausforderungen der 
Generationengerechtigkeit - Schulden, Bildung, 
Betreuung - muss für diese Mittel ein neues Kon-
zept her, aber sicher keine Steuersenkung. 

Ich freue mich auf die Ausschussberatung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Heere. - Zu Wort gemeldet hat 
sich der Finanzminister. Herr Minister Schneider, 
bitte schön! 

Peter-Jürgen Schneider, Finanzminister: 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Der Soli wird 2014 voraus-
sichtlich 14,9 Milliarden Euro erbringen. 9,1 Milliar-
den von diesen 14,9 Milliarden Euro kassiert der 
Bund als allgemeine Deckungsmittel - Tendenz: 
steigend. Für 2019 ist die Prognose: Aufkommen 
18 Milliarden Euro, davon 2 Milliarden Euro für die 
neuen Länder; 16 Milliarden Euro will der Bund 
kassieren. 

Das allein ist Grund genug, schon jetzt über die 
Verwendung der Mittel zu reden und nicht erst für 
die Zeit nach 2019. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Klar ist eines: Der Solidaritätszuschlag in der bis-
herigen Form kann über 2019 hinaus nicht beste-
hen bleiben, schon aus verfassungsrechtlichen 
Gründen nicht. Der Soli ist, wie Sie wissen, eine 
Ergänzungsabgabe zur Einkommen- und Körper-
schaftsteuer. Ergänzungsabgaben brauchen 
grundsätzlich einen zusätzlichen, aufgabenbezo-
genen und nicht dauerhaften Finanzbedarf. Sonst 
geht das nicht. Ist der Finanzbedarf hingegen dau-
erhaft, wird also generell mehr Geld benötigt, ist 
die Ergänzungsabgabe das falsche Instrument, 
weil nicht zulässig. Solche Bedarfe müssen über 
Steuern gedeckt werden. 

Wo stehen wir nun? - Die ostdeutschen Länder 
werden voraussichtlich auch 30 Jahre nach der 
Vereinigung leider nicht die Wirtschaftskraft der 
westdeutschen Länder erreichen. Zudem haben 
alle Länder - westdeutsche wie ostdeutsche - mit 
Problemen zu kämpfen: Da ist die demografische 
Entwicklung, da ist der Strukturwandel, da ist die 
überalterte Infrastruktur. Hinzu kommen haushälte-
rische Herausforderungen: das Verschuldungsver-
bot, das erhebliche Zinsänderungsrisiko - von den 
Altschulden einmal ganz abgesehen. 

Auch wenn wir gute Steuereinnahmen haben, hal-
te ich es für unrealistisch, zu unterstellen, dass die 
drei staatlichen Ebenen in Zukunft völlig ohne die 
Einnahmen aus dem Solidaritätszuschlag aus-
kommen werden. Das - meine Damen und Herren, 
Sie müssen aufpassen, wann Sie klatschen - ist 
die gemeinsame Einschätzung aller politisch be-
deutsamen Kräfte in der Republik, jedenfalls wenn 
ich „Bedeutsamkeit“ mit „im Bundestag vertreten“ 
definiere. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜ-
NEN - Christian Grascha [FDP]: 
Hochmut kommt vor dem Fall!) 

In Zukunft wird es eine Neuregelung geben. Da 
gibt es in der Tat unterschiedliche Vorschläge. Die 
einen wollen den Bildungs-Soli, die anderen ein 
Infrastrukturprogramm. Der Versuch, das der SPD 
anzukleben, ist im Übrigen völlig untauglich, Herr 
Grascha. Ich könnte Ihnen vorlesen, welche CDU-
Ministerpräsidenten den Deutschlandfonds gefor-
dert haben, 

(Reinhold Hilbers [CDU]: Wer denn?) 

die ein Infrastrukturprogramm gefordert haben. 
Das will ich aber gar nicht machen. 

(Christian Grascha [FDP]: Es reicht, 
wenn Sie zu Ihren mehreren Vor-
schlägen etwas sagen!) 

Herr Hilbers, ich gebe Ihnen nachher die Liste: die 
thüringische Ministerpräsidentin, der sachsen-
anhaltinische Ministerpräsident, der bayerische 
Finanzminister, der Finanzminister des Saarlandes 
- eine lange Liste. 

(Christian Grascha [FDP]: Aber sagen 
Sie doch etwas zu Ihren unterschied-
lichen Vorstellungen! Wir sind hier in 
Niedersachsen!) 
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Aber ich werde ein Zitat vorlesen, auch zur Erbau-
ung von Herrn Hilbers: 

„Wenn ich auf die nächsten Jahre blicke, 
sehe ich großen Investitionsbedarf, und 
zwar in ganz Deutschland, etwa in Straße 
und Schiene. Außerdem wollen wir in der 
nächsten Legislaturperiode endlich Staats-
schulden zurückzahlen. … Die Union hat 
deshalb keine Pläne zur Abschaffung des 
Solidaritätszuschlags.“ 

Wer sagte dies? - Die Bundeskanzlerin in einem 
Interview mit der Welt am Sonntag.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Helge Limburg [GRÜNE]: 
Aha! - Zurufe von der CDU) 

- Das können wir gleich heraussuchen. Welt am 
Sonntag. 

Die Vorschläge sind alle gut gemeint, auch das 
eben Zitierte. Aber aus verfassungsrechtlichen 
Gründen ist es nicht umsetzbar. Für solche Zwe-
cke ist eine Ergänzungsabgabe nicht zulässig. 
Anderes sähe es mit dem Altschuldentilgungsfonds 
aus. Das ist sicherlich eine verfassungsrechtlich 
mögliche Lösung. Ich glaube allerdings nicht, dass 
es dafür politische Mehrheiten geben wird. 

Deshalb halte ich an meinem Vorschlag fest, das 
Volumen des Solidaritätszuschlags in den Ein-
kommensteuertarif zu überführen. Das ist rechtssi-
cher. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Minister! 

Peter-Jürgen Schneider, Finanzminister: 

Nein, keine Zwischenfragen. 

Davon würden neben dem Bund - er behielte ja 
einen Teil - alle Länder und auch die Kommunen 
profitieren. Das Aufkommen der Einkommensteuer 
wird - das steht im Grundgesetz - wie folgt verteilt: 
42,5 % für den Bund, 42,5 % für die Länder und 
15 % für die Kommunen. Für welche Aufgaben das 
Geld jeweils eingesetzt wird, entscheidet jeder für 
sich. Das wäre eine Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung und eine Stärkung des Födera-
lismus. 

Man könnte einen Teil des Aufkommens natürlich 
auch für steuerliche Entlastungen nutzen, z. B. für 
die Abschwächung der kalten Progression.  

Dass das notwendigerweise einen neuen Einkom-
mensteuertarif bedeutet, ist doch selbstverständ-
lich. Deswegen ist die Betrachtung über Freibeträ-
ge ein bisschen kurzsichtig. Es muss natürlich 
insgesamt neu austariert werden. 

Insgesamt gäbe es also bei einem solchen Vor-
schlag eine Entlastung der Steuerzahler bei 
gleichzeitigem Angehen der Zukunftsaufgaben und 
Einhalten der Schuldenbremse. 

Wenn Sie noch ein Zitat möchten: Diesen Vor-
schlag hat der Kollege Söder - der dann auch zu 
den Hütchenspielern gehört - ebenso gemacht wie 
ich.  

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Spielt 
ihr gegeneinander?) 

Wir sind da also in guter Gesellschaft. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Für die CDU-Fraktion hat sich der Kollege Hilbers 
gemeldet, und mich löst Vizepräsident Bachmann 
ab. - Herr Hilbers, bitte schön! 

(Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann 
übernimmt den Vorsitz) 

Reinhold Hilbers (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Schneider, dass Sie sich unter den Schutz von 
Herrn Minister Söder stellen, ist schon erstaunlich. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Ich will Ihnen zur Sache sagen: Das Zitat der Bun-
deskanzlerin zum Soli und auch die Aussagen der 
Union auf Bundesebene dazu sind in Bezug auf 
2019 klar. Wir werden da auch nicht wortbrüchig. 
Die gesamten Bund-Länder-Finanzbeziehungen, 
auch die Finanzbeziehung unter den Ländern, der 
Länderfinanzausgleich, müssen ab 2019 neu ge-
regelt werden. Dann ist es auch an der Zeit, die 
Ostförderung in das System zu integrieren und den 
Soli abzuschaffen. 

Ihr Vorhaben, den Soli in einen allgemeinen Steu-
ertarif zu überführen, erstaunt mich schon deswe-
gen - Herr Heere ist eben zu Recht auf die Höhe 
der Freibeträge eingegangen -, weil der Soli da-
durch, dass er in unterschiedlicher Höhe festge-
setzt wird, gerade die kleinen Einkommen schont. 
Deswegen ist es sozial ungerecht, den Soli in den 
allgemeinen Steuertarif zu überführen, weil dann 
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auch die kleineren Einkommen beteiligt würden. 
Sie sollten sich das noch einmal überlegen. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Ich möchte dazu einen zweiten Punkt ansprechen. 
Das ist doch, wie so oft, ein billiger Versuch von 
Ihnen, um an zusätzliches Geld heranzukommen. 
Das macht deutlich, dass Sie sich nicht einmal 
selbst zutrauen, 2020 die Schuldenbremse einzu-
halten.  

(Christian Dürr [FDP]: So ist es!) 

Denn wenn dieses Geld über die 42,5 % am Ein-
kommensteueraufkommen in die Kasse des Lan-
des gespült würde, hätten Sie auf einmal Ihr struk-
turelles Defizit gelöst. Ich fordere Sie auf: Lösen 
Sie es, indem Sie Einsparungen vornehmen! Lö-
sen Sie es nicht immer dadurch, dass Sie nach 
zusätzlichem Geld schreien!  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das ist ein ganz billiger Versuch, an dieses Geld 
heranzukommen. 

Wenn eine Abgabe für einen bestimmten Zweck 
nicht mehr gerechtfertigt ist, dann kann man sie 
nicht mehr erheben und sollte man sie auch nicht 
in andere Einkommensarten überführen. Das wäre 
nicht gerechtfertigt. Wenn der Zweck wegfällt, 
dann ist eben auch die Abgabe weg. Deswegen ist 
Ihr Vorhaben alles andere als konsequent.  

(Zustimmung von Christian Grascha 
[FDP]) 

Das ist der billige Versuch, eine Steuererhöhung 
durchzusetzen. Steuererhöhungen sind mit der 
CDU nicht zu machen. Dafür haben die Menschen 
uns gewählt. Darauf weise ich noch einmal in aller 
Deutlichkeit hin. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Hilbers. - Weitere 
Wortmeldungen liegen uns hier nicht vor. Deswe-
gen schließen wir die Beratung zu diesem Antrag. 

Wir kommen zur Ausschussüberweisung. 

Der Ältestenrat empfiehlt Ihnen, den Ausschuss für 
Haushalt und Finanzen mit diesem Antrag zu be-
fassen. Wer dem so zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Vielen Dank. Das ist 
ausreichend unterstützt und wird so geschehen. 

Wir kommen zum  

Tagesordnungspunkt 33: 
Erste Beratung: 
Niedersächsische operationelle Programme für 
die EU-Strukturfondsförderperiode 2014 bis 
2020 bedarfsgerecht ausgestalten - Antrag der 
Fraktion der CDU - Drs. 17/1477  

Zur Einbringung hat für die Antragsteller der Abge-
ordnete Clemens Große Macke das Wort. 

Clemens Große Macke (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir wissen, dass die optimale Ausgestaltung der 
nächsten EU-Förderperiode eine der größten Auf-
gaben sein wird, die wir zum Wohle aller Nieder-
sachsen zu erledigen haben. Die CDU-Fraktion 
weiß, wie groß die strukturellen Herausforderun-
gen in ganz Niedersachsen sind. Die zum Teil 
drastischen Kürzungen in den einzelnen Förder-
töpfen machen diese Aufgabe für alle nicht leich-
ter; das gestehe ich gerne zu. 

Wir alle, Regierung und Opposition, haben den 
Auftrag, die Rahmenbedingungen für diese För-
derperiode neu zu gestalten. Aber ich sage in aller 
Deutlichkeit: Diese Landesregierung und die sie 
tragenden Fraktionen werden dieser Aufgabe mo-
mentan nicht gerecht. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
bei der FDP) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, diese Landes-
regierung setzt mit ihren Förderideen viele falsche 
Anreize. Diese Landesregierung hat kein Vertrau-
en in die Fähigkeiten und Kompetenzen der Men-
schen vor Ort. Diese Landesregierung benachtei-
ligt vorsätzlich ganze Regionen, statt alle Regio-
nen gleichermaßen fair zu behandeln. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, die CDU bezieht mit 
dem vorliegenden Antrag klar Position. Die CDU 
fordert einen verbesserten finanziellen Schwer-
punkt im EFRE-Programm zugunsten der kleinen 
und mittelständischen Unternehmen, weil diese 
das Rückgrat unserer Wirtschaft bilden und Hun-
derttausende von Arbeitsplätzen in Industrie und 
Handwerk sichern.  
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Die CDU fordert weiterhin Regionalisierte Teilbud-
gets - Gelder, die von den Verantwortlichen vor Ort 
eigenverantwortlich eingesetzt werden können. 

Wir von der CDU wollen ein objektives Scoring-
Verfahren, angesiedelt bei der NBank, damit es 
keine Förderung nach Gutsherrenart durch die 
Landesregierung geben wird. 

(Beifall bei der CDU) 

Die CDU streitet für einen Förderschwerpunkt beim 
Übergang von der Schule in den Beruf. Herr Minis-
terpräsident, ich bedanke mich ausdrücklich für 
Ihre heute Morgen gemachte Zusage, den Über-
gang von der Schule in den Beruf besonders zu 
unterstützen. Das ist gut und findet unsere volle 
Unterstützung. Es wäre doch toll, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wenn z. B. das in Cloppenburg ge-
plante Technikum „Lebensmitteltechnik“ mit Ihrer 
Unterstützung gebaut werden kann. Hier wollen 
Schule, Schulträger und Wirtschaft Jugendlichen 
die Möglichkeit geben, sich in den Bereichen Le-
bensmitteltechnik - Mechatroniker im Ernährungs-
bereich oder auch Automatisierungsmechaniker - 
aus- und fortbilden zu lassen. Glauben Sie mir, 
liebe Kolleginnen und Kollegen: Es bereitet große 
Freude, als Abgeordneter solche Projekte mit initi-
ieren zu können. 

Meine Damen und Herren, die CDU fordert bei der 
Ausgestaltung der Operationellen Programme eine 
verbesserte Wohnraumförderung. Mit einem eige-
nen Landesprogramm können Menschen und vor 
allen Dingen Familien, die sonst vielleicht nicht in 
der Lage sind, solche Investitionen zu stemmen, 
z. B. bei der energetischen Sanierung ihres Wohn-
eigentums unterstützt werden, und zwar nicht kre-
ditfinanziert, sondern mit eigenen Landesmitteln.  

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
bei der FDP) 

Herr Ministerpräsident, Ihre Einlassung heute Mor-
gen bei der Beantwortung der Mündlichen Anfra-
gen zu dieser Thematik akzeptiere ich nicht.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die CDU setzt 
sich auch für eine Stärkung der Prioritätsachse 2 
im ELER ein, aus der nicht nur Agrarinvestitions-
förderprogramme, sondern auch der ländliche 
Wegebau, Dorferneuerung oder auch die Flurneu-
ordnung gefördert werden. Die Mittel für diesen 
Bereich wollen Sie, Herr Ministerpräsident, um 
50 % kürzen. Allein im ländlichen Wegebau reden 
wir von Kürzungen in Höhe von 38 Millionen Euro - 
von 48 Millionen auf 10 Millionen Euro. Sie haben 
das heute Morgen auf meine Frage hin nicht de-

mentiert. Herr Ministerpräsident, das ist eine schal-
lende Ohrfeige für die Menschen im ländlichen 
Raum! 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
bei der FDP) 

Ich sage ausdrücklich: Der ländliche Raum wird 
immer mehr zum Verlierer Ihrer Politik.  

Erlauben Sie mir noch ein Wort zum Agrarinvestiti-
onsförderprogramm im Zuge des Förderpro-
gramms ELER. Herr Ministerpräsident, Ihnen liegt 
wie uns die Verbesserung des Tierwohls am Her-
zen. Ich frage mich dann allerdings: Warum gibt es 
nach meinem Kenntnisstand in Ihrem Programm-
entwurf eine Klausel, die Betriebe, die mehr als 
zwei Großvieheinheiten haben, von dieser Förde-
rung ausschließt? Herr Ministerpräsident, das ist 
eine schallende Ohrfeige für die kleinen, flächen-
armen bäuerlichen Familienbetriebe! Denn nach 
Ihrem Programmentwurf kann ein Bauer, der nur 
20 ha und 40 Kühe in traditioneller Anbindehaltung 
hat, keine Investitionen zum Wohle der Tiere täti-
gen. 

Herr Ministerpräsident, passen Sie gut auf, welche 
Kuckuckseier Ihnen einige Ihrer Minister ins Nest 
gelegt haben bzw. ins Nest legen wollen! Seien 
Sie ganz sicher: Wenn Sie sie nicht finden, dann 
wird die CDU schon dafür Sorge tragen, dass Sie 
darauf hingewiesen werden.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Große Macke. - Ich 
erteile jetzt für die SPD-Fraktion dem Abgeordne-
ten Dr. Alexander Saipa das Wort. 

Dr. Alexander Saipa (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Meine erste Verwirrung über diesen Antrag 
löste sich auf, als ich mir die Überschrift noch ein-
mal laut vorgelesen habe. Erst dachte ich, dass 
Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, 
sich dem sehr bedeutsamen Thema des Recyc-
lings näher widmen wollten. Denn Ihr vorheriger 
Antrag, den der Landtag im März mit Mehrheit in 
die Papiertonne geworfen hat, schien mir auf den 
ersten Blick wieder herausgezogen, geglättet und 
noch einmal eingebracht worden zu sein. 

Doch weit gefehlt - es ist ein neuer Antrag. Scha-
de. Hätten Sie recycelt, dann hätte ich Ihnen we-
nigstens zugestehen können, dass Sie eine wichti-
ge industrie- und gesellschaftspolitische Zielrich-
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tung der Europäischen Union aufgegriffen hätten. 
Das haben Sie nicht getan. Sie meinen, dass mit 
einem neuen Antrag unter leicht verändertem Na-
men schon alles gut werde. 

(Hans-Heinrich Ehlen [CDU]: Weil der 
gut ist!) 

Ich wage eine Prognose: Zumindest in Bezug auf 
die Papiertonne könnten Sie mit diesem Antrag 
möglicherweise Kontinuität beweisen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
Recycling lebt ja vom Mitmachen und nicht vom 
Miesmachen. Deswegen möchte ich mich zu den 
Punkten Ihres Antrags wie folgt äußern, auch wenn 
mir die schnelle Recyclinglösung für Ihren Antrag 
durchaus als die charmanteste erscheint. 

(Norbert Böhlke [CDU]: Hochmut 
kommt vor dem Fall! - Gegenruf von 
Ulrich Watermann [SPD]: Damit 
kennst du dich aus!) 

- Ich habe noch ein paar Sprichwörter in meiner 
Rede. 

Ohne Frage ist es die Handlungsweise von Rot-
Grün, die zur Verfügung stehenden EU-Förder-
mittel effizient in der kommenden Förderperiode zu 
nutzen. Insgesamt werden 550 Millionen Euro 
weniger - wir haben heute Morgen schon sehr lang 
und breit darüber geredet - zur Verfügung stehen. 
Aus diesem Grunde ist der nun verfolgte, bisher 
einzigartige Multifondsansatz genau richtig, um 
Synergien zu schaffen. Eine enge Verzahnung der 
Strukturfondsmittel aus EFRE, ESF und ELER wird 
zur Lösung der Probleme führen, die uns die alte 
schwarz-gelbe Mehrheit hinterlassen hat. 

Das eklatanteste Problem - das ist in vielen Berei-
chen deutlich erkennbar - ist das bewusste Hin-
nehmen unterschiedlicher Entwicklungen im Land 
und der daraus entstehenden ungerechten Dispari-
täten in den Landesteilen Niedersachsens. Nach 
EU-Vorgaben sind EFRE-Mittel zu 80 % für die 
Förderung von Innovation und Wettbewerbsfähig-
keit zu verwenden. Dies wird in den Operationellen 
Programmen gewährleistet. Dennoch sind wir der 
CDU natürlich für die freundliche Erinnerung dank-
bar, die allerdings nicht nötig gewesen wäre. 

Sie schreiben erneut - daher bleibe ich bei dem 
Recyclingansatz für Ihren Antrag - über RTB-Pro-
gramme; darauf bezog sich auch meine Einlas-
sung beim letzten Mal. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ist Ihnen nicht aufgefallen - wir haben heute 

Morgen schon darüber gesprochen -, dass die von 
der EU vorgegebenen Rahmenbedingungen nicht 
zulassen, Regionale Teilbudgets in der bisher be-
kannten Form aufzusetzen? Diese Antwort habe 
ich Ihnen schon einmal zu Ihrem anderen Antrag 
gegeben. Aber die Wiederverwertung einer Ant-
wort ist nicht verkehrt. Wie uns ein russisches 
Sprichwort lehrt, ist die Wiederholung die Mutter 
der Weisheit. 

Das in der Entwicklung für die kommende Förder-
periode befindliche Scoringverfahren sieht die 
Beteiligung der Landesbeauftragten - - - 

(Ein Kameramann filmt in den Reihen 
der Abgeordneten - Jens Nacke 
[CDU]: Herr Präsident, können Sie 
das bitte unterbinden?) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Kollege Dr. Saipa, darf ich kurz unterbre-
chen? - Herr Präsident Busemann hat gestern 
schon zu Recht darauf hingewiesen, dass die Ka-
meraleute, die im Plenarsaal tätig sind, bitte keine 
Porträtaufnahmen machen und schon gar nicht die 
Akten der Abgeordneten filmen. Bitte halten Sie 
sich daran! - Vielen Dank. 

Dr. Alexander Saipa (SPD): 

Das in der Entwicklung für die kommende Förder-
periode befindliche Scoringverfahren sieht die 
Beteiligung der Landesbeauftragten für regionale 
Landesentwicklung vor. Dies ist der richtige An-
satz. Wir wollen ausdrücklich mit den Landesäm-
tern für regionale Entwicklung die bessere Berück-
sichtigung regionaler Aspekte und die Mitsprache 
der betroffenen Kommunen erreichen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Sie fordern in Ihrem Antrag einen Förderschwer-
punkt beim Übergang von der Schule in den Beruf. 
Vielen Dank für diesen Hinweis! Aber auch da sind 
wir schon dran, wie wir heute Morgen schon ge-
lernt haben. Ich greife exemplarisch das ESF-ge-
förderte Programm „Perspektive Berufsausbildung“ 
heraus. Hiermit werden Ausbildungsverbünde ge-
fördert und z. B. Auszubildende in insolventen Be-
trieben unterstützt. Darüber hinaus wird hiermit 
explizit die qualifizierte Ausbildung von Migrantin-
nen und Migranten gefördert. Dem Kultusministeri-
um werden in den sechs Jahren der Förderperiode 
beinahe 56 Millionen Euro zur Verfügung stehen. 
Ich finde, das ist eine gute Perspektive. 
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Meine Damen und Herren, Recycling soll dazu 
führen, dass wichtige Rohstoffe für eine qualitativ 
hochwertige Weiterverwendung aufbereitet wer-
den. Ein Beispiel kennt jeder von uns: Metalle und 
seltene Erden, die aus einem weggeworfenen 
Handy gewonnen wurden, führen dazu, dass nach-
folgend ein neues, modernes und technisch an-
spruchvolleres Handy gebaut werden kann. Eine 
solche Weiterentwicklung ist in Ihrem Antrag über-
haupt nicht zu erkennen. Im Gegenteil, Ihre Recyc-
lingstrategie ist schlecht und verschlingt auf allen 
Seiten Ressourcen. Dies war das beste Beispiel. 

Ihre offene Forderung, Südniedersachsen als ei-
nen der schwächsten Landesteile nicht besonders 
zu fördern, zeigt wieder deutlich, wie wenig es Sie 
interessiert, dass alle Menschen in Niedersachsen 
gleiche Rahmenbedingungen haben. Nachdem die 
CDU bereits im Landtagswahlkampf mit der Aus-
sage aufgetreten ist, die Schwachen zu stärken 
bedeutet, die Starken zu schwächen, kann ich das 
weiterhin nicht nachvollziehen. In diesem Fall, 
meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, ist 
Ihre Position wirklich nicht recycelbar, sondern 
gehört direkt in den Sondermüll. 

Ihre Forderung nach einem Schwerpunkt in der 
Wohnraumförderung zeigt zwar ein Recycling der 
Gedanken, jedoch ohne Fortentwicklung. Nur 
Maßnahmen zur CO2-Reduzierung sollen in dem 
Bereich förderungswürdig sein, was dazu führen 
wird, genau in diesem Bereich auch in Niedersa-
chen tätig zu werden. 

Energetische Sanierung ermöglichen, ohne Miet-
kosten ansteigen zu lassen - solch ein Ziel ist gut 
und für Eigentümer und Mieter durchaus richtig. Es 
wird von uns verfolgt. 

Natürlich werden wir Ihren Antrag im zuständigen 
Ausschuss noch einmal ausgiebig beraten. Ob-
wohl man zu recycelndes Material kurzfristig vor 
der Entsorgung retten kann, um mit einer Anfangs-
veredlung den darauf folgenden Recyclingwert zu 
erhöhen, gehe ich momentan nicht davon aus, 
dass Sie den Antrag aufgrund meiner ausführli-
chen Erläuterungen zurückziehen werden. 

Aber denken Sie daran: Misserfolg ist lediglich eine 
Gelegenheit, mit neuen Ansichten noch einmal 
anzufangen. - So sagte es Henry Ford. Das passt 
zu Ihrem Auftrag. 

Vielen Dank und Glück auf! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Saipa. - Zu Ihrer 
Rede hat sich der CDU-Abgeordnete Herr Cle-
mens Große Macke für eine Kurzintervention ge-
meldet. Sie haben das Wort für 90 Sekunden. 

Clemens Große Macke (CDU): 

Danke, Herr Präsident! - Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrter Herr Kollege, das war 
wesentlich besser, als nur vom Pfeffer zu spre-
chen. Ich habe aber drei Anmerkungen.  

Erstens. Südniedersachsen werden wir wie alle 
anderen Regionen fair behandeln. Dabei werden 
wir die anderen Bereiche Niedersachsens nicht 
vergessen. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Zweitens. Ich halte fest, dass für die SPD eine 
energetische Förderung von Wohneigentum nicht 
gewollt ist, die ja auch nach den operationellen 
Programmentwürfen und Hinweisen der EU aus-
drücklich machbar sind. 

Lassen Sie mich noch einmal auf die Regionalisier-
ten Teilbudgets zu sprechen kommen, von denen 
wir sagen, sie sollten weiterentwickelt werden. Es 
ist schon spannend, dass Sie sagen, das sei das 
Papier nicht wert, auf dem es stehe. Ich verweise 
auf die April-Ausgabe 2014 der NLT-Information 
des Niedersächsischen Landkreistages, auf das 
Positionspapier der Arbeitsgemeinschaft der Land-
kreise und kreisfreien Städte in Weser-Ems, die 
genau unsere diesbezüglichen Positionen vertre-
ten. Wenn Sie sagen, es interessiere Sie über-
haupt nicht, was der Landkreistag oder die gesam-
te Region Weser-Ems einheitlich beschlössen, 
dann ist das wirklich schade und frage ich mich, 
welches Demokratieverständnis Sie haben. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Große Macke. - Ich sehe, dass 
der Kollege Dr. Saipa von der Möglichkeit der Er-
widerung Gebrauch machen möchte. Sie haben 
ebenfalls für 90 Sekunden das Wort. 

Dr. Alexander Saipa (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. Das schaffe ich in 
weniger als 90 Sekunden.  

Sie brauchen Südniedersachsen nicht mehr fair 
oder unfair zu behandeln, da Sie nicht mehr in der 
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Regierung sind. Das machen wir jetzt, und wir 
werden diese Region fair behandeln. 

(Beifall bei der SPD) 

Zum Thema energetische Sanierung habe ich 
gesagt, dass wir im Rahmen der Möglichkeiten 
auch in diesem Bereich Förderprogramme haben 
werden. Deswegen verstehe ich Ihre Einlassung 
nicht, der zufolge wir dies nicht täten. Das steht in 
meinem Redemanuskript. Ich kann das nachlesen, 
und Sie können das nachher selbst nachlesen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Dr. Saipa. - Meine Damen und 
Herren, es geht jetzt mit dem Beitrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen weiter. Dazu erteile ich der 
Abgeordneten Frau Maaret Westphely das Wort. 

Maaret Westphely (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Dass das mehrmalige Aufwärmen zu 
besseren Ergebnissen führt, funktioniert zwar beim 
Grünkohl, aber doch nicht bei Entschließungsan-
trägen, verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜ-
NEN und bei der SPD - Ulf Thiele 
[CDU]: Erbsensuppe wird aufge-
wärmt, aber doch nicht der Grünkohl!) 

Meine Damen und Herren, nehmen Sie bitte zur 
Kenntnis: Die EU will keine kleinteilige zielunge-
bundene Förderung mehr in der neuen Förderperi-
ode. Im Gegenteil: Das, was sie von den Ländern 
erwartet, ist eine Förderstrategie, die sich an den 
wesentlichen Zielen der Strategie Europa 2020 
ausrichtet und Schwerpunkte setzt. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Frau Kollegin Westphely, ich muss Sie unterbre-
chen. Der Kollege Thiele möchte Ihnen eine Zwi-
schenfrage stellen. Lassen Sie diese zu? 

Maaret Westphely (GRÜNE): 
Nein, ich spreche erst einmal weiter. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das wäre aber wit-
zig gewesen!) 

Die dort definierten Ziele der CO2-Reduzierung, 
der Armutsbekämpfung und der Steigerung der 

Wettbewerbsfähigkeit durch Innovationen unter-
stützen wir ausdrücklich. 

Sie bemühen immer wieder dieselben Klischees. 
Deshalb möchte ich erneut feststellen: Eine am 
regionalen Bedarf ausgerichtete Förderstrategie 
neben den landesweiten Programmen ist keine 
Förderung nach Himmelsrichtungen. Tatsache ist, 
dass wir vor dem Hintergrund der geringen Mittel 
sehr genau zu prüfen haben werden, dass die 
Ziele mit den eingesetzten Mitteln erreicht werden. 
Deshalb wird es zukünftig keine Förderung mit der 
Gießkanne mehr geben, und das ist auch gut so. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Für die Verteidigung der RTBs, der Regionalen 
Teilbudgets, führen Sie die kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen an. Dazu möchte ich fragen: 
Haben Sie eigentlich mal mit den Wirtschaftsver-
tretungen gesprochen und gefragt, wie sie zu die-
sem Instrument stehen? - Diejenigen, mit denen 
ich gesprochen habe, haben kein ausgesproche-
nes Interesse daran. Mein Eindruck war tatsächlich 
sogar eher gegenteilig. 

(Clemens Große Macke [CDU]: Ich 
weiß nicht, mit wem Sie reden!) 

Als Nächstes sprechen Sie sich gegen den Einsatz 
der revolvierenden Fonds aus. Dabei wissen wir 
alle, wie schwierig es bei dem aktuellen Zinsniveau 
ist, diese anzubieten. Trotzdem sind sie das Mittel 
der Wahl, wenn es darum geht, möglichst lange 
Fördermittel ausschöpfen zu können und Mitnah-
meeffekte zu begrenzen. Selbstverständlich kommt 
es darauf an, die Fonds so zu konzipieren, dass 
sie attraktiv sind. 

Mit keinem einzigen Wort - auch das hat mich ge-
wundert - erwähnen Sie, dass sich Niedersachsen 
auf den Weg gemacht hat, ein anspruchsvolles 
und aufeinander abgestimmtes Multifondspro-
gramm sogar unter Einbeziehung des ELER aufzu-
legen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist eine echte 
Herausforderung und sowohl im Sinne der EU als 
auch im Sinne einer ganzheitlichen Förderung von 
guten Projekten. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Im Ausschuss wurde uns sogar berichtet, dass 
inzwischen andere Länder an Niedersachsen he-
rantreten, um zu fragen, welche Erfahrungen wir 

 3349



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  36. Plenarsitzung am 16. Mai 2014 
 

dabei machen, weil sie gerne von Niedersachsen 
lernen möchten. 

Alles in allem stelle ich erneut fest: Dieser Antrag 
entspricht nicht annähernd den Herausforderungen 
und Zielsetzungen für die Konzeption der neuen 
EU-Förderperiode. 

Wenn ich noch eines sagen darf: Wenn Sie es als 
Neuigkeit verkaufen wollen, dass es ein objektives, 
transparentes Scoringverfahren für die Bewertung 
von Projekten geben muss, dann frage ich mich 
wirklich, welchen Einblick Sie eigentlich in die För-
derung in der vergangenen Förderperiode gehabt 
haben. 

(Clemens Große Macke [CDU]: Einen 
ziemlich guten! Sie ja nicht!) 

Trotzdem: Bei der EU-Förderung geht es um eine 
Menge Geld. Darüber diskutiere ich immer wieder 
gerne. Ich freue mich auf die Ausschussberatun-
gen. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die FDP-Fraktion 
spricht jetzt der Abgeordnete Horst Kortlang. Sie 
haben das Wort, Herr Kollege. 

Horst Kortlang (FDP): 
Verehrtes Präsidium! Verehrter Herr Ministerpräsi-
dent! Meine Damen, meine Herren! Bei der Regie-
rungsübernahme wurde hier in diesem Hause im-
mer wieder gesagt: Die Stärkung des ländlichen 
Raumes ist uns ein besonderes Anliegen. - Die 
niedersächsischen Operationellen Programme für 
die EU-Strukturfonds für die EU-Förderperiode 
2014 bis 2020 sprechen aber, wenn man einen 
Blick auf sie wirft, eine andere Sprache. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Wie schon von meinen Vorrednern vorgetragen, 
müssen wir hier in Niedersachsen für EFRE, ESF 
und ELER im Vergleich zur vorherigen Förderperi-
ode eine Reduzierung um 550 Millionen Euro hin-
nehmen. Niedersachsen, meine Damen und Her-
ren, darf seine Standbeine nicht vernachlässigen! 

Die Standbeine sind auf der einen Seite die Land-
wirtschaft mit der dazugehörenden Ernährungsin-
dustrie und den vielen innovativen kleinen und 
mittleren Unternehmen. Arbeiten Sie mit daran, 

dass in beiden Bereichen die Wettbewerbsfähig-
keit gesichert wird! 

Auf der anderen Seite sind es die vielen kleinen 
und mittleren Unternehmen, die den großen In-
dustrieunternehmen in Niedersachsen zuarbeiten. 
Diese Unternehmen sichern die Ertragskraft der 
Industrieunternehmen und damit im doppelten 
Sinne die Arbeitsplätze in unserem Land und auch 
die Finanzkraft der Kommunen. 

Niedersachsen ist auch gerade deshalb in der Zeit 
der CDU/FDP-Regierung im Ländervergleich kon-
tinuierlich nach vorne gekommen, weil es die In-
strumente der regionalen Wirtschaftsförderung 
durch Regionalisierte Teilbudgets ermöglichen, 
kommunale Förderschwerpunkte zu setzen, um 
Wirtschaft, Handwerk und Mittelstand gezielt auch 
nach den Bedürfnissen und Erkenntnissen vor Ort 
voranzubringen - nicht nach dem Gießkannenprin-
zip! 

(Beifall bei der FDP) 

Häufig waren es die eher kleinen Betriebe, die den 
Schwung gebracht haben, weil es im Dialog vor 
Ort weniger Hemmschwellen gibt und es einfacher 
ist, einen Gesprächstermin zu finden und zu ver-
handeln. 

Ich appelliere an die Landesregierung und die Re-
gierungsfraktionen: Zerstören Sie diese so erfolg-
reichen Instrumente nicht, sondern nutzen auch 
Sie die aufgebaute Kompetenz vor Ort, damit Nie-
dersachsen seinen über zehn Jahre langen erfolg-
reichen Weg in der Spitzenliga fortsetzen kann! 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, Deutschlands und auch 
Niedersachsens Stärke ist die Diversifizierung der 
Produkte, wobei in fast allen Bereichen die gesam-
te Breite vorhanden ist. Von der Rohstoffaufberei-
tung über die Vorprodukte bis zu den Endproduk-
ten wird alles hier bei uns im Land hergestellt. Das 
führt auch zu mehr Innovationskraft. Die vor zehn 
Jahren gegründete NBank hat gerade den kleinen 
und mittleren Unternehmen viel Unterstützung 
geben können. Das dort aufgebaute Wissen sollte 
auch zukünftig stark genutzt werden. Deshalb ge-
ben wir die Anregung, Fördergelder nach dem 
Scoring durch die NBank auch durch diese verge-
ben zu können. 

Wir alle wurden gewählt, meine Damen und Her-
ren, damit es den Menschen - und zwar jedem 
einzelnen - kontinuierlich besser geht. Grundvor-
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aussetzung dafür ist eine starke Wirtschaft, damit 
man auch soziale Wünsche erfüllen kann. Sie bie-
tet sichere Arbeitsplätze mit Einkommen, die ein 
Auskommen für alle ermöglicht. 

In diesem Sinne hoffe ich sehr, dass wir in der 
gemeinsamen Beratungsarbeit der beiden Aus-
schüsse für Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Medien und Regionalentwicklung sowie für Haus-
halt und Finanzen zu einem Ergebnis kommen, 
das Niedersachsen und seine Wirtschaft zum 
Wohle der Bevölkerung stärkt und voranbringt. 

Danke fürs Zuhören. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Kortlang. - Da keine 
weiteren Wortmeldungen vorliegen, sind wir am 
Ende der ersten Beratung. 

Wir kommen zu der eben schon angesprochenen 
Ausschussüberweisung. 

Wer federführend den Ausschuss für Bundes- und 
Europaangelegenheiten, Medien und Regional-
entwicklung und mitberatend den Ausschuss für 
Haushalt und Finanzen befassen möchte, den bitte 
ich jetzt um das Handzeichen. - Vielen Dank. Das 
ist ausreichend unterstützt und geschieht so. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe, wie im 
Ältestenrat vereinbart, zur gemeinsamen Beratung 
auf: 

Tagesordnungspunkt 34: 
Erste Beratung: 
Netzland Niedersachsen: Breitbandausbau 
gemeinsam voranbringen - Antrag der Fraktion 
der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 
Drs. 17/1492  

Tagesordnungspunkt 35: 
Erste Beratung: 
Breitband: Eine leistungsfähige Datenkommu-
nikation schafft attraktive Standorte mit Zu-
kunft - Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/1480  

Wir kommen zu den Einbringungsreden, zunächst 
zu Tagesordnungspunkt 34. Für die Antragsteller 
hat der Kollege Maximilian Schmidt von der SPD-
Fraktion das Wort. 

Maximilian Schmidt (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Den 
Zugang zum schnellen Internet überall im Land 
herzustellen, ist eine der entscheidenden Heraus-
forderungen unserer Zeit. Die digitale Spaltung zu 
überwinden, ist nicht nur eine Frage, ob die Wirt-
schaft künftig überall im Land wachsen kann, son-
dern ist für uns als rot-grüne Koalition vor allen 
Dingen auch eine Frage der Gerechtigkeit. 

Der niederländische Soziologe Jan van Dijk hat 
diese Frage der Gerechtigkeit beim Internetzugang 
einmal als Matthäus-Effekt beschrieben, weil sich 
dafür ein ziemlich gut passendes Zitat bei Mat-
thäus 25, 29 findet: 

„Denn wer da hat, dem wird gegeben wer-
den, und er wird die Fülle haben; wer aber 
nicht hat, dem wird auch, was er hat, ge-
nommen werden.“ 

Ohne, dass in der Bibel bereits vom Internet ge-
träumt werden konnte: Das Zitat stimmt trotzdem, 
wenn man es darauf anwendet. Der Zugang zum 
schnellen Internet ist heute ganz entscheidend für 
die Teilhabe an der modernen Gesellschaft. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen: Wenn wir Niedersachsen zukunftsfähig 
entwickeln wollen, gehört der Breitbandausbau 
unverzichtbar dazu. Übrigens ist das eine Infra-
strukturaufgabe, die heute genauso wichtig ist wie 
eine Straßen- oder Schienenanbindung. Infrastruk-
tur wird ja in diesem Hause durchaus kontrovers 
diskutiert. Bei diesem Großprojekt dürfte es aber, 
so hoffe ich, keinen Dissens geben. Den flächen-
deckenden Zugang zum schnellen Internet in ganz 
Niedersachsen zu schaffen, meine Damen und 
Herren, sollte unser aller gemeinsames Ziel sein. 
Viele Menschen in Niedersachsen zählen dabei 
auf uns. Sie alle kennen sie aus Ihren Wahlkrei-
sen. Jedem von uns begegnet dieses Thema bei-
nahe täglich. 

Bei mir im Celler Land ist es z. B. das Unterneh-
men EADS Astrium in Trauen bei Faßberg, das 
mitten in der Heide Hochtechnologie im Bereich 
von Luft- und Raumfahrt entwickelt. Damit ein sol-
cher Standort auch mitten im ländlichen Raum 
weiter wachsen kann, ist ein schnelles Netz unver-
zichtbar. Ich bin mir sicher, dass das für sehr viele 
gilt: für die Webdesignerin im Harz, für den Online-
lehrer im Oldenburger Münsterland und übrigens 
auch für viele Landwirte in ganz Niedersachsen, 
die den Netzzugang für die Führung ihrer Betriebe 
brauchen. Für junge Menschen ist die digitale 
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Wirtschaft eine Riesenchance. Das zeigen ja auch 
die Ausbildungszahlen. Seit 2008 hat die Zahl der 
Ausbildungsverhältnisse in den IT-Berufen in 2013 
erstmals die Marke von 40 000 übersprungen. 

Meine Damen und Herren, deshalb legen wir heute 
einen Plan vor, mit dem wir den Breitbandausbau 
in Niedersachsen gemeinsam voranbringen wollen. 
Ich will das kurz in fünf Punkten skizzieren: 

Erstens. Wir setzen auf eine landesweite nieder-
sächsische Breitbandstrategie, deren Ziel ein flä-
chendeckender, schneller und zukunftssicherer 
Netzzugang für alle ist, gerade in den ländlichen 
Räumen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Eckpunkte dieser Strategie wird die Landesre-
gierung bereits im kommenden Monat vorlegen. 
Dabei gilt folgendes Ziel: Nachhaltigkeit hat Vor-
rang vor Bandbreite. - Das Zwischenziel auf die-
sem Weg ist es, bis 2020 flächendeckend entspre-
chend der Formulierung der Europäischen Kom-
mission einen Zugang mit einer Bandbreite von 
mindestens 30 Mbit zu erreichen. 

Weil ich ahne, dass man sich in dieser Debatte 
auch über Ausbauziele streiten kann und die Bun-
desregierung ja ein anderes Ziel vorgegeben hat, 
will ich vorab eines sagen: Ich glaube, wir sollten 
uns heute nicht allein über ein Bitratenziel streiten, 
sondern wir sollten uns gemeinsam dafür einset-
zen, dass wir die Investitionen hinbekommen. Ich 
glaube, die Leute haben genug davon, dass die 
Politik darüber redet, wie schnell das Internet sein 
könnte. Wir wollen, dass es im ländlichen Raum 
schnell wird. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Zweitens. Meine Damen und Herren, auf den länd-
lichen Raum will ich noch einmal Bezug nehmen. 
Insbesondere in Gemeinden mit weniger als 
50 000 Einwohnerinnen und Einwohnern ist die 
flächendeckende Versorgung mit 30 Mbit und mehr 
noch nicht erreicht. In Niedersachsen sind zwar 
viele Fortschritte beim Breitbandausbau gemacht 
worden. In diesen Räumen ist es aber nicht der 
Fall.  

Ich will durchaus darauf hinweisen, dass das keine 
Kleinigkeit ist; denn in solchen Kommunen wohnen 
70 % der niedersächsischen Bevölkerung. Wir 
wollen also nicht nur die digitale Spaltung zwi-
schen Stadt und Land aufheben. Wir wollen auch 
endlich, dass die Mehrheit in diesem Land den 

gleichen Zugang hat wie die Menschen in den 
Städten. 

(Zustimmung von Gerald Heere 
[GRÜNE]) 

Dieser Ausbau im ländlichen Raum wird nicht 
marktwirtschaftlich allein herstellbar sein. Hier ist 
besondere Unterstützung des Staates erforderlich. 
Darauf konzentrieren wir unser Förderprogramm. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Drittens. Wir brauchen bei diesem Thema eindeu-
tig regionale Lösungen. Bereits mehr als die Hälfte 
der Landkreise in Niedersachsen hat mit der Pla-
nung kreisweiter Infrastrukturen in den unterver-
sorgten Gebieten begonnen. Einige Landkreise 
sind bereits in die Realisierung eingetreten und 
investieren in eigene Breitbandnetze. Wir unter-
stützen die Landkreise genau bei diesem Lö-
sungsansatz. Der Landkreistag hat vor einem Mo-
nat ganz direkt auf dieses Thema hingewiesen. 
Heute - einen Monat später - nehmen wir das auf. 
Die Landkreise sind die entscheidende Ebene. Wir 
unterstützen dieses Engagement von ganzem 
Herzen. 

Viertens. Wir wollen alle Mittel für den Breitband-
ausbau bündeln. Im Bund sind 1 Milliarde Euro 
jährlich für den Ausbau angekündigt worden. Diese 
Mittel müssen jetzt realisiert werden. Dabei reicht 
nicht allein der Verweis auf mögliche Erlöse bei der 
Veräußerung von weiteren Funkfrequenzen im 
Rahmen der Digitalen Dividende 2. Diese Mittel 
müssen vom Bund unserer Meinung nach eigent-
lich aufgestockt werden, also on top kommen. 
Dazu kommen über das Land reservierte EU-Mittel 
in Höhe von 60 Millionen Euro für den Ausbau in 
Niedersachsen. 

Fünftens. Bei der Förderpraxis müssen wir 
Schwerpunkte setzen. Nicht nach dem Gießkan-
nenprinzip, sondern ganz zielgerichtet muss inves-
tiert werden. Deswegen will ich Ihnen auch sagen, 
wofür es unserer Meinung nach kein Steuergeld 
beim Breitbandausbau geben darf. Überall dort, wo 
der Breitbandausbau wettbewerblich - also rein 
über Unternehmensentscheidungen auf marktwirt-
schaftlichem Wege - herstellbar ist, darf es unserer 
Meinung nach nicht noch Steuergeld obendrauf 
geben. Das wäre verbranntes Geld. 

(Zustimmung) 
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Ganz entscheidend ist, dass wir im ländlichen 
Raum die Wirtschaftlichkeitsschwelle überwinden, 
aber auch nicht Geld dort hineintun, wo die Anbie-
ter danach die Anschlüsse im Zweifel noch dros-
seln. Ich verweise auf das Prinzip der Netzneutrali-
tät, was unbedingt eingehalten werden muss. 
Wenn in den Breitbandausbau investiert wird, dann 
darf am Ende nicht noch gedrosselt werden. 

Es gibt eine Vielzahl von weiteren Maßnahmen, 
die notwendig sind, die ich hier aber nicht in vollem 
Umfang aufzählen möchte. Ich möchte nur kurz auf 
mehrere Dinge verweisen.  

Wir werden das Breitbandkompetenzzentrum - 
ganz elementar in Niedersachen - natürlich unter-
stützen, weil das eine zentrale Beratungsinstitution 
gerade für die Kommunen ist. Wir werden im Be-
reich des Breitbandatlas die Frage vorantreiben, 
dass auch Baumaßnahmen für Leerrohre dort 
aufgenommen werden. Wir werden weiter Investi-
tionen in Gewerbegebieten unterstützen, weil sich 
dort gerade kleinere und mittlere Unternehmen 
sowie Start-ups ansiedeln. All das wollen wir ma-
chen. Wir gehen aber an einer Stelle weit darüber 
hinaus. 

(Jens Nacke [CDU]: Wer ist denn 
„wir“?) 

Ich glaube, für die Zukunft ist eine Feststellung 
noch ganz entscheidend: Artikel 72 des Grundge-
setzes sieht vor, dass wir als Staat, als Politik 
gleichwertige Lebensverhältnisse überall im Land 
schaffen. Der Zugang zum schnellen Internet ge-
hört in der modernen Gesellschaft unverzichtbar 
dazu. Wenn also der Breitbandzugang heute ganz 
selbstverständlich ein Teil der öffentlichen Da-
seinsvorsorge ist, dann muss er künftig auch so 
betrieben werden können. Das heißt, dass Kom-
munen Konzessionierungsrechte bekommen, dass 
dies eine öffentliche Aufgabe wird. Das wäre, 
glaube ich, auch ein Revitalisierungsprogramm für 
viele kommunale Stadtwerke, die ein solches An-
gebot als komplettes Paket unterbreiten könnten. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ich will noch ganz kurz darauf eingehen, was die 
CDU-Fraktion vorgelegt hat. Wir erkennen an, 
dass auch Sie hier einen Antrag einbringen. Er ist 
wesentlich kürzer. Er enthält drei Forderungen. Die 
finden Sie hoffentlich bei uns wieder. 

Kurzum: Wir freuen uns auf eine angeregte Bera-
tung im Ausschuss, bei der wir übrigens auch viele 
beteiligen wollen - die Partner aus Kommunen und 

aus der Wirtschaft. Wir hoffen, dass wir am Ende 
den Breitbandausbau gemeinsam voranbringen 
und Netzland Nummer eins in Deutschland wer-
den.  

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Schmidt. - Zur Einbrin-
gung des angesprochenen Antrags der Fraktion 
der CDU unter Tagesordnungspunkt 35 hat jetzt 
der Abgeordnete Axel Miesner das Wort.  

Axel Miesner (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Schmidt, zunächst einmal zur Kennt-
nis: Sie sind in Wirklichkeit nur auf unseren Antrag 
aufgesprungen. Sie haben Ihren Antrag deutlich 
später formuliert und bei der Landtagsverwaltung 
eingereicht als wir. Deswegen verwundert mich 
auch die Reihenfolge der Redner, Herr Präsident. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege Miesner, dann darf ich Sie aufklären, 
dass im Ältestenrat die CDU-Fraktion diesen An-
trag an die Beratung unseres Antrags angehängt 
hat. Das ergibt dann die Reihenfolge im Plenum.  

(Jens Nacke [CDU]: Was heißt da 
„unseres Antrags“?) 

Axel Miesner (CDU): 
Gut. - Zunächst einmal - - - 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Ich korrigiere diese Aussage: des Antrags der 
SPD-Fraktion. - Das kann passieren, Herr Kollege 
Nacke. Entschuldigung. 

(Jens Nacke [CDU]: Das ist unfass-
bar! So etwas darf nicht passieren, 
Herr Präsident!) 

Axel Miesner (CDU): 
Herr Kollege Schmidt, ich glaube, Sie haben hier 
eingangs, bei der Einbringung Ihres Antrages, 
einiges durcheinandergebracht. Ich habe die Ver-
mutung, dass Sie Ihren eigenen Antrag gar nicht 
kennen.  

Sie reden vom „schnellen Internet“ und reden da-
von, dass 30 Mbit schneller sind als 50 Mbit/s - die 
Transferrate, die wir beantragt haben. Sie wissen, 
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dass das auch die Transferrate ist, die in der Bun-
desbreitbandstrategie formuliert und nicht die Vor-
gabe der EU ist. Wahrscheinlich verwechseln Sie 
Niedersachsen mit Rumänien.  

Dann haben Sie gesagt „unser Förderprogramm“. 
Dazu nur so viel: Was heißt „unser Förderpro-
gramm“, wenn Sie von Ihrer Seite gar keinen Euro 
dazugeben? - Sie spekulieren nur darauf, dass Sie 
Ihr Geld von der EU bekommen. Dazu fällt einem 
nur der Satz von Fielmann ein: Und Papa hat 
nichts dazubezahlt!  

Während noch vor 50 Jahren so mancher Weg im 
Lande ein reiner Sandweg war und dieser oft mit 
viel Mühe für Mensch und Tier genutzt und befah-
ren wurde, so ist es heute die Ausstattung der 
ländlichen Räume mit der breitbandigen Dateninf-
rastruktur, die über die Zukunft dieser Regionen im 
Lande entscheidet. Hier darf ich auf den Weser-
Kurier von gestern verweisen. Aktuell zu unserem 
heutigen Thema wird darin über Firmen berichtet, 
die ins Hintertreffen geraten, da ihnen keine leis-
tungsfähige Internetverbindung zur Verfügung 
steht. Unter der Überschrift „Ländliche Regionen 
kritisieren Versorgung mit Breitbandkabeln" berich-
tet der Weser-Kurier von gestern wie folgt: 

„‚Ohne Internet und DSL wären wir damals 
gar nicht hierhergekommen’, sagt Peter 
Burkhardt. ‚Die Internet-Versorgung genügt 
aber heutigen Anforderungen nicht mehr.’ 
Was vor zehn Jahren an Übertragungskapa-
zitäten noch gereicht habe, stoße heute an 
seine Grenzen. ‚Wenn ich Fotos verschicke, 
dann dauert das ewig’.“ 

Über die Firma Grocholl wird berichtet, dass sie 
Probleme mit dem Versand von Rechnungen hat:  

„Es ist für ein Unternehmen unbefriedigend, 
wenn es seine Rechnungen nicht ordentlich 
versenden kann.“  

Wohl wahr bzw. das geht gar nicht! 

Was sagt uns dieser Bericht? - Erstens dass der 
Ausbau in den vergangenen Jahren ein erster 
Schritt war, der zur damaligen Zeit ausreichte, und 
zweitens dass der Breitbandausbau weiter voran-
gehen muss, um die ländlichen Räume nicht kom-
plett von der fortschreitenden Entwicklung im 
wahrsten Sinne des Wortes abzukoppeln. 

Ein großer Dank gilt allen Akteuren, die sich um 
den Breitbandausbau gekümmert, finanzielle Mittel 
eingesetzt und diesen damit aktiv vorangebracht 
haben. Gemeinden, Städte und Landkreise sind 

hier mit dem Land gemeinsam mit der Unterstüt-
zung des Bundes und der EU vorangegangen und 
haben im ersten Schritt - so will ich ihn einmal 
bezeichnen - nach heutigen Gesichtspunkten eine 
„Basisausstattung“ geschaffen. Alles geleistet mit 
Begleitung durch das Breitbandkompetenzzentrum 
- aktiv und kompetent. So soll, so muss es weiter-
gehen! 

Alle reden von 50 Mbit/s als nächste Ausbaustufe 
und als nächstes Ziel. Nur die Landesregierung 
spricht von 30 Mbit/s.  

(Martin Bäumer [CDU]: Das ist zu wenig!) 

Nach dem Motto: Warum mit 130 auf der Auto-
bahn, wenn ich auch mit 100 - verspätet - ans Ziel 
komme? - Geben hier mal wieder die Grünen das 
Tempo vor? Warum schnell, wenn es auch lang-
sam geht? - Nur eine kleine Zahl: 20 durchschnitt-
liche Haushalte produzieren heute so viele Daten 
wie das gesamte Internet im Jahr 1995. Aber: Die 
Autobahngegner in der Landesregierung setzen 
ihren Weg konsequent fort. Selbst Datenautobah-
nen werden nun schon Opfer dieser Politik! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Ich 
glaube, Sie verwechseln da jetzt was!) 

Nein, wir brauchen mehr Tempo in dieser Frage. 
Während die Landesregierung lediglich 60 Millio-
nen Euro bereitstellen will - und das rein aus EU-
Mitteln entsprechend generieren möchte -, stellt 
das Nachbarland Hessen 350 Millionen Euro für 
den Breitbandausbau zur Verfügung.  

(Zuruf von den GRÜNEN: Da regieren 
ja auch die Grünen!) 

Nur als kleine Info: Das Bundesland Hessen ist 
nicht einmal halb so groß wie Niedersachsen, setzt 
aber ungefähr das Sechsfache ein als von Ihnen 
vorgesehen. Und, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, von Bayern ganz zu schweigen. 
1,5 Milliarden Euro werden in Bayern bereitgestellt. 
Nach Adam Riese ist das das 25-Fache der Sum-
me, die Sie hier bereitstellen wollen. Bayern inves-
tiert wie immer weiter in die Zukunft und baut sei-
nen Vorsprung weiter aus. 

Zitieren darf ich auch den NLT, der feststellt: 

„Insbesondere beim Breitbandausbau for-
dern wir das Land auf, erheblich mehr An-
strengungen vorzunehmen. Die derzeit sei-
tens des Landes zur Breitbandförderung 
vorgesehenen 60 Millionen Euro reichen 
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nicht ansatzweise zur Realisierung einer flä-
chendeckenden Breitbandversorgung aus.“ 

Quelle: NLT aktuell vom 21. März dieses Jahres. 

Ganz aktuell - Herr Schmidt, das haben Sie bei 
Ihrer Arbeit für das Land sicherlich auch gelesen; 
in der Hannoverschen Neuen Presse gestern zu 
lesen -: „Mehr Breitband fürs Land“. Der Kommen-
tar ist, denke ich, vernichtend für Ihre Arbeit hier. 
„Rot-Grün zeigt wenig Ehrgeiz … von einem Kraft-
akt kann leider nicht die Rede sein“, heißt es dort 
in dem Kommentar von Heiko Randermann. Und 
weiter heißt es da:  

„… etwas mehr Ehrgeiz wäre angebracht. 
Wenn es darum geht, das Land zukunftsfest 
zu machen …“ 

Ich denke, Sie sollten Zeitung lesen. Dann wissen 
Sie auch, was Sie zu tun haben.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Aber statt in die Zukunft zu investieren, wird das 
Geld lieber für eine neue Bürokratie ausgegeben: 
Landesbeauftragte, deren Apparat und deren neue 
Dienstwagen werden berufen, bestellt und bezahlt 
- koste es, was es wolle.  

Bei der rot-grünen Landesregierung wird „Zukunft" 
in „Bürokratie" übersetzt. Enttäuschung statt Auf-
bruch, kann man da nur sagen. Trotz sprudelnder 
Steuereinnahmen wird nicht in die Verbesserung 
der Standortfaktoren investiert, sondern die Büro-
kratie weiter aufgebläht. Das Nachsehen haben 
die Menschen auf dem Lande - ob privat oder als 
Unternehmen, ob als Arbeitgeber oder als Arbeit-
nehmer. Unternehmen und ihre Mitarbeiter werden 
abwandern, wenn die Landesregierung hier nicht 
mehr Geld gibt. 

Die Entscheidung über eine Ansiedlung ist ganz 
klar von den Rahmenbedingungen abhängig. Und 
zu diesen Rahmenbedingungen zählt immer mehr 
auch die digitale Infrastruktur. Statt zusätzliche 
Stellen in der Staatskanzlei zu schaffen, sollten Sie 
lieber leistungsfähige Dateninfrastrukturen schaf-
fen; denn die Zukunft unseres Landes entscheidet 
sich auch an der Verfügbarkeit eines leistungsfähi-
gen Internets. 

Der Bund, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, hat sein Ziel in seiner Breitbandstrategie be-
schrieben: 50 Mbit/s für alle bis 2018. Ohne Frage 
ein ambitioniertes Vorhaben! Minister Alexander 
Dobrindt dazu in der Welt am Sonntag vom 12. 
Januar diesen Jahres:  

„Wir haben das ambitionierte Ziel, 50 Mega-
bit bis 2018 in ganz Deutschland zu errei-
chen." 

(Maximilian Schmidt [SPD]: Bit! Das 
war falsch!) 

- Mbit! Genau, richtig! - Mbit pro Sekunde zu errei-
chen.  

Wir richten daher an Bund und Land den Appell: 
Butter bei die Fische! Lasst uns die Ärmel auf-
krempeln und das Breitbandnetz weiter ausbauen: 
für die Menschen in Niedersachsen, für die Zukunft 
in unserem Land, für das Zukunftsland Nieder-
sachsen! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vielen Dank.  

Wir beantragen, dass der Antrag ergänzend zu der 
Beratung im entsprechenden Fachausschuss - die 
Federführung ist ja angegeben - im Ausschuss für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr mitberaten wird.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Miesner. - Auf Ihre Rede 
hin hat sich der Kollege Schmidt, SPD-Fraktion, für 
eine Kurzintervention gemeldet. 90 Sekunden, 
bitte, Herr Kollege! 

Maximilian Schmidt (SPD): 
Verehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Werter Herr Miesner, bei manchen Themen, 
insbesondere bei diesem, würde es sich ab und an 
auch lohnen, wenn man einfach einmal versucht, 
das, was alle gemeinsam vorgelegt haben, zu 
lesen und zu gucken, ob es in der Politik, in die-
sem Niedersächsischen Landtag nicht gelegentlich 
den Weg gibt, Gemeinsamkeiten zu finden und ein 
Thema gemeinsam voranzubringen, oder ob man 
es wie Sie machen muss und wie es auch viele 
Ihrer Kollegen tun: immer wieder eine Rede zu 
möglichst allen Themen zu halten und das eine, 
das mit dem anderen nun wirklich überhaupt nicht 
zusammengehört, zu verbinden. - Das ist eine 
reine Wahlkampfrede. 

(Norbert Böhlke [CDU]: Ist das Ihre 
parlamentarische Erfahrung, oder was 
ist das da? Das ist ja unglaublich!) 

Im Übrigen - ich wiederhole es noch einmal -: Der 
Streit über Bandbreiten wird vielen Bürgerinnen 
und Bürgern, vielen Unternehmen im ländlichen 
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Raum kein schnelleres Internet bringen. Nur die 
Messlatte immer höher zu hängen, wird auch die 
Zielerreichung nicht vereinfachen.  

Deswegen schlage ich Ihnen noch einmal ganz 
deutlich vor: Lassen Sie uns dieses Thema ge-
meinsam beraten, lassen Sie uns gemeinsam alle 
Partnerinnen und Partner aus den Kommunen, aus 
der Wirtschaft zusammenbringen und eine lan-
desweite Breitbandstrategie im Konsens erarbei-
ten!  

Wenn Sie jetzt schon ankündigen, dass Sie das 
nicht wollen, dass Ihnen das eigentlich wurscht ist, 
können Sie sich noch so hohe Ziele hängen. Die 
haben dann aber leider nie etwas mit der Realität 
zu tun. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, es spricht jetzt für 
die Fraktion - - - 

(Zuruf von der CDU: Herr Miesner 
möchte antworten!) 

- Ich bitte um Entschuldigung. 

Herr Kollege Miesner hat die Möglichkeit zu ant-
worten. Dazu haben Sie jetzt die Gelegenheit. 90 
Sekunden! 

Axel Miesner (CDU): 

Zunächst einmal konzentrieren Sie sich auf die 
Vorgaben der EU und nicht auf die gemeinsam mit 
dem Bund vereinbarten Ziele. Der Bund hat deut-
lich andere Ausbauziele formuliert, und die wollen 
wir für alle Menschen in Deutschland erreichen - 
nicht nur in Bayern, nicht nur in Hessen, sondern 
auch in Niedersachsen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das haben wir in unserem Antrag formuliert.  

Des Weiteren: Wenn Sie hier schon das Rederecht 
in Anspruch nehmen, hätten Sie auch sagen kön-
nen, was Sie dazugeben wollen. Sie haben bis 
jetzt noch gar nicht gesagt, was Sie von Landes-
seite dazugeben wollen. Das ist doch eigentlich die 
Frage, die Sie beantworten müssen. Sie haben bis 
jetzt null Euro auf den Tisch gelegt! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Miesner. - Nun geht es 
mit der Rednerin für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen weiter. Das Wort hat die Kollegin Maaret 
Westphely.  

Maaret Westphely (GRÜNE): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wenn man so wie ich ein Stadtmensch ist, kann 
man problemlos große Datenmengen über das 
Internet laden und ins Netz stellen, und man kann 
sich die Nachteile, die sich ohne ausreichende 
Bandbreite für das alltägliche Leben ergeben, viel-
leicht gar nicht vorstellen. 

Aber wenn man ins städtische Umland oder aufs 
Land fährt, wird einem die Problematik in ihrer 
ganzen Dramatik bewusst. Was für Privatnutzer 
ärgerlich ist, hat für Unternehmen fatale Folgen 
und kann einen Betrieb nachhaltig schädigen oder 
sogar gefährden. 

Der Zugang zum Netz über Breitband ist ein seit 
Jahren unterschätztes Problem. Obwohl viel gere-
det wurde, belegt Deutschland im internationalen 
Vergleich weiter einen der hinteren Plätze bei der 
Durchschnittsgeschwindigkeit des Internets. Das 
kann auf Dauer nicht gut gehen, und wir müssen 
gemeinsam versuchen, das zu ändern; denn sollte 
uns dieser Kraftakt nicht gelingen, wird sich dies 
nachteilig auf die Teilhabe der Menschen an In-
formationen, Bildung, Unterhaltung und Austausch 
sowie auf die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
auswirken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die EU weiß um die Bedeutung des Internets für 
Europa und hat festlegt, dass bis zum Jahr 2020 
flächendeckend Anschlüsse mit über 30 Mbit zur 
Verfügung stehen sollen. Die Bundesregierung gibt 
jetzt sogar vor, dass bis 2018  50 Mbit möglich sein 
sollen. 

Ich kann nur sagen: Packen wir es an! Bisher ist in 
Sachen Breitbandausbau ja noch nicht so viel oder 
noch nicht ausreichend passiert. Deswegen sollten 
wir in gemeinsamer Anstrengung daran arbeiten, 
um zu Verbesserungen zu kommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Filiz Polat 
[GRÜNE]: Sehr richtig!) 

In Anbetracht dessen, wo wir heute stehen, sind 
beides ehrgeizige Ziele, für die viel Geld in die 
Hand genommen werden muss und für die viel 
Engagement nötig ist. Laut dem Verband der An-
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bieter von Telekommunikations- und Mehrwert-
diensten haben nämlich rund 70 % der DSL-An-
schlüsse in Deutschland heute weniger als 
6 Mbit/s. Zum Vergleich: Wer online fernsieht, 
braucht 8 Mbit/s.  

Gleichzeitig wird uns die technische Entwicklung 
mit einem weiterhin potenzierten Datenbedarf da-
vonlaufen. In fünf Jahren hat sich das jährliche 
Datenvolumen in Deutschland bis 2012 auf 4,4 Mil-
liarden Gigabyte verdoppelt, und Experten rechnen 
sogar mit einer Beschleunigung des Wachstums.  

Sehr geehrte Damen und Herren, mit den Anträ-
gen und den Ankündigungen der Landesregierung 
wird klar, dass wir uns der Bedeutung des Breit-
bandausbaus bewusst sind und dass wir an dem 
Thema arbeiten. Mit etwa 60 Millionen Euro will die 
rot-grüne Landesregierung - u. a. mit Mitteln der 
nächsten EU-Förderperiode - den Zugang zum 
schnellen Internet unterstützen. Da die Anbieter 
vor allem dort investieren, wo es wirtschaftlich ist, 
müssen die Fördergelder vor allen Dingen Finan-
zierungslücken im ländlichen Raum schließen - 
dort, wo der Datenfluss stockt. 

Wir setzen uns mit der SPD auch dafür ein, dass 
der angemessene Zugang zu den neuen Kommu-
nikationswegen genauso zur Daseinsvorsorge 
gehört, wie etwa Briefe über den Postweg zu ver-
schicken oder Telefongespräche führen zu kön-
nen. 

(Zustimmung von Petra Tiemann [SPD]) 

Was früher die Anbindung ans Verkehrsnetz war, 
ist heute die Anbindung an gut ausgebaute Daten-
bahnen. Deswegen muss der Breitbandausbau in 
Deutschland mehr Gewicht bekommen. Wir sind 
dabei: breite Bahnen für Daten, nicht für Autos - 
denn das ist die Mobilität von heute und von mor-
gen. 

Ich freue mich auf die Beratung und auf weitere 
Anregungen in der Ausschussberatung, um die 
Initiative noch besser zu machen. 

Danke schön. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die FDP-Fraktion 
hat jetzt der Fraktionsvorsitzende Herr Dürr das 
Wort. Bitte schön! 

Christian Dürr (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Ich möchte mit der Einigkeit begin-
nen, von der schon Herr Schmidt, Frau Westphely 
und der Kollege Miesner gesprochen haben. Ich 
glaube, was das Ziel betrifft, sind wir alle einer 
Meinung. Ich will mich jetzt auch nicht über 30 oder 
50 Mbit streiten, sondern nur den Hinweis geben, 
dass ich den Grünen natürlich dankbar bin, dass 
sie im Internet keine Geschwindigkeitsbegrenzung 
haben wollen - anders als auf den Bundesauto-
bahnen.  

(Beifall bei der FDP - Zurufe von den 
GRÜNEN: Oh! - Helge Limburg 
[GRÜNE]: Darauf sind wir stolz!) 

Wir sind uns ja einig: Wir müssen aufpassen, dass 
gerade unsere ländlich geprägten Räume in Nie-
dersachsen nicht digital abgehängt werden. Von 
daher sind die Anträge der Kollegen der CDU, der 
SPD und von Bündnis 90/Die Grünen natürlich 
unterstützenswert. 

Ich will nur einen Hinweis geben - Herr Schmidt, 
Sie haben das auch gesagt -: Am Ende muss man 
ein bisschen Butter bei die Fische geben. Die Fra-
ge ist: Was legt man auf den Tisch? Herr Miesner 
hat das zu Recht angesprochen. Anders als die 
aktuelle Landesregierung haben wir in Regie-
rungsverantwortung gehandelt. CDU und FDP ha-
ben in Niedersachsen 300 000 Anschlüsse ge-
schaffen. Das muss man an dieser Stelle noch 
einmal unterstreichen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Ich glaube, man muss am Ende auch deutlich sa-
gen, woher das Geld kommt. Darauf komme ich 
gleich noch zurück. 

Ich will noch einen Hinweis zum Entschließungsan-
trag von den Kollegen von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen geben. Ich glaube, das Thema 
Netzneutralität ist in der Debatte ein bisschen zu 
kurz gekommen. Als Liberaler und Bürgerrechtspo-
litiker bin ich natürlich für Netzneutralität. Das sage 
ich, um gar keinen Zweifel aufkommen zu lassen. 
Inhaltskontrollen - davon schreiben Sie auch in 
Ihrem Antrag - verbieten sich ausdrücklich. Das 
sage ich klar. 

Ich habe manchmal den Eindruck, dass bei der 
Debatte um Netzneutralität zwei Sachen zusam-
mengeworfen werden. Es wird nämlich auch ge-
sagt: Das Internet muss für alle gleich schnell oder 
gleich langsam sein. - Ich wäre dabei ein bisschen 
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vorsichtig. Ich bin dem Kollegen Schmidt dankbar, 
dass er vorhin auch über die Kraft des Marktes 
gesprochen hat. Es muss nach wie vor möglich 
sein, dass beispielsweise ein Grafikunternehmen, 
das viele Gigabyte täglich hoch- und herunterlädt, 
unter Umständen einen anderen Zugang hat, eine 
andere Geschwindigkeit als jemand, der am Tag 
nur seine E-Mails regelmäßig abruft. Ich glaube, 
wir müssen aufpassen, dass wir nicht in die Falle 
derer treten, die unter Netzneutralität - wie man es 
bei der Piratenpartei bisweilen hört - eher eine 
gleich niedrige Geschwindigkeit für alle verstehen. 
Ich glaube, das wäre der falsche Weg. 

Ich habe gesagt, dass ich noch auf die Frage der 
Finanzierung zurückkommen werde. Es war von 
kommunaler Daseinsvorsorge die Rede. An dieser 
Stelle wird mir ein bisschen kribbelig. Dort, wo 
Private nicht bereit sind, zu investieren, müssen 
Kommunen die Möglichkeit haben, mit Unterstüt-
zung von Land und Bund - wir haben das in Regie-
rungsverantwortung getan -, in digitale Infrastruktur 
und in Breitband zu investieren. Daran kann kein 
Zweifel bestehen. 

Kommunale Daseinsvorsorge kann unter Umstän-
den - wenn man an das kommunale Wirtschafts-
recht herangeht - aber auch ganz anders ausse-
hen. Dann kann etwas eintreten, das Sie eigentlich 
ausschließen wollen, Herr Schmidt, nämlich dass 
Kommunen bzw. der Staat am Ende des Tages die 
Privaten zur Seite schiebt und sagt: Ich kümmere 
mich um den Ausbau. - Das darf nicht das Ziel 
sein.  

(Zustimmung bei der FDP) 

Wenn wir darin einig sind, meine Damen und Her-
ren, kommen wir sicherlich an der einen oder an-
deren Stelle zusammen. Private können einiges 
besser als der Staat. Wenn wir uns da einig sind, 
bin ich beruhigt. Es wird in Zukunft um neue Stan-
dards gehen, es wird um neue Techniken und 
garantiert auch um neue Geschwindigkeiten ge-
hen, und dafür braucht es auch privates Kapital. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zum Schluss 
komme ich, wie versprochen, auf die Frage der 
Finanzierung zurück. Ich teile die Auffassung, dass 
wir, was Geschwindigkeiten betrifft, keine Wolken-
kuckucksheime bauen wollen. Dabei bin ich, wenn 
man schon ausbaut, ehrlicherweise eher für ein 
Ziel von 50 Mbit. Diese Debatte will ich jetzt aber 
gar nicht führen. 

(Maximilian Schmidt [SPD]: Also doch!) 

Ich finde nur eine Sache problematisch: Wenn man 
als Land auf der einen Seite nicht dazu bereit ist, 
auch nur einen Cent auf den Tisch zu legen, und 
die Staatskanzlei und die Landesregierung es auf 
der anderen Seite bis heute nicht hinbekommen, 
die europäischen Mittel, die dafür notwendig sind, 
abzurufen und Programme bei der Kommission 
ordentlich zu notifizieren, dann beißt sich die Katze 
in den Schwanz, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. Das funktioniert nicht. Ohne Geld wird das 
Ganze nicht gehen. 

Zum Schluss, lieber Kollege Schmidt: Bei Mehr-
einnahmen in Höhe von 2,7 Milliarden Euro unter 
einer rot-grünen Regierung müsste doch auch 
etwas für den Breitbandausbau zur Verfügung 
stehen. 

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Dürr. - Für die Landes-
regierung spricht jetzt Herr Minister Lies.  

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich bin doch ein bisschen verwundert, 
dass bei einem Thema, das in unser aller Interesse 
liegt, eine derart hitzige und merkwürdige Debatte 
entsteht.  

Herr Dürr, wenn Sie sich mit 300 000 Anschlüssen 
in Ihrer Regierungszeit rühmen - zur Wahrheit 
gehört ja auch dazu, dass die Förderschwelle da-
mals bei 2 Mbit/s lag. Mit den allermeisten dieser 
Anschlüsse, die sozusagen in Ihrer Regierungszeit 
gefördert wurden, kann heute in unserem Land 
kein Mensch mehr etwas anfangen. Ich finde, ein 
bisschen mehr Nachhaltigkeit mit Blick auf das, 
was hier gesagt wird, wäre angebracht.  

Und die so entscheidenden Mittel, die Sie einge-
setzt haben, waren doch Mittel aus dem Konjunk-
turpaket II des Bundes. Wo waren denn die eige-
nen Landesmittel, die Sie eingesetzt haben? - Das 
gehört auch zur Wahrheit dazu.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Ulf Thiele [CDU]: Das 
stimmt doch überhaupt nicht! - Chris-
tian Dürr [FDP]: Wir haben sie aufge-
stockt, gegen ihren Willen damals! -  
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Axel Miesner [CDU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

- Herr Miesner, ich beantworte Ihre Frage, ohne 
dass Sie sie stellen. Ich will noch einmal auf die 
Punkte eingehen - - - 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Minister, geben Sie Herrn Miesner die Mög-
lichkeit, eine Zwischenfrage zu stellen? 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 
Ja.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Das ist so. - Herr Miesner, bitte schön! 

Axel Miesner (CDU): 
Herr Präsident, vielen Dank. - Herr Minister Lies, in 
einer Antwort der Landesregierung auf eine Münd-
liche Anfrage zum Breitbandausbau vom 30. Mai 
2013, die ich im Rahmen einer Landtagsdebatte 
gestellt habe, wird zur Frage Nr. 1, wie viele Mittel 
investiert wurden, ausgeführt: „In Niedersachsen 
wurden seit 2008 aus Europa-, Bundes- und Lan-
desmitteln 65,59 Millionen Euro für die Breitband-
förderung genehmigt.“ Auch das Land hat sich also 
engagiert.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 
Dann müssen Sie auch einmal die Summen nen-
nen, mit denen sich das Land engagiert hat. Ich 
würde mir überlegen, ob so eine Aussage nicht 
auch mal zu einer Rückfrage führen kann. Aber ich 
will gar nichts weiter dazu sagen an der Stelle.  

Herr Miesner, ich möchte noch auf Ihre eingangs 
geführte Debatte eingehen, in der es darum ging, 
dass es sozusagen ein Frevel ist, über 30 Mbit/s 
anstatt über 50 Mbit/s zu reden. Ich bin mir bei 
einem sicher - und da sind wir uns wohl alle si-
cher -: Wenn wir in vier oder fünf Jahren hier ste-
hen, werden wir sowohl über 30 Mbit/s als auch 
über 50 Mbit/s lachen. Darum geht es doch, und 
das ist doch ein völlig irrsinniger Gedanke. Was 
zählt, sehen wir sozusagen am Beispiel der 
2 Mbit/s: Wir werden beim Ausbau gar nicht hinter-
herkommen; es wird eine immer höhere Datenan-
forderung geben.  

Deshalb ist ein Grundprinzip dieser Landesregie-
rung - und das sollte das Grundprinzip von uns 
allen sein -: Der Ausbau darf keine Sackgasse 
sein, sondern er muss es uns ermöglichen, ständig 
in der Lage zu sein, durch weitere Investitionen 
von dem bereits Bestehenden zu profitieren, damit 
ganz am Schluss in jedes einzelne Haus Glasfa-
sern führen. Das ist allerdings - das wissen wir 
auch - noch ein langer, weiter Weg. Deswegen 
sind kluge Zwischenziele der richtige Weg, meine 
sehr verehrten Damen und Herren.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ich freue mich, dass zu diesem wichtigen Thema 
des Breitbandausbaus nun Anträge sowohl der 
Koalitionsfraktionen als auch der CDU-Fraktion 
vorliegen. Denn wir alle wissen, dass gerade die 
Digitalisierung eine wirkliche Veränderung in unse-
rem Leben gebracht hat. Wir sind Zeitzeugen eines 
wahren Paradigmenwechsels in einer Gesellschaft, 
in der das Thema Breitband von immenser Bedeu-
tung ist.  

Und für mich als Wirtschaftsminister gilt das nicht 
nur für das private Umfeld, sondern auch mit Blick 
auf die Industriepolitik: Das Projekt Industrie 4.0, 
die Verknüpfung von industrienahen Dienstleistun-
gen und Handwerk wäre ohne den flächendecken-
den Breitbandausbau nicht realisierbar.  

Lassen Sie mich nicht zuletzt sagen: Auch gute 
Arbeitsmöglichkeiten im eigenen privaten Umfeld 
zu schaffen, ist ohne Breitbandausbau nicht mög-
lich.  

Wir haben mit dem Breitbandausbau auch eine 
Chance, den mit dem demografischen Wandel 
verbundenen Problemen in Niedersachsen entge-
genzutreten. Wir können dafür sorgen, dass es 
möglich ist, auch in abgelegenen Gebieten zu ar-
beiten. Dafür brauchen wir den Breitbandausbau in 
Niedersachsen.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Was ist passiert, meine sehr verehrten Damen und 
Herren? - In den 1990er-Jahren wurde der Tele-
kommunikationsmarkt geöffnet und haben die Kräf-
te des Marktes gewirkt. Wir sehen jetzt, was das 
Ergebnis ist: Dort, wo es sich lohnt, gibt es eigent-
lich alles; dort kann sich der Bürger aussuchen, 
welchen Anbieter er wählt. Aber dort - wir haben es 
gerade gehört -, wo die Marktmechanismen nicht 
greifen, gibt es gar nichts. Dort besteht übrigens 
auch kein Interesse der Privaten zu investieren.  
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Aber genau das ist unsere Aufgabe: Wir müssen 
dafür sorgen, dass es ein flächendeckendes An-
gebot gibt. Dazu trägt - auch das will ich sagen - 
die Liberalisierung bei. Wer sich ansieht, wer in 
Niedersachsen dafür sorgt, dass Breitbandausbau 
funktioniert, wird feststellen, dass in unserem Land 
viele kleine und mittelständische Unternehmen 
einen wesentlichen Beitrag dazu leisten. Unser 
gemeinsamer Appell an die EU sollte sein, dass 
wir diesen Wettbewerb brauchen, dass wir diese 
vielen kleinen mittelständischen Unternehmen 
brauchen. Es reicht nicht aus, wenn drei große 
Unternehmen Europa versorgen. Insofern ist es ein 
Erfolg, dass wir in Niedersachsen genau diese 
Unternehmen haben. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Minister, ich will die durch den Beifall entstan-
dene Pause zum Anlass nehmen, darauf hinzu-
weisen, dass mir einige Kolleginnen und Kollegen 
signalisieren, dass sie Ihre Rede gerne hören wür-
den, es aber nicht können, weil es sehr laut ist. In 
allen Fraktionen gibt es Gesprächsgruppen; ich 
bitte darum, sie aufzulösen. Es sollte uns interes-
sieren, welche Position die Landesregierung zu 
diesen Entschließungsanträgen vorträgt.  

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
sollten wir gemeinsam - deswegen bin ich auch 
sehr froh über die Entschließungsanträge - gegen-
über der EU deutlich machen.  

Eine Ihrer Sorgen, Herr Dürr, teile ich allerdings 
nicht - Sie haben versucht, das implizit deutlich zu 
machen -, nämlich die, dass es am Ende so sein 
wird, dass der Staat Aufgaben übernimmt, die er 
der Wirtschaft wegnimmt. - Wir haben ein anderes 
Problem. Keine Kommune ist bereit, in ein Netz zu 
investieren, wenn dies parallel ein Wirtschaftsun-
ternehmen macht.  

Das Problem ist, dass Kommunen vor der Situation 
stehen, selber in die Netzinfrastruktur investieren 
zu müssen, weil es sonst keinen Breitbandausbau 
gibt. Es wird die Aufgabe dieser Landesregierung 
sein, gemeinsam mit den Kommunen in dieser 
Situation Lösungen zu suchen. An den Stellen, an 
denen sich die private Wirtschaft weigert, in den 
Ausbau zu investieren, weil nicht nach drei oder 
vier Jahren eine Rendite zu erzielen ist, muss über 

einen klugen Weg - durch wirtschaftliche Unter-
stützung, durch Kredite - dafür gesorgt werden, 
dass dieser Breitbandausbau möglich ist. Die 
Kommunen investieren in Infrastruktur und vermie-
ten diese Infrastruktur an die Telekommunikations-
dienstleister. So schaffen wir ein Angebot, das 
ansonsten in Niedersachsen in der Fläche nicht 
möglich wäre. Das ist ein kluges Vorgehen; das 
sollten wir in Niedersachsen gemeinsam vorantrei-
ben, meine sehr verehrten Damen und Herren.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Deswegen haben wir als Staat auch die Aufgabe, 
unser Augenmerk genau auf diese Regionen zu 
richten. Um die Regionen, in denen alles vorhan-
den ist, müssen wir uns nicht kümmern. Aber da, 
wo ein Riesenbedarf besteht - gerade im ländli-
chen Bereich -, dort, wo die Lücken sind, müssen 
wir ran. Allerdings nicht, indem man sich nur für die 
einzelnen Lücken Lösungen überlegt, sondern 
indem man einen wirklich regionalen Breitband-
ausbau betreibt und sich kreisweite Netzstruktur-
planungen ansieht. Deswegen bin ich sehr froh, 
dass sehr viele Landkreise dieses Angebot ange-
nommen haben, kreisweite Planungen machen 
und darüber erkennen, wo die versorgten und die 
nicht versorgten Bereiche sind. Der Landkreis Wol-
fenbüttel sei hier exemplarisch genannt. Er war 
sehr weit; er war Vorreiter und hat uns, Herr 
Staatssekretär, damit eine hervorragende Blau-
pause geliefert. So können wir an der Stelle ver-
nünftig weiterarbeiten.  

Das Breitbandkompetenzzentrum, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, ist der Rahmen und 
liefert den Kommunen die notwendige Unterstüt-
zung. Wir werden aber auch unseren Beitrag leis-
ten. Wir haben 60 Millionen Euro aus europäi-
schen Fördermitteln reserviert, die gezielt einge-
setzt werden können. Aber es geht nicht nur um 
den Einsatz der Fördermittel, sondern es geht 
auch um die Frage, wie sie effizient genutzt wer-
den können, wie Finanzierungsinstrumente ge-
schaffen werden können, die einen größtmögli-
chen Effekt erzielen.  

Denn wir sind uns doch darüber einig: Mit 60 Milli-
onen Euro wird man in Niedersachsen das Prob-
lem nicht lösen - mit 120 Millionen oder 180 Millio-
nen Euro übrigens auch nicht. Der Bedarf ist sehr 
viel größer. Deswegen ist es wichtig, kluge Instru-
mente zu schaffen, um einen erheblichen Beitrag 
dazu zu leisten. Diese wollen wir Ihnen in wenigen 
Wochen vorstellen.  
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Ich will aber auch noch einmal an den Bund appel-
lieren: Der Bund darf sich an der Stelle nicht aus 
der Verantwortung ziehen. Der Bund hat bei dem 
Thema der Digitalen Dividende II nicht nur die 
Chance, zusätzliche Funkfrequenzen im Übergang 
für den ländlichen Raum zur Verfügung zu stellen. 
Er hat auch die Chance, die Mittel im Rahmen der 
Digitalen Dividende II zu 100 % dem Breitband zur 
Verfügung zu stellen. Das sollte unser gemeinsa-
mes Anliegen sein.  

Ich bin mir übrigens sicher, dass der Bundesver-
kehrsminister, der auch für die digitale Infrastruktur 
zuständig ist, das ganz genauso sieht, dass es 
einen Schulterschluss zwischen dem Bundesminis-
terium und den Ländern gibt, wenn es darum geht, 
dass die Mittel, die an der Stelle eingenommen 
werden, ausschließlich dem Breitbandausbau in 
Deutschland zur Verfügung gestellt werden. Das 
kommt in erheblichem Maße auch Niedersachsen 
zugute; daran sollten wir gemeinsam appellieren.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich be-
grüße daher die beiden Entschließungsanträge. 
Ich bin mir sicher, dass es eine zielgerichtete Dis-
kussion in den Ausschüssen dazu geben wird, und 
hoffe am Ende auf ein starkes, deutliches Signal 
des Landtages. Das stärkt auch uns den Rücken 
für die Verhandlungen, die wir in Berlin führen 
müssen. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor, deswegen kann ich die erste 
Beratung zu diesen beiden Entschließungsanträ-
gen schließen.  

Wir kommen zur Ausschussüberweisung. 

Der Kollege Miesner hat über die Empfehlung des 
Ältestenrats hinaus beantragt, den Ausschuss für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr mitberatend zu be-
teiligen. Üblicherweise ist nach der Geschäftsord-
nung der federführende Ausschuss damit betraut, 
weitere Ausschüsse um Mitberatung zu bitten. Der 
Ausschuss für Haushalt und Finanzen hat hierbei 
einen Sonderstatus.  

Deswegen frage ich die Fraktionen, ob sie diesen 
Antrag, diese Mitberatung heute gleich mit zu be-

schließen, übereinstimmend mittragen. - Dem wird 
nicht widersprochen. Dann lasse ich darüber ab-
stimmen, dass der Ausschuss für Bundes- und 
Europaangelegenheiten, Medien und Regional-
entwicklung federführend und der Ausschuss für 
Haushalt und Finanzen sowie der Ausschuss für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr mitberatend tätig 
sein sollen. Wer so beschließen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Das ist ausreichend unter-
stützt und beschlossen. 

Nach der Tagesordnung stünde jetzt noch die Be-
ratung des Tagesordnungspunktes 36 an.  

Zwischen den Fraktionen wurde jedoch vereinbart, 
dass die erste Beratung heute nicht stattfindet, 
sondern dass sofort über die Ausschussüberwei-
sung beschlossen werden soll. 

Trotzdem rufe ich ordnungsgemäß auf den  

Tagesordnungspunkt 36: 
Jobmotor soziale Gesundheitswirtschaft Nie-
dersachsen - Gesundheitsberufe stärken und 
Fachkräftenachwuchs sichern - Antrag der Frak-
tion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen - Drs. 17/1488  

Da Wortmeldungen nicht vorliegen, wie die Frakti-
onen es vereinbart haben, kommen wir direkt zur 
Abstimmung über die Ausschussüberweisung. 

Es ist vorgesehen, den Antrag an den Ausschuss 
für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und 
Migration sowie - auch dies haben die Fraktionen 
übereinstimmend beantragt - zur Mitberatung an 
den Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
zu überweisen. Wer so stimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Das ist ebenfalls so 
beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am Ende 
der Tagesordnung der heutigen Sitzung ange-
kommen. Ich darf Sie darauf hinweisen, dass der 
nächste Tagesabschnitt, der 15., für die Zeit vom 
25. bis 27. Juni vorgesehen ist. Der Präsident wird 
den Landtag einberufen und im Einvernehmen mit 
dem Ältestenrat den Beginn und die Tagesordnung 
festlegen. 

Ich schließe die Sitzung, wünsche Ihnen einen 
guten Heimweg und denjenigen, die jetzt noch zur 
Eröffnung der Landesausstellung in die Staatsoper 
fahren, viel Spaß. 

Schluss der Sitzung: 13.02 Uhr. 
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